Staats- 

und 

völkerrechtliche Abhandlungen. 

Herausgegeben 

von 

Dr. Georg Jellinek und Di*. Georg Meyer, 

ProfeS'oren der Rechte in Heidelberg. 


Erster Band. 



Leipzig. 

Verlag von Duncker & H umblot. 

1S98. 



Die 


M onarehomaehen. 


Eine Darstellung 

der 

revolutionären Staatslehren des XVI. Jahrhunderts 

( 1573 - 1599 ). 


Von 


Dr. Rudolf Treumann. 



Leipzig, 

Verlag von Duncker & Humblot. 

1895. 



Vorwort. 


Dio vorliegende kleine Arbeit, die zum gröfsten Teile 
in Prof. Jellineks Seminar in Heidelberg entstanden ist, 
will einen kurzen Zeitraum aus der Geschichte der Staats¬ 
lehre behandeln und dabei namentlich auf den engen Zu¬ 
sammenhang der politischen Zeitströmungen mit. den politi¬ 
schen Theorien hinzuweisen versuchen. So nahe dieser 
Gedanke auch liegt, so wenig ist er doch im allgemeinen 
in der Litteratur der Geschichte der Staatslehre berück¬ 
sichtigt worden. Selbst das zusammenfassendste Werk 
Janets leidet an dem Mangel, dafs es nur den Inhalt der 
einzelnen Schriften wiedergiebt, ohne sich weiter auf die 
Geschichte der Zeiten einzulassen. Und doch bietet gerade 
der Nachweis dieses Zusammenhanges das höchste wissen¬ 
schaftliche Interesse, da in ihm der Trieb des Menschen, 
einen bestehenden oder gewünschten Zustand als „vernunft- 
geraäfs“ darzustellen, hervortritt Deshalb ist die Staats¬ 
lehre und die Geschichte der Staatslehre ein wichtiger Teil 
des grofsen, wissenschaftlichen Gesamtwerkes, der aller¬ 
dings noch der eingehendsten Bearbeitung harrt. 

Schliefslich sei mir gestattet, Professor Jellinek, durch 
dessen Vorträge und unter dessen Leitung ich dieses Ge¬ 
biet der Wissenschaft kennen lernte, meinen aufrichtigen 
Dank auszusprechen. Wenn ich ihm als Zeichen meiner 
Verehrung diese kleine Schrift zueigne, so gehorche ich 
dem Streben, ihm auf diese Weise ein Zeichen meiner 
Dankbarkeit zu geben. 

Heidelberg, 14. Januar 1895. 


Rudolf Treumann 
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Erstes Kapitel. 

Allgemeine Einleitung. 


§ i. 

Vorbemerknng. 

Die Gedanken, die gegen das Ende des vorigen Jahr¬ 
hunderts in der französischen Revolution in Thaten um¬ 
gesetzt wurden, darf mail nicht erst bei Rousseau, und 
überhaupt nicht in dem Jahrhundert suchen, das ihre ersten 
Früchte pflückte; sondern wie auf der einen Seite infolge 
der grofsen Umwälzung dem neuen Staatsleben ein neues 
Gepräge aufgedrückt ist, und wie sich in dem Streite der 
Parteien vieles noch nicht Verwirklichte aus jener Zeit bis 
in unsere Tage hinein erstreckt, so reichen auf der anderen 
Seite die Kämpfe bis in die Zeit des schönsten, selbst¬ 
vertrauenden Kulturfortschrittes, in die Zeit der Renaissance 
zurück. Damals schon rüstete man sich zu den Kämpfen, 
die während der folgenden Jahrhunderte im inneren Staats¬ 
leben ausgefochten werden mufsten. Die Jahre, in denen 
sich diese glanzvollste, ja übermütige Periode menschlicher 
Geistesentwicklung schon ihrem Ende zuneigte, sind die 
Zeit, in die die folgende Untersuchung fällt. Wir müssen 
deshalb diese Zeit selbst erst kennen lernen, um aus ihr 
heraus ihre politischen Ideen zu begreifen. Denn hier, wie 
überall, steht Gedanke und Leben in einer engen, unlüs- 

Staate- u. völkcrrcchtl. Abhandl. I. 1. — Troumsna. 1 
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baren Verbindung: erst die Kenntnis der Umgebung, des 
Milieu, ist der Weg zur Erkenntnis eines Gedankens. Ein 
Stück aus der Geschichte der Staatslehre ohne Daten, ohne 
den lebendigen Hintergrund der Geschichte wird notwendig 
nur eine Bibliographie und aus einer solchen allein den 
wahren Gehalt der Lehren kennen zu lernen, ist ebenso¬ 
wenig möglich, als das aussichtslose Unterfangen der Natur¬ 
forscher des Mittelalters einen Erfolg haben konnte, solange 
sie nicht die eigene Erfahrung, sondern den Aristoteles 
nach den Geheimnissen der Natur befragten. Wenn jede 
Geschichte Kulturgeschichte sein soll, so darf man nicht 
nur die zusammenhanglosen Teile, sondern man mufs auch 
deren Verbindung betrachten. Die Ereignisse der Ge¬ 
schichte, die religiösen Strömungen, und, ein Bild des „Zeit¬ 
geistes“ selbst, die Philosophie — wenn man auch mit dem 
Zeitgeist vorsichtig sein mufs: 

Wan ihr den Geist der Zeiten heifst, 

Das ist im Grund der Herren eigner Geist, 

In dem die Zeiten sich bespiegeln, — 

bilden ein Ganzes, in dem jedem Teil sein Platz gebührt 
Nach den verschiedensten Seiten, soweit der Rahmen unserer 
Arbeit es zuläfst, werden wir uns deshalb umzusehen haben, 
um ein möglichst vollständiges Bild unseres Objekts zu er¬ 
halten. Die Übergangszeit, die Regeneration der Wissen¬ 
schaften 1 * * und das Zeitalter der Monarchomachen 8 werden 
wir zunächst skizzieren, um dann, indem wir auf unsere 
eigentliche Aufgabe Ubergehen, einen kurzen Rückblick auf 
die Geschichte der Staatslehre 8 , soweit sie für uns von 
Bedeutung ist, zu geben. Da unseren Monarchomachen 
durchgängig die Lehre vom Tyrannenmord gemeinsam ist, 
so werden wir speciell die Geschichte derselben 4 betrachten. 
Nach diesen Vorarbeiten werden wir im letzten Kapitel die 
Doktrinen der Monarchomachen selbst entwickeln. 


1 Kapitel I § 2. 

* Kapitol I § 3. 

8 Kapitel II. 

4 Kapitel III. 
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§ 2 . 

Die Übergangszeit. 

Die Einheit von Glauben und Wissen, die von den 
theologischen Summisten mit unendlichem Fleifs und Scharf¬ 
sinn zu beweisen und zu festigen gesucht wurde, lockerte 
sich seit Duns Scotus mehr und mehr: das künstliche Band 
mufste endlich zerreifsen, und mit der Erkenntnis der Un¬ 
vereinbarkeit von Vernunft und Dogma mufste die Scho¬ 
lastik fallen. Ihr — freilich ungewolltes — Resultat, die 
Lehre von der „doppelten Wahrheit“, war der beste Beweis 
ihrer Unmöglichkeit. Aber gerade in der Gegenüberstellung 
der philosophischen und der theologischen Wahrheit lag 
bereits der Keim zu einem künftigen Kampf zwischen 
diesen beiden Mächten: die Spaltung mufste mit dem Siege 
der einen oder der anderen beendet werden. Die Kampfes- 
und Übergangszeit war ein unklares, ein wirres Ineinander- 
fliefsen der Grenzen, ja, fast eine Umkehrung der scholasti¬ 
schen Methode selbst: hatte man früher das Dogma durch 
die Vernunft beweisen wollen, so wurde jetzt die Vernunft 
durch das Dogma gestützt: das rationell gefundene wurde 
mit Bibelstellen, das geschichtliche mit Beispielen aus der 
heiligen Geschichte erläutert und belegt. Erst allmählich 
trat eine Klärung ein, erst nach langer Zeit wurden die 
Geister aus den theologischen Fesseln befreit: der Kreis¬ 
lauf war vollendet, der Glaube an das Dogma hatte dem 
Glauben an die Vernunft Platz gemacht. Der „Kultus der 
Vernunft“ am Schluls der Entwicklungsreihe läfst die Um¬ 
kehrung als eine vollständige erscheinen. 

Mit der Decentralisation der Scholastik, der Philosophie 
der Kirche, ging die Decentralisation der Kirche Hand in 
Hand. Wir stehen im Anfänge des XIV. Jahrhunderts. 
Die Philosophie zur Zeit der gewaltigsten Macht der Kirche, 
der Realismus, der zu einer vollkommenen Verachtung des 
Einzeldings und des Individuums geführt hatte, mufste mit 
seiner Lehre von der Realität der Universalia dem Nomi- 

1 * 
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nalismus weichen, der in Wilhelm von Occam seinen Neu- 
begründer fand. Gewifs ist es kein blofser Zufall oder 
eine durch gekünsteltes Suchen gefundene Parallele, dafs 
zu einer Zeit, wo der Satz galt: universalia ante rem, — 
oder, wie derselbe später in seiner gemilderten Form lautete: 
universalia in re — dafs in dieser Zeit die Person des 
Einzelnen im Leben ebensowenig galt wie das einzelne 
Ding in der Philosophie; und dafs, nachdem man zu der 
Lehre angekommen war, daa Wesen der Dinge liege im 
Einzelnen, die universalia seien flatus vocis, sich das Ver¬ 
hältnis völlig veränderte. Das Individuum trat nun wieder 
in den Vordergrund; das mächtige Gefüge der Hierarchie 
begann zu wanken. Immer mehr verblafste das päpstliche 
Weltregiment, und auch innerhalb der Kirche wurde seine 
Allgewalt durch das Episkopalsystem erschüttert. Gerade 
in dieser Zeit traten Männer auf, die den Ansprüchen der 
Kirche gegenüberzutreten wagten. Ihr Einflufs auf den 
Staat sinkt; das Reich weifs sich den zu hoch gespannten 
Forderungen zu entziehen. Mit dem nationalen Bewufst- 
sein erwacht seit dem XIV. Jahrhundert die Idee des 
Staat8 in den Völkern. Man glaubt nicht mehr an eine 
Universalmonarchie. Während der Einflufs der Kirche 
sinkt, steigt die Staatsgewalt empor: die Kräfte können 
sich nach innen wenden, und nach und nach steigert sich 
die Staatsgewalt, begünstigt durch eine glückliche 
Konstellation der Bedingungen, durch das Gold Amerikas, 
die Söldnerheere, die Politik der Reformatoren, die durch den 
Humanismus geklärte Kenntnis der einheitlich organisierten 
Staaten des Altertums, bis zum Gipfel der absoluten Fürsten¬ 
macht. Im absoluten Herrscher konkurrieren alle ge¬ 
trennten und voneinander unabhängigen Gewalten der Kor¬ 
porationen, um in seiner Machtfülle unterzugehen: in seiner 
allumfassenden Regierungsgewalt spricht sich zuerst die Ein¬ 
heit der Staatsgewalt aus. Die Souveränetät des Staates 
wird als sein wesentliches Merkmal formuliert 

Der Bruch mit dem Mittelalter schien eine völlige 
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Wiedergeburt der Antike, eine wahre Renaissance werden 
zu wollen. Schon in den Zeiten eines Petrarca und 
Boccaccio, ja noch weiter zurück, schon in Friedrich II. 
hatte sich der neue Geist ausgesprochen. Zunächst war 
es 1 die Philologie, die die antike Litteratur wieder er¬ 
forschte. Die ganze Geistesaristokratie verstand und er¬ 
lebte wieder das Altertum, dem sogar die hochgebildeten 
Päpste jener Tage näher standen, als der weltverneinenden 
Lehre des Christentums. So barg die Kirche einen gefähr¬ 
lichen Widerspruch in sich; die Reforraversuche, die von 
oben herab vorgenommen wurden, mufsten scheitern, da 
alle Konzilien zu konservativ waren. Nur von unten 
konnte eine durchgreifende, rücksichtslose Reformation im 
Sinne Luthers zu stände kommen. Mit ihm ging auch die 
Theologie auf die Quellen, auf die Bibel zurück — und 
hierin folgte man der Philologie, wodurch auch ein wechsel¬ 
seitiger wissenschaftlicher Fortschritt begünstigt wurde —, 
bis endlich auch Naturwissenschaften und Philosophie sich 
von ihrer Vergangenheit, dem autoritätsgläubigen Mittel- 
alter losmachten. 

Wie die wissenschaftlichen Begriffe, so wurden auch 
die politisch-socialen Anschauungen des Mittelalters in jener 
Zeit zerrissen; die politische Einheitlichkeit der Welt, der 
Gedanke der Universalmonarchie war schon seit dem 
XIV. Jahrhundert angegriffen: nun wurde, nachdem schon 
auf den grofsen Konzilien des XV. Jahrhunderts durch das 
mächtige Streben nach selbständigen Nationalkirchen 2 die 
Einheit der Kirche schwer bedroht worden war, diese Ein¬ 
heit ernstlich durch die Reformation angegriffen und 
schliefslich gespalten. Der Gedanke der Einheit blieb in 
der Kirche aber doch noch bestehen: die Theorie der 
Glaubensfreiheit, selten ausgesprochen und noch seltener 
angewandt, war deshalb in der That nicht mehr als eine 


1 Lange, Geschichte des Materialismus, 1887, S. 159 ff. 
* Weingarten, Die Revolutionskirchen Englands, 8. 15. 
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schöne Theorie: in der Wirklichkeit der Geschichte galten 
die Worte des Evangelisten Lucas (14. 23): „Nötige sie, 
hereinzutreten“, die schon von Augustin zura Wahlspruch 
gegenüber den Andersgläubigen erhoben worden waren *. 
Es war eine Pflicht, die „Verlorenen“ wieder zum 
wahren Glauben zurückzuführen, so dafs der ganze Occi- 
dent „in majorem Dei gloriam“ zu einem Schauplatz der 
wütendsten Kämpfe und Gräuelthaten verwandelt wurde. 
Keine Partei hat der anderen etwas vorzuwerfen. 

Die religiöse Frage setzte sich angesichts der Macht¬ 
vollkommenheit der Fürsten notwendig in eine politische 
um, da das jus reformandi der weltlichen Gewalt auch das 
Innere, die Überzeugung, und das Gewissen der Unter- 
thancn vindizierte. Diese Frage gerade war seit der Re¬ 
formation, die es ermöglicht hatte, dafs Volk und Herrscher 
verschiedenen Konfessionen angehörten, eine blutig-prak¬ 
tische geworden: die Frage nach der Grenze der 
Fürstengewalt Dazu kam noch die Erinnerung an 
die alten Rechte der Stände, die eben jetzt, wo sie zu ver¬ 
schwinden begannen, recht deutlich in das Bewufstsein 
traten; zugleich boten diese alten Einrichtungen den Punkt, 
an dem die Angreifer der absoluten Fürsten einsetzten, so 
dafs ihre eigene Sache, als eine Verteidigung der Volks¬ 
rechte, sich auf die historische Überlieferung berufen 
konnte. Die Religionskriege in den Niederlanden, die 
Bürgerkriege in Frankreich, die Bartholomäusnacht, die 
Wirren in Deutschland, in England, in Schottland sind die 
Illustration zu dieser Frage! Es war also wahrlich keine 
blofse Schulfrage, um die sich neben dem Kampfe mit dem 
Schwerte ein anderer mit geistigen Waffen drehte, und in 
dem sich nicht Katholik und Protestant, sondern der „Prin- 
ceps“ und der „Populus“ gegenüberstanden. Sie bekämpften 
sich zwar gegenseitig, die Katholiken und Protestanten, 
aber sie fanden beide im absoluten Monarchen ihren ge- 


1 Vgl. Eicken S. 1:15. 
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meinsamen Feind. All diese Kampfer, die in jenen Tagen 
den Monarchenkampf aufnahmen, falst man unter dem 
Namen „Monarchomachen“ zusammen: ein Name, den ihnen 
ein Verteidiger des Absolutismus, Guilielmus Barclaius in 
seiner Streitschrift beilegte: De regno et regali potestate 
adveraus Buchananum, Brutum, Boucherium et reliquos 
Monarchomachos libri sex \ 


§ 3 . 

Das Zeitalter der Monarchomachen and Begrenzung der 

Aufgabe. 

Diese Männer sind es, die uns in den folgenden Be¬ 
trachtungen beschäftigen werden. Es ist deshalb hier die 
richtige Stelle, die Ausdehnung unserer Aufgabe zu be¬ 
stimmen. Monarchomachen, im wörtlichen Verstände, hat 
es wohl gegeben, solange es Monarchen giebt; aber selbst 
im eigentlichen Sinne ist der Begriff nicht feststehend. 
Bald begreift man darunter alle Schriftsteller, die, von den 
Reformatoren an bis zu Milton und Locke ein Widerstands¬ 
recht, sei es auch nur ein passives, für die Unterthanen be¬ 
anspruchten ; ohne dafs man darauf Rücksicht nimmt, ob die 
Begründung dieses Widerstandsrechtes der Satz war: „Man 
mufs Gott mehr gehorchen, als den Menschen“, oder ob es 
aus der Volkssouveränetät abgeleitet wurde. Bisweilen be¬ 
ginnt man sogar schon mit Marsilius von Padua 1 2 ; ja, ein 
ausführliches Werk müfste auch Rousseau und die modern¬ 
sten socialistischen und anarchistischen Schriftsteller be¬ 
rücksichtigen. Doch dies zu umfassen, würde eine Lebens¬ 
aufgabe sein, und so schön und dankbar eine solche Aus¬ 
sicht auch ist, — wir müssen uns für unsere Zwecke 
bescheiden und unser Thema enger begrenzen. Doch darf 
diese Begrenzung der Abgeschlossenheit keinen Eintrag 


1 Paris, 1600. 

2 Gierke, Althusius, S. 3 Note 3. 
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thun, sondern, ohne Willkür unterlaufen zu lassen, müssen 
wir das Zusammengehörige auch zusammenlassen, indem 
wir vorzüglich den allgemeinen Charakter und die Heimat- 
länder der Schriften berücksichtigen. 

Was ersteres, den allgemeinen Charakter der Werke 
angeht, so müssen wir im Auge behalten, dafs es alles in 
erster Linie Streitschriften waren, die, von der Ge¬ 
legenheit hervorgerufen, in glühender, vom Zorn ein¬ 
gegebener Sprache geschrieben sind und wenig Sorge für 
eine genaue, systematische Einteilung zeigen. Was kam 
darauf an, wenn der Zweck erreicht wurde? Und war es 
schliefslich von Wichtigkeit, die Lehren von der Volks- 
souveränetät in einem ausgemeifselten System vorzutragen, 
in dem das Feuer der Unmittelbarkeit, die Gewandtheit des 
Stils notwendig verloren gehen mufsten? 

In zweiter Linie müssen wir die Länder betrachten, in 
denen die politischen Vorbedingungen für solche Streit¬ 
schriften vorhanden waren. Denn nur aus einem regen, 
politischen Leben können derartige Erscheinungen geboren 
werden: die Hauptbedingung aber, die Schriften, wie die 
eines Boucher, möglich machte, war, dafs zwei mächtige 
Parteien im Lande einander gegenüberstanden: denn die 
Kühnheit, mit der die Monarchomachcn geschrieben haben, 
darf man nicht zu einem Schluß» auf ausgedehnte Prcfs- 
freiheit in jenen Tagen benutzen, sondern die Erklärung 
ist darin zu finden, dafs die Schriftsteller die StimmfUhrer 
des halben Landes waren und eine Macht im Rücken 
hatten, auf die sie sich verlassen konnten. Zu solchem 
gewaltigen Parteileben waren die deutschen Territorien zu 
klein, und ebenso war Italien politisch unfähig; in Frank¬ 
reich dagegen, wo alle Voraussetzungen eintrafen, und das 
von jeher das politisch beweglichste Land war, lag der 
Boden für Pamphlete günstiger: die Mehrzahl der zu be¬ 
trachtenden Monarchomachen sind Franzosen. Ähnlich 
stand es in Schottland, wo schon seit Jahren ein erbitterter 
Kampf geführt wurde; in Spanien waren zwar seit i570 
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ira wesentlichen die reformatorischen Bestrebungen aus¬ 
gerottet, doch wurde hier nach der Unterdrückung der 
Volksrechte die Macht und das Überwiegen des königlichen 
Einflusses schwer empfunden, und man wünschte dringend 
die W iederherstellung der alten Freiheiten. Der Monarcho- 
mache, den wir hier treffen werden, war aufserdem ein 
Jesuit, und wir werden sehen, was dies für einen Einflufs 
auf seine Doktrinen haben konnte. 

Frankreich, Schottland und Spanien sind also die 
Länder, in denen die Monarchomachen mit geistigen Waffen 
neben dem Kampfe auf dem Felde der praktischen Politik 
stritten. 

Doch hier bedürfen wir der Rechtfertigung, da wir 
trotz seiner Übereinstimmung in den principiellen Fragen 
mit den Monarchomachen Johannes Althusius ausgeschlossen 
haben. Aber es war uns in erster Linie darum zu thun, 
eine Darstellung der Kampfschriften, die aus dem politi¬ 
schen Leben heraus entstanden sind, zu geben; da ferner 
neue Gedanken sich bei ihm nicht finden, sondern nur die 
von den französischen Publizisten bereits ausgesprochenen 
Grundsätze in doktrinärem Gewände uns entgegen treten, 
so thut es der Vollständigkeit der Arbeit keinen Eintrag, 
wenn wir ihn, als aufserhalb stehenden, übergehen. Die 
grofse Bedeutung, die Althusius von Gierke in seinem vor¬ 
trefflichen Werke „Johannes Althusius und die Entwick¬ 
lung der naturrechtlichen Staatstheorien“ zugeschrieben 
wird, können wir in ihm nicht erkennen: mag ihm 
der Ruhm bleiben, zuerst ein vollständiges, streng systema¬ 
tisches Lehrbuch des allgemeinen Staatsrechts 1 ausgearbeitet 
zu haben, der „Schöpfer“ der Theorie des contrat social 2 
ist er ebensowenig wie Hugo Grotius. Denn einerseits ist 
die Lehre schon so alt wie die Vorstellung des vereinzelt 
umherschweifenden Urmenschen, und andererseits ist gerade 

1 Gierke, Althuaiu«, S. 3. 

8 Gierke a. a. O. 8. 99. 
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kurze Zeit vor Althusius mit aller Schärfe die Natur des 
Zu8ammentreten8 der einzelnen Menschen von Salamonius 
als ein Vertrag der socii aufgefafst worden. 

Was den allgemeinen Charakter der Politik des 
Althusius betrifft,^rechtfertigt er unser Ausscheiden aus der 
Reihe der Monarchenbekftmpfer: Schriften wie die eines 
Boucher, Brutus oder Mariana sind nicht die „rechte Ge¬ 
sellschaft“ fiir das dicke Lehrbuch des Herborner Gelehrten: 
jeder, der sich mit der Litteratur jener Tage vertraut ge¬ 
macht hat, wird uns hierin beistimmen. 

Bevor wir nun die Tendenzen der Monarchomachen 
behandeln, müssen wir eine Skizze der politischen Lage in 
den Heimatländern derselben entwerfen und die Zeit, deren 
Darstellung unsere Aufgabe ist, genau begrenzen. 

Wie bereits erwähnt, beruhte der Streit zunächst auf 
der Verschiedenheit der Konfessionen: die Zeit der Refor¬ 
matoren war also bereits vorüber. Der Kampf, der für die 
Fürstenmacht so günstig ausfallen sollte, war schon so weit 
vorgeschritten, dafs der Sieg nicht mehr zweifelhaft war, 
und die Vernichtung der alten Institutionen hatte die Sehn¬ 
sucht nach ihnen geweckt. 

In Frankreich, dem Mutterland der Monarchomachen, 
lagen, kurz gefafst, die Verhältnisse folgendermafsen: 

Seit Ludwig XI. (1461 —1488) hatte die königliche 
Macht angefangen, die hindernden Fesseln zu zersprengen: 
die Macht der Aristokratie trat ihr gegenüber mehr und 
mehr in den Hintergrund. Franz I. (1515—1547) machte 
noch weitere Fortschritte *, indem er sowohl der Kirche 


1 Die Vernichtang der ständischen Institutionen und religiöse Be¬ 
drückung riefen die monarchomachischen Schriften hervor. Es ist aber 
interessant zu sehen, wie schon unter Franz I., nach Zersplitterung der 
ständischen Einrichtungen allein, sich Stimmen erhoben, die den König 
an seine umschränkte Gewalt erinnerten. Es war Claude de ßeysecl, 
der von Kalteubom (Die Vorläufer des H. Grotiun, 8. 117.) auch als 
Monarchomache bezeichnet wird, welcher 1519, kurz nach dem Regierungs¬ 
antritt Franz L, diesem sein Buch widmete: La graude monarchie 
de France (hier cit nach Ausg. 1541, Paris?). Franz 1. wird hier er¬ 
innert: H y a plusieurs remedes pour refrener leur auctoritä absolue. 
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als dem Staate gegenüber seine Macht erweiterte. Aus 
den Generalstaaten wurde eine Notabeinversammlung, aus 
dem Parlament ein Justizhof 1 . 

Das Land, bereits durch die Gegensätze im königlichen 
Hause, die Streitigkeiten der Grofsen im Lande, aufs ärgste 
zerrüttet, wird seit 1562 durch die Hugenottenkriege in 
noch gröfseres Elend gebracht. Ein unsicherer Friede 
(1570) nach drei Bürgerkriegen dauert nur kurze Zeit: der 
gegenseitige Hals entladet sich aufs neue in der Bartholo¬ 
mäusnacht 1572. Ein vierter Bürgerkrieg begann; die eine 
Partei prägte zur Erinnerung an die Bluthochzeit eine 
Denkmünze, auf der anderen Seite erscheint eine Reihe 
von Streitschriften: In kurzen Zwischenräumen wachsen 
sie auf dem blutgedüngten Boden empor. Zunächst sind 
es nur protestantische Schriftsteller; später, unter Hein¬ 
richs III. letzten Regierungsjahren und unter dem „haere- 
ticus relapsus“ 9 , Heinrich IV. treten auch die Katholiken 
mit einer Anzahl Pamphlete auf, in denen vornehmlich die 
Argumentation der Protestanten wiederkehrt. 

Von den Streitschriften, die in Frankreich erschienen, 
sind es folgende, welche wir zu unserer Betrachtung speciell 
herangezogen haben: 

1. Franciscus Hotomanus, Francogallia. Genf, 1573 8 . 

s’ilz 8ont destraues et voluntaires (chap. VIII feuillet 11). Diese „re- 
medes* werden in den folgenden Kapiteln behandelt: Kap. IX: De la 
religion qui est le premier frein des roys. Handelt der König gegen 
Gottes Gebot tyrannisch, so: II est loisible k ung chascun prelat ou k 
aultre homme religieux bien vivant; et ayant eatime enuers le peuple, 
le luy remonstrer et increper, et k ung simple Drescheur le reprendre ot 
arg*uer publicquement, et en sa barbe (feuill. 13). Die anderen „freins“ 
sind: „la justice“ (Kap. X) und „la police“ (Kap. XI). Das Buch wirft 
ein helles Licht auf die damaligen französischen Verhältnisse, vornehm¬ 
lich Kap. XIII ff. (Des troys estatz du peuple de France et comme ilz 
sont bien riglez et entretenuz.) 

1 Vgl. die Klagen bei Hotman. 

* Kossaeus, Kap. X, S. 659 ff. Heinrich III. und Heinrich IV. waren 
bei der Geistlichkeit gleichermafsen verhafst: auch Heinrich IU. wird 
stete als haereticus bezeichnet. 

8 Es mag inkonsequent scheinen, Hotomanus als Monarchomachen 
aufzufuhren, wenn man Althusius ausgeschieden hat. Denn Hotomanus 
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2. Die anonym erschienene Schrift: De jure Magistra- 
tuum, 1576 französisch, 1578 lateinisch. Danaeus erwähnt 
zwar eine Ausgabe der Schrift „de jure magistratus in sub- 
ditos“ v. 1574 (vgl. Danaeus a. a. O. S. 217), doch ist 
nirgendwo anders eine so frühe Ausgabe verzeichnet 1 . 

3. Mnrius Salamonius, Patritius Roraanus: de princi- 
patu Libri VI 9 . Paris, 1578. 

4. Stephanus Junius Brutus, Vindiciae contra tyrannos. 
Edinb., 1579 8 . 

5. Guilelmus Rossaeus, De justa reipublicae Christianae 
in Reges impios et haereticos authoritate. 1590 4 . 

6. Boucher, De justa Henrici III. abdicatione e Fran¬ 
corum Regno libri IV. Lugduni, 1591 6 . 

7. Lambertu8 Danaeus, Politices Christianae libri VH. 
1596, Paris 6 . 

Dies sind die Bücher, auf welche wir uns, als Haupt¬ 
erscheinungen der zahllosen Pamphlete in jenen Tagen, be¬ 
schränken werden. Die Litteratur gegen die absolute 


hat weder eine Lehre vom Staatovertrag, noch predigt er den Tyrannen¬ 
mord. Aber er ist der Verfasser einer Streitschrift, die viel Aufsehen 
machte (vgl. Janet II 8. 156), und andererseits gehört er zu denjenigen 
Schriftstellern, die Barclay, der den Namen „Monarchoraachen“ gegeben 
hat, bekämpft und „widerlegt“ (Barel, a. a. O. 8. 121 ff., 298). 

1 Der Verfasser ist Protestant. 

* Katholik. 

3 Brutus ist natürlich ein Pseudonym, hinter dem man bald Hoto- 
manus (vgl. Barclay a. a. O. S. 301), bald Theodore de ßöze vermutete 
(vgl. Baudrillart S. 65, Note 1). Bayle hat als Verfasser den Hugenotten 
Hilbert Lauguet festgestellt (Baudrillart, ebenda). 

4 Kossaeus war Bischof von Senlis (Gierke a. a. O. 8. 8 Nr. 3). 

6 Das Buch ist für die Ligue geschrieben und steht zweifellos in 
engem Zusammenhang mit der „Ligue der Sechzehn“, die sich zum Zweck 
der Absetzung Heinrichs III. gebildet hatte. 

6 Danaeus, ein protestantischer Geistlicher, hatte bereits — es ist 
eiu zu charakteristisches Merkmal, um es aufser acht zu lassen — eine 
„Christliche Physik“ herausgegeben (vgl. a. a. O. Prooemium) und will durch 
Herausgabe einer „Christlichen Politik“ seinen Cyklua, der auch eine 
christliche Ethik enthält, vollständig machen. Das Buch wird gewöhn¬ 
lich au den raonarchomachiachen gerechnet, könnte aber, da oa speciell 
gegen Machiavelli gerichtet ist, auch in einer Abhandlung der anti- 
machiavellistischen Litteratur seine Stelle finden. Diese Erscheinungen 
gleichen sich alle; Janet II, S. 103: On vit je ne sais combien de traitds 
du Prince chr^tien, oü la morale rempla^ait la politique. 
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Monarchie schwoll in Frankreich damals ungeheuer an, 
aber die Erscheinungen, die der eine Tag gebar und der 
andere Morgen abgestorben fand, enthalten keine neuen 
Gedanken, sondern schliefsen sich durchgängig an Hotman • 
oder Brutus an 

Baudrillart 1 2 3 bespricht noch kurz einige Schriften, wie 
den „Dialogue d'Archon et Politie“, die „Discours poli- 
tiques des diverses puissances establies de Dieu au monde“, 
die „M£moires de l’Estat de France sous Charles IX.“ — 
lauter Pamphlete, die.. „ne sont gu&re que le commentaire, 
affaibli ou aggrav4, des ouvrages de Frangois Hotman et 
d’Hubert Languet“ 8 . 

Das Buch Hotmans, die Francogallia, bildet also den 
Markstein unserer Epoche. Die Bartholomäusnacht, die cs 
hervorgerufen hatte, veranlafste auch in Schottland Georg 
Buchanan, den Geschichtsschreiber Schottlands und Er¬ 
zieher des jungen Jakob VI., ein schon früher verfafstes 
Werk 4 * * herauszugeben: De jure regni apud Scotos. 1579. 
Schottlands Verhältnisse waren um diese Zeit folgende 0 : 

Bereits seit dem XV. Jahrhundert standen sich hier 
zwei Parteien gegenüber: Krone und Kirche auf der einen, 
der Adel auf der anderen Seite. Die Einführung der Re¬ 
formation hing also im wesentlichen davon ab, ob König 
und Geistlichkeit oder der Adel die Oberhand behielten. 
Die Macht des letzteren war so gewachsen, dafs er 1542 
dem König Jakob V. den Gehorsam aufkündigen konnte, 
wenn dieser seinen Feldzug gegen England unternehmen 
wollte. Jakob starb im gleichen Jahre, und nun ersetzte 
der mächtige Adel den von dem König selbst eingesetzten 
Regenten Beaton durch den protestantischen Grafen Arran. 
Dieser genehmigte trotz des Widerstandes der Geistlichkeit, 

1 Baudrillnrt S. 66. 

2 liaudrillart S. 66 ff. 

3 Baudrillart S. 66. 

4 De jur. regn. a. Sc. dialogus, Praefatio: Scripscram, nute cora- 

plurea annos, cum apud noa rea turbulentissimae essent (1568?) Dialogum. 

* Vgl. Buckle, Geschichte der Civilisation in Euglaud, IV. Buch. 
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dafs die Bibel vom Volke gelesen werden dürfe: hiermit 
hatte die Reformation einen bedeutenden Vorsprung er¬ 
rungen. Hierüber kam es wieder zum Kampf, in dessen 
Wirren Beaton ermordet wurde. Bei dieser Gelegenheit 
begegnet uns zum erstenmale Knox, und zwar als Recht- 
fertiger dieses Mordes. Knox wird für die weitere Ent¬ 
wicklung der Reformation in Schottland fortan von der 
gröfsten Bedeutung. 1556—1559 kam er nach mannig¬ 
fachen Schicksalen, die uns hier nicht näher interessieren, 
nach Genf zu Calvin, dessen Kirchenverfassung er kennen 
lernte, und durch deren Principien seine Anschauung vom 
Staat wesentlich gebildet wurde. 1560 war der Kampf in 
Schottland zu Gunsten der Reformation entschieden, 1561 
kehrte Maria Stuart aus Frankreich zurück. Die Leitung 
des Staates mufste sie ganz in die Hände der Protestanten 
legen, um bald dem Gegensätze ihres Glaubens und dem 
ihres Volkes zu unterliegen. 

Mit dem Siege der Reformation war aber der Anfang 
zu einem neuen Kampfe zwischen der protestantischen 
demokratischen Geistlichkeit und dem Adel gegeben. Denn 
sowohl Adel wie Geistlichkeit wollten die Güter der katho¬ 
lischen Geistlichkeit für sich haben: der Adel, der sich 
ihrer bemächtigte, dachte nicht daran, sie herauszugeben. 
Damit aber hatte er sich einen gefährlichen Feind ge¬ 
schaffen : denn die puritanischen Priester suchten und 
fanden nun Hülfe beim Volke, bei dem sie durch Schrift 
und Wort die demokratischen Grundsätze ihrer Kirche ver¬ 
breiteten und die monarchische Regierungsform in Verruf 
brachten. 

Während dieser Kämpfe übernahm der 12 jährige 
Jakob VI. die Regierung, und an ihn wendet sich der 
Dialog Buchanans. Buchanan war Puritaner und Erzieher 
des Königs: die Grundsätze seiner Staatslehre stehen des¬ 
halb auf dem Boden der unmittelbaren Demokratie *, und 


1 Er befürwortete diu Referendum; vgl. unten. 
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hierin ist er Puritaner: der Erzieher des Königs aber will 
doch die monarchische Regierungsform beibehalten. Dafs 
sein Dialog freilich wenig genutzt hat, das lehrt die Ge¬ 
schichte Jakobs VI.! 

Es bleibt uns jetzt nur noch übrig, unsere Blicke nach 
Spanien zu wenden, wo Juan Mariana im Jahre 1599 sein 
bekanntes Buch: De rege ac regis institutione herausgab. Hier 
in Spanien war durch die glückliche Vereinigung Aragoniens 
und Castiliens (seit Isabella) die gesunkene KönigswUrde 
wieder zu Ansehen gelangt; seit das Reich (mit Karl I.) 
in die Hände der Habsburger gelangt war, wurde es zum 
Mittelpunkt der habsburgischen Weltherrschaftspolitik. Die 
Macht des Königs im Innern stieg, besonders seit Unter¬ 
drückung des Aufstands der Communeros (1521) zur ab¬ 
soluten empor: das Volk verlor Verfassung und Rechte, 
welche sich nur in Aragonien eine Zeit lang noch hielten. 
Unter Philipp II., der nicht weuiger Volksrechte als Ketzer 
bekämpfte, ging die Nation der Verarmung entgegen. Dem 
Infanten Philipp, dem späteren Philipp II., ist das Buch 
Mananas gewidmet 1 , und eigentümlich genug, Volksrechte 
und Tyrannenmord werden von dem Jesuiten gepriesen 
„cum privilegio regis u . 


$ 4. 

Die Tendenz der Monarchomachen. 

Das Buch Marianas ist in der Reihe unserer Schrift¬ 
steller chronologisch das letzte, so dafs also, in Daten aus¬ 
gedrückt, die von uns zu betrachtende Zeit die Jahre 
1573—1599 umfafst. 

Das Problem der Monarchomachen, auf religiösem 
Boden gewachsen, ist durch und durch revolutionär: denn 
ist überhaupt einmal die Frage nach der Grenze der 


1 Kure vor Beendigung den Buches bestieg der Infant (1598) selbst 
den Thron. 
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Fürstengewalt aufgeworfen, und sind schützende Schranken 
vor Glauben und Gewissen der Unterthanen gestellt, so ist 
es nur eine Konsequenz, wenn auch nach anderen Grenzen 
verlangt wird, die enger und enger um den Fürsten gelegt 
werden. Wenn das höchste Gut der Macht des weltlichen 
Herrschers entzogen war, sollte ihm das geringere unter¬ 
worfen sein? „Je pourrais choisir mon Dieu, et je n'aurais 
pas le droit et la capacit^ de choisir ma profession“ 1 ! So 
setzt sich also die religiöse Frage in eine politische um, 
und aus der Frage nach der Gehorsamspflicht der Unter¬ 
thanen wird eine Frage nach der Fürstenmacht überhaupt 
Begnügte man sich ferner nicht damit, dem Herrscher in 
der „lex divina“ und „lex naturae“ unsichere Schranken 
gegenüber zu stellen, sondern suchte man im greifbaren posi¬ 
tiven Gesetz einen Zaum, so mufste man angesichts der 
Unmöglichkeit, dafs der Wille sich selbst binden kann, für 
diese positiven Gesetze eine andere Willensquelle finden, 
als den Willen des Fürsten. Diese Schwierigkeit ver¬ 
schwand mit der Annahme der Volkssouveränetät. 
Von diesem Punkte aus ergaben sich alle fürstenfeindlichen 
Konsequenzen mit logischer Notwendigkeit: das Recht des 
Volkes, jede beliebige Staatsform zu wählen, das Recht, 
bei dem Erlafs der Gesetze mindestens mitzuwirken, das 
Recht, den einzelnen Fürsten zu wählen und ihn, bei Mifs- 
brauch der ihm übertragenen Macht, wieder abzusetzen. 
Die Behauptung des Rechtes des Widerstandes steigert sich 
bei den Monarchomachen bis zum Aufruf zur Revolution, 
bis zur Predigung des Tyrannenmordes. Trotzdem gelten 
aber alle Angriffe nur der absoluten Monarchie, nicht der 
Monarchie überhaupt: das Streben der Schriftsteller richtet 
sich auf die Erlangung eines ständisch beschränkten Fürsten. 

Fürst und Volk stehen sich als Vertragsparteien gegen¬ 
über: der Staat in unserem modernen Sinn ist daher noch 
nicht zum Bewufstsein des menschlichen Denkens gekommen: 


1 BaudrilUrt 8. 40. 
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ebenso wie thatsächlich sein Körper sich mechanisch aus 
den öffentlich-rechtlichen Korporationen zusammenfügte, so 
bestand er auch in der Theorie aus den beiden Vertrags¬ 
parteien , die ihn mechanisch zusammensetzten. Aber 
dennoch erschien durch den Satz: princeps singulis maior, 
universis minor, die eine Vertragspartei, das Volk, als die 
vorzüglichere, und es taucht dadurch, dafs populus und 
res publica wie zwei Wechsel begriffe benutzt werden 1 , bis¬ 
weilen die Idee eines einheitlichen Staates auf (s. u. 
Kap. IV § 3). 

Soviel sei von der Staatslehre der Monarchomachen 
zur Orientierung gesagt. Schon aus diesen kurzen Um¬ 
rissen geht hervor, dafs es durchaus demokratische Prin- 
cipien sind, auf denen eine neue Ordnung der Dinge sich 
aufbauen soll, und dafs also', wenn man in dieser Bewegung 
am Ende des sechzehnten Jahrhunderts die Wurzeln unserer 
modernen Demokratie erkennt, diese ihren Ursprung in der 
Forderung der Gewissensfreiheit hat. 

Bevor wir aber an eine Darstellung der Staatslehre 
der Monarchomachen in ihren Einzelheiten gehen, müssen 
wir die Elemente, aus denen sich dieselbe auf baut, in 
ihrem geschichtlichen Werden betrachten, wie sie sich aus 
dem Mittelalter herausgebildet haben. 


1 Z. B. Boucher, Lib. I, cap. 9: . . . ut populum ac rempublicam 
neu regnum (quo idem esse constet). . conjunctim proferamus. 


.Staats- u. Völkerrecht!. Abhtndl. I. 1. — Treumann. 
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Zweites Kapitel. 

Geschichtlicher Rückblick. 


§ i. 

Die Staatslehren des Mittelalters. 

In der Staatsauffassung des Mittelalters sind, wie ein 
Reflex des ganzen Mittelalters selbst, die beiden gröfsten 
socialen Erscheinungen seines Lebens ausgeprägt: die Kirche 
und das Lehnswesen. Aus diesem Milieu entspringt eine 
Theorie, die theokratisch und feudalistisch zugleich ist: In 
Anschlufs an die vielgenannte Bibelstelle Luc. 22. 38 wird 
von dem Mittelalter, das sich konkret auszudrUcken liebte, 
die Zweischwertertheorie aufgestellt 1 : Alle Weltmacht 
stammt von Gott, der als oberster Lehnsherr, als imperator 
coelestis*, Kirche und Staat, d. h. Papst und Kaiser, als 
Vasallen mit dem Schwerte belehnt hat. 

Im Grunde genommen war diese aus ihrer Zeit heraus 
entstandene Lehre aber nur eine Umformung des vorher¬ 
gegangenen Systems; das Mittelalter war eben nicht nur 
„essentially unpolitical“ 8 , sondern auch in Gedanken wesent¬ 
lich unselbständig. Denn der Gedanke der Weltraonarchie, 

1 Über die ersten Spuren dieser Lehre seit Gottfried von Vendöme 
vgl. Gennrich a. a. O. 

Ä Bryce a. a.,0. S. 104. 

8 Bryce a. a. O. S. 90. 
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der diese ganze Zeit beherrschte, hatte sich, ohne jemals 
ganz zu erlöschen, aus den Tagen des römischen Welt¬ 
reiches herUbergeschoben. Der Weltmonarch, der Kaiser, 
und der Weltbischof, der Papst, waren mit direkt von Gott 
stammender Macht ausgerüstet: die übrigen Könige kamen 
in der Theorie nicht in Betracht Einen grofsen Einflufs 
auf diese Vorstellungen von Universalmonarchie und Uni¬ 
versalepiskopat mufsten natürlich die metaphysischen Prin- 
cipien der Scholastik Uber die Wesenheit der Dinge 
flufsern *. 

Schon ein flüchtiger Blick auf die Geschichte im Mittel- 
alter zeigt einen fortwährenden Kampf zwischen den beiden 
Weltmächten, und naturgemäfs geht die Staatslehre darauf 
hinaus, als Illustration des Kampfes der Zeit die Superiorität 
der einen Macht Uber die andere oder deren Gleichstellung 
zu beweisen, je nach dem Standpunkte, den der Schöpfer 
einer Theorie fiir den wahren hielt. In Anschlufs an die 
erwähnte Sch werter theorie suchte die Kirche bekanntlich 
ihre Überlegenheit dadurch zu beweisen, dafs sic den 
Kaiser als Aftervasallen Gottes hinstellte, der die weltliche 
Macht in erster Linie aus der Hand des Papstes erhalten 
hatte*. Andere eigentümliche Konstruktionen 8 werfen ein 
hochinteressantes Licht auf die Entwicklung des mensch¬ 
lichen Geistes. 

Aus dem Kreise dieser Vorstellungen liefs sich aber 


1 Bryce a. a. O. besondere das hervorragende Chapter VII: Theory 
of the Mediaeval empire. 

1 Diosc Ansicht, dio lange Zeit dominierte, hat ihre gangbarste 
Formulierung durch Bernhard von Clairvaux gefunden: Petri uterque est; 
»Iter suo nuto, alter «na manu, quoties necesse est, evaginandus (Genn- 
rich a. a. O. S. 154). 

* Mit welchen Waffen der Kampf geführt wurde, möge folgendes 
Beispiel zeigen, daa wir „Friedberg, Die mittelalterlichen Lehren über 
da* Verhältnis von Staat und Kirche, I.“ entnehmen. Es wird der 
Kaiser mit dem Mond, der Papst mit der Sonne verglichen: cum terra 
•it septies msjor luna, sol autem octies major terra: restat ergo, ut ponti- 
fcatu* dignitas qnadragies septies sit major regali dignitate. — Eine 
■adere Berechnung läfct den Papst 7744V* mal gröfser als den Kaiser er- 
»eheinen. 


2* 
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niemals eine Unterordnung der Kirche unter das Reich ab¬ 
leiten, sondern im besten Falle stehen geistliche und welt¬ 
liche Macht gleichberechtigt nebeneinander, d. h. die Kirche 
war stets frei vom Staat. Mit dieser Freiheit begnügte 
sich die Kirche zur Zeit ihres Glanzes freilich nicht, sondern 
ihre Weltverneinung in der Lehre setzte sich in der That 
notwendig zu einer schrankenlosen Weltbeherrschung um l . 
Deshalb wurde, um die Superiorität der Kirche nachdrück¬ 
lich zu beweisen, der Staat so elend, so niedrig wie nur 
möglich dargestellt, sei es nun, dafs man ihn in Anschlufs 
an Augustinus als eine Folge der Sünde oder mit Gregor VII. 
als Teufelswerk hinstellte, das seinen Ursprung der Gewalt¬ 
tat, Raub und Mord verdankte. Der Makel, der dem 
Staate schon durch seine Geburt anhaftete, konnte aber 
getilgt werden, wenn er seine Macht aus den Händen der 
Kirche zurückempfangen wollte. Diese stand unendlich 
hoch Uber dem Staate, sie war nach Berthold von Regens¬ 
burg ein niederes Himmelreich, ein Übergang aus der un¬ 
göttlichen Welt zum Reiche Gottes. Die Priester wurden 
von Hadrian IV. und von Johannes Saresberiensis für 
„Götter“ gehalten, während die weltlichen Herrscher schon 
deshalb, weil sie solche waren, zu Verbrechern gestempelt 
wurden. Selbst Sonne und Mond wurden zu Hülfe ge¬ 
rufen, um die Superiorität der Kirche Uber das Reich her¬ 
vorzuheben 2 . 

Hierin war auch Thomas von Aquino 3 gleicher An¬ 
sicht, der durch Herbeiziehen aristotelischer Elemente zur 
Staatslehre für die folgende Zeit von gröfster Bedeutung 
wurde, und dessen Einflufs besonders auf die katholischen 
Monarchomachen ein sehr grofser ist Er betont sowohl 
die menschliche Natur als eines animal sociale et politicum, 
hebt dabei aber auch die ratio constituens civitatem her- 


1 Vgl. y. Eiken a. a. O. 8. 356 ff. 

* Vgl. oben Anm. 3 S. 19. 

• Stöckl, Geschichte der Philosophie des Mittelalters, Ud. II, 
8. 721 ff. 
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vor 1 . Wie Aristoteles läfst Thomas den Staat genetisch 
entstehen, und ebenso schliefst er sich genau an diesen in 
der Einteilung der Staatsformen an. Als die beste erscheint 
ihm die Monarchie, weil sie die Regierung des Universums 
durch einen Gott wiederspiegelt; die schlimmste Regierungs¬ 
form ist die Ausartung der Monarchie, die Tyrannis 2 . 

Der König soll so herrschen, dafs seinen Unterthancn 
die Erreichung des höchsten Zieles, der Glückseligkeit, er¬ 
leichtert wird. Das Ziel ist nur durch Tugend erreichbar, 
aber nicht nur durch natürliche: sondern wie das Ziel ein 
übernatürliches ist, mufs auch die Tugend eine übernatür¬ 
liche sein. Deshalb bedarf es einer höheren Regierung, als 
der weltlichen: d. h. der Herrschaft Christi und seines 
Stellvertreters, des Papstes. Darum ist alle weltliche Re¬ 
gierung dem Papste unterthan. 

Wichtiger als diese Theorien, die aufgestellt wurden, 
um die Unterordnung des Staates unter die Kirche zu be¬ 
weisen, ist für die kommenden Jahrhunderte die Lehre, 
dafs der Staat auf einem menschlichen Willensakte beruhe: 
diese Willensübereinstimmung wurde mit dem wachsenden 
Einflufs des römischen Rechtes immer mehr mit Bewufst- 
sein zu einem Rechtsakt, zu einem Vertrage gestempelt, 
und dadurch der Grund zur ersten rechtlichen Konstruktion 
des .Staates gelegt. Die praktische Konsequenz dieser Lehre 
wandte sich aber einstweilen nicht auf das innere Staats¬ 
leben, sondern vorwiegend auf das Verhältnis von Staat 
und Kirche. Denn stellte man diese als unmittelbare Stif¬ 
tung Gottes hin, liefs den Staat aber in erster Linie durch 
Menschenwillen — allerdings mit göttlicher Zustimmung — 


1 Vgl. Gierke a. a. O. S. Ü5 N. 52. 

s Corruptio optima pessima. Es ist interessant, dafs Mariana, der 
»ich überhaupt eng an Thomas anschliefst, dieses Argument gerade um¬ 
dreht nnd von der schlechtesten Form auf deren Gegensatz als der besten 
turückschliefit: neque leve argumentum est regiam potcstatem caeteris 
e»se praestantiorem, cum eadem labefacta atque in contrarium versa de- 
»inat in tyrannidem, omnium pessimam, atque pestilentissimam formam 
gubemandi (8. 27 a. a. O.). 
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entstehen, so war unzweifelhaft mit der vornehmeren Her¬ 
kunft der Kirche auch ihre Superiorität konstatiert 1 . Dieser 
Weg leuchtete der Vernunft ohne besonderes Widerstreben 
ein, die naive Volksanschauung, die als Quelle aller Staats¬ 
gewalt das Volk ansah, war damit ebenfalls in Überein¬ 
stimmung, und das juristisch-historische Gewissen tröstete 
man mit dem Hinweis auf die lex regia de imperio. Diese 
Punkte beziehen sich alle auf den Herrschafts vertrag, dessen 
Lehre sich zuerst ausbildete, da das praktische Bedürfnis 
es näher legte, zunächst das Herrscher recht zu betrachten: 
das Zustandekommen der Gesellschaft selbst begnügte man 
sich einstweilen als eine Folge des Sündenfalls, als gött¬ 
liche Schöpfung, als Naturvorgang darzustellen: es ist 
sicherlich auch auf die ausgebildete und ausführliche Theorie 
der Staatsentstehung von Aristoteles zurückzuführen, dafs 
sich der Gesellschaftsvertrag in seiner Ausbildung erst 
später zeigt, als der Herrschaftsvertrag. Da man hierin 
eine genügende Erklärung hatte, so brauchte man nicht 
selbständig eine neue Begründung zu versuchen. 

Die Lehre vom Herrschafts vertrage reicht zurück bis 
in die Zeit, wo der Kampf zwischen Staat und Kirche am 
heftigsten tobte, bis in die Tage des Investiturstreits 2 . Aber 
im Gegensatz zur Kirche, die hieraus ihren Vorrang folgerte, 
erklärten die Gegner der päpstlichen Ansprüche mit den¬ 
selben Prämissen ein Freisein vom päpstlichen Einflufs, da 
nicht der Papst, sondern das Volk die Macht besäfse, die 
Könige zu kreieren. Revolutionäre Konsequenzen stellten 
sich also von selbst mit dem Herrschaftsvertrage ein. 

Aber die Kirche hatte ihre Forderungen überspannt: 
es trat eine Reaktion ein. Dies zeigte sich bereits im 
Kampfe des Papstes Bonifaz VIII. mit Philipp dem Schönen 
von Frankreich und später in Deutschland unter Ludwig 
dem Bayern. Gerade hier setzt auch in der Geschichte 


1 Gierke a. a. 0. 8. 62 f., 65. 
* Gierke, 8. 77 ff. 
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der Staatslehre eine neue, wichtige Epoche ein: im eigenen 
Schofse der Kirche erstehen Männer, die ihre furchtbarsten 
Gegner werden, und die es mit unerhörter Kühnheit wagen, 
nicht nur die Superiorität des Universalepiskopats anzu¬ 
greifen, sondern auch den „Gedanken“ der Universal¬ 
monarchie zu ignorieren. Bereits Wilhelm von Occam, den 
man als den Erneuerer des Nominalismus zu bezeichnen 
pflegt, hatte den Satz ausgesprochen, dafs der König von 
Frankreich ebensowenig eine Gewalt über den Kaiser, als 
der Kaiser über den König von Frankreich habe: ferner, 
dafs den weltlichen Fürsten ebensowenig ein Einflufs auf 
die spiritualia, wie den Geistlichen auf die weltlichen An¬ 
gelegenheiten zustehe. Noch weiter ging Marsilius von 
Padua, der in Bezug auf seine kirchenpolitischen Lehren 
auf dem modernen Standpunkte steht, und dessen Staats¬ 
lehre wie ein Vorspiel der monarehomachischen Doktrinen 
sich von dem düsteren Hintergründe des Mittelalters ab¬ 
hebt 1 . Marsilius hat bereits ein hochentwickeltes demo¬ 
kratisches System, was wahrscheinlich aus seiner Kenntnis 
der italienischen Städterepubliken zu begreifen ist, während 
seine kirchenpolitischen Lehren wohl auf seinen Aufenthalt 
in Frankreich zurückzuführen sind, wo die Reaktion gegen 
die kirchlichen Ansprüche bereits begonnen hatte 2 3 . Die 
Forderung der Glaubens- und Gewissensfreiheit 8 , mit wel¬ 
cher Marsilius ganz vereinzelt dasteht, findet ihre historische 
Erklärung ebenfalls, wenn man sie als eine Reaktion gegen 
die Kämpfe und Grausamkeiten auffafst, die ein Jahr¬ 
hundert früher gegen die Albigenser und die anderen 
ketzerischen Sekten begonnen hatten. 

Seine Staatslehre 4 ist kurz zusammengefafst folgende: 


1 Vgl. Frank a. a. O. S. 135 ff.; Janet I, S. 498 ff. 

a Vgl. Sigm. Riezlcr, Die 1 itterarischen Widersacher der Päpste 
*ur Zeit Ludwig des Bayers, I, § 2; II, § 11. 

3 Defensor pacis (edit. 1622): nemo cogi praecipitur in hoc seculo 
poena vel supplicio ad legis evangelicae praecepta servanda (Lib. II, 
e. 9, S. 138; vgl. auch L. III, Conc. 3). 

4 Sie ist vorwiegend im ersten Teil des Def. pac. enthalten: der 
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Die communitas civilis läfst er in engem Anscblufs an 
den Philosophie 1 genetisch entstehen; damit in ihr die 
tranquillitas 8 , die Harmonie der Stände 8 gewahrt werde, 
sind Gesetze nötig 4 ; diese erfordern sowohl einen Gesetz¬ 
geber 8 , als eine exekutive Gewalt 6 . 

Die gesetzgebende Gewalt kann nur dem Volke, d. h. 
der Gesamtheit der Bürger 7 , zustehen oder dessen Majori¬ 
tät 8 , wenn es seinen Willen in einer allgemeinen Versamm¬ 
lung 9 darthut. 

Die Gesetze der Gesamtheit sind die einzigen legi¬ 
timen, und die einzigen, die eine Garantie des Gehorsams 
in sich tragen 10 : denn indem der Bürger ihnen gehorcht, 
gehorcht er einem selbst gewählten Gesetz. Allerdings 
werden die Gesetze erst vor das Volk gebracht, nachdem sie 
vorher von einzelnen weisen Männern durchberaten sind 11 . 


zweite Teil enthalt die Lehren über Staat und Kirche, der dritte „Con- 
clusiones, .. . quarura attentione facilius assequi posaunt principantes et 
'Bubditi finem per hunc librum intentum. Der Def. pac., zur Verteidigung 
des 1324 exkommunizierten Ludwig von Bayern geschrieben, trug dem 
Verfasser auch den Bann ein (1327). 

1 An ihn schliefet sich Marsilius durchweg an: fuit homo aristo* 
telicus magis quam christianus (Alb. Pighius, Hierarch. eccles.; cit bei 
Laurent a. a. O. 8. 132}. Def. p. I, 3, de origine coramun. civil. 

2 Def. pac. I, 1. 2. 

3 Def. pac. I, 5. 

4 Def. pac. I, 11 (8. 33): Sunt ergo leges necessariae ad excluden- 
dum a civilibus judiciis seu sententiis, judicum malitiam et errorem. 

B Def. pac. I, cap. 11 — 14. 

fl Def. pac. I, cap. XV. 

7 Civem antem dico secundum Aristotelera — eum qui participat 
in communitate civili, principatu autera consiliativo vel judicativo secun- 
dum gradum suum (I, c. 12, S. 37). 

■ Def. pac. 8. 37 (I, c. 12): demonstrare scilicet legum latoris 
anctoritatem humanam, ad solam civium universitatem, aut ejus valen- 
tiorem partem pertinere, . . . tentabiraus: die Gründe sind: nur die Ge¬ 
samtheit giebt die besten Gesetze; die Majorität raufe mafsgebend sein, 
weil Stimmeneinhelligkeit nie erzielt werden kann (ibid.). Vgl. auch 
Lib. III, conclusio 6: Legislatorem humanam, solam civium universi¬ 
tatem esse, aut valentiorem illius partem. 

• Allerdings ist eine Vertretung möglich, die aber nicht absorptiv 
ist, sondern sie ist eingesetzt: .... solora ad aliquid et quandoque, ac 
secundum primi legislatoris auctoritatem (L. I, c. 12, 8. 37). 

10 Def. pac. I, c. 12, 8. 39, eo quod hanc quilibet sibi statuisse vi- 
detur. Mit Recht verweist Laurent auf Rousseau I, VI. 

11 Def. pac. I, c. 18 (8. 42). 
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Die Exekutive 1 2 3 befiehlt kraft der Autorität, die ihr 
vom Gesetzgeber eingeräurat ist: subditorum voluntas sive 
consensus ist der Rechtsgrund jeder rechtmäfsigen Herr- 
schaftsform 9 . Deshalb ist ein Wahlreich dem Erbreich 
vorzuziehen 8 . Die anderen Konsequenzen der „Volks- 
souveränetät“ sind, dafs der Fürst den Gesetzen unter¬ 
worfen ist 4 , und dafs er dem Volke für seine Thaten cin- 
stehen raufs, welches ihn eventuell richten kann 5 . 

Alle Gewalt der Exekutive, die am besten ein Haupt 
hat, kommt also vom Volke: Die Wahl der Form liegt in 
dessen Hand: die Universalmonarchie mufs Marsilius, in¬ 
dem er das Volk in natürlichem Sinne fafst, in Frage 
stellen 6 * . 

Das menschliche Gesetz kann nur auf Erden, in der 
menschlichen Gesellschaft wirken: in der Kirche gilt das 
göttliche, geoffenbarte Gesetz. Die Eigenschaft, Bürger zu 
sein, ist von der Konfession vollständig unabhängig. Wenn 
ein Gesetz aber den Bürgern ihres Glaubens wegen etwa 
den Aufenthalt im Lande versagt, so worden die Zuwider- 

1 . . . secundariam vero quasi instrumentalem seu executivani 
dieimus principantem per autoritatem huius a legislatore aibi concessam, 
sec und um formam sibi traditam ab eodem, legem videlicit, secundum 
quem semper agere ac disponere debet quantum potest, actus civiles . . . 

2 Lib. I, c. 8 (8. 2a). Dies gilt für Monarchie, Aristokratie und 
Politia: das Merkmal der Ausschreitungen, der Tyrannis, Oligarchie und 
Demokratie ist, dafs sie „praeter subditorum voluntatem“ besteht. 

3 Def. pac. Lib. I, c. 15, 8. 50. 

4 Def. pac. Lib. I, c. 14, S. 46. 

h Def. pac. Lib. I, c. 18, 8. 71: Debet autein judicium praeceptum 
et executio cuiuscunuue correptionis principantis iuxta illius-demeritum 
seu transgressionem fieri per legislatorem, vel per uliquem aut aliquos 
legislatore autoritate statutos ad hoc.. Und zwar müssen die Fürsten 
bestraft werden, da für den Staat ein grofser Schaden entstehen kann, 
wenn jener straffrei aasgeht; die Bestrafung trifft ihn aber nicht in seiner 
Eigenschaft als principans, sondern als subditus. 

4 Def. pac. I, c. 17 (8. 68): Utrum autein univcrsitati civiliter vi- 
ventium, et in orbe totali unico numero supremum omnium principatum 
habere conveniat, aut in diversis mundi plagis locorum situ quasi ne- 
cessario sepsratis, et praecipue in non communicantibus sermone aut 
moribus, et consuetudine distantibus plurimum, divereos tales principatus 

habere conveniat tempore quodam, ad hoc etiam forte monente causa 

coelesti, ne hominum superflua propagatio fiat, rationabilem habet per- 

•wutationem, aliam tarnen ab intentione praesenti. 
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handelnden nicht der Ketzerei, sondern wegen ihres Un¬ 
gehorsams gegen die Gesetze bestraft 1 . 

In dem kirchenpolitischen Teil 9 greift Marsilius das 
göttliche Recht des Papstes an und verlangt die Unter¬ 
ordnung der Kirche unter den Staat: unser Zweck gebot 
uns aber, in erster Linie seine Staatslehre zu berück¬ 
sichtigen. 

Die göttliche Herleitung des Herrecherrechts&wurde 
durch die Lehre vom Staatsvertrage vollkommen zersetzt 8 . 
Ein Vertrag wurde immer als Rechtsgrundlage verlangt, 
ein Vertrag war es, der einen Usurpator zum legitimen 
Herrscher machte. Die Konsequenz der Superiorität der 
Kirche, die früher daraus gezogen war, war nicht mehr 
die vorwiegende: der Kampf um die Herrschaft tobte nicht 
mehr so erbittert zwischen Staat und Kirche. Nach der 
Beendigung des Streites, der in der Theorie besser für die 
Kirche ausgefallen war, als in der Wirklichkeit, wandte 
ßich die Auslegung der Theorie nach innen und wurde auf 
die im Inneren des Staates sich bekämpfenden Parteien, 
auf Fürst und Volk appliziert. Auf die Bestimmung des 
notwendigen Inhalts des Herrschaftsvertrages verwandte 
die Folgezeit ihre Kraft. Damit war aber den Gegnern 
des Absolutismus eine furchtbare Waffe in die Hand ge¬ 
geben, denn die stillschweigende Prämisse jedes Herrschafts¬ 
vertrages ist die Volkssouveränetät. Denn das Volk 
mufste — so argumentierte man — das Recht, welches es 
übertragen wollte, doch erst selbst besitzen, es mufste der 
ursprüngliche Inhaber der Regierungsrechte sein. Und 
wenn der Vertrag von der einen Partei, vom Herrscher, 
gebrochen wurde, weshalb sollte das Volk noch länger ge¬ 
bunden sein? Die Rcchtsbeständigkeit des Vertrages selbst 
begründete man mit dem Glauben an ein Naturrecht. Den 
revolutionären Konsequenzen konnte man aber selbst durch 

1 Def. pac. UI, Conc. 30. 

3 Laurent a. a. O. 8. 132 ff. 

1 Gierkc a. a. O. 8. 76 ff. 
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die Annahme einer unwiderruflichen Übertragung nicht 
entgehen, da immer Fälle ein treten konnten, die einen 
Rückfall des Rechts an das Volk zur Folge haben konnten. 
Selbst der Kunstgriff Hobbes im XVII. Jahrhundert war 
nicht so durchschlagend, dafs er nicht von Rousseau gerade 
umgedreht werden konnte. Die gekrönten Häupter liebten 
es deshalb auch viel mehr, sich auf ihr göttliches Recht 
zu berufen, als eine, wenn auch unentziehbare Macht aus 
der Hand des Volkes zu empfangen. Filmer stand bei 
ihnen deshalb in gröfserem Ansehen als Hobbes! 

Wie die Theorie des Herrschaftsvertrages unerbittlich 
zur Volkssouveränetät führen mufs, so hat der Gesellschafts¬ 
vertrag, durch den das im Herrschaftsvcrtrag als Vertrags¬ 
partei auftretende Volk erst geschaffen wird, individualisti¬ 
sche Konsequenzen, wenigstens so lange man noch nicht 
klar die Relativität des Rechtes erkannt hat. In der ab¬ 
soluten, naturrechtlichen Begriffswelt mufste als die Quelle 
des Rechtes das Individuum erscheinen. Diese Lehre ist 
bereits sehr alt: Die Sophisten kannten sie; als ein 
Teil ihres auf atomistischer Grundlage aufgebauten 
Systems ist sie bereits im Altertum von den Epi¬ 
kureern gelehrt worden, und sicher hat ihre Lehre 
einen gewissen Einflufs auf die Gesellscliaftslehre der Neu¬ 
zeit gehabt; dies ist zwar geleugnet worden 1 , doch steht 
cs einerseits fest, dafs die Lohre im XVI. Jahrhundert be¬ 
kannt war, und andererseits ist es bei der ungeheuren Be¬ 
deutung, die Epikurs Lehre auf die modernen Wissen¬ 
schaften hat 2 , recht gut möglich, dafs sich sein Einflufs 
auch auf diesen Zweig der Wissenschaft geäufsert hat. Ein- 


1 Gierke a. a. O. 8. 96, Nr. 56. 

8 Data die Lehre Epikara bekannt war, geht aus der Polemik des 
Monarchomachen Danaeus gegen die atomistische Zusammensetzung 
des Staates hervor: a. a. O. S. 29. Diese Ansicht übergeht er, „velut 
impiam“. Est enim Epicureorum hominum, Atheorum — Es ist nicht 
wahrscheinlich, dafs „Epicureus“ hier blofses Schimpfwort ist — Über 
den Einflnfs Epikurs auf die moderne Naturwissenschaft vgl. Lauge 
a. a. O. 8. 184 ff. 
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gehende Forschung würde sicher zu einem positiven Re¬ 
sultat kommen. 

Die Lehre vom Gesellschaftsvertrag hat zur Voraus¬ 
setzung die Vorstellung eines Naturzustandes, in dem das 
Individuum einsam umherschweifte: dieses Individuum er¬ 
scheint dem Naturrecht als der ursprüngliche Träger alles 
Rechtes, dem seine „angeborenen Menschenrechte“ unver- 
äufserlich anhaften. Indem auch hier der Satz: „Verträge 
müssen gehalten werden“ zur Rechtsgrundlage des Ver¬ 
trages gemacht wurde, wurde das Privatrecht notwendig 
zur Mutter des öffentlichen Rechtes: ein ioteQOv Trpwrepov, 
das durch den Glauben an das Naturrecht insofern gerecht¬ 
fertigt scheint, als durch diesen zweiten Fehler die Rech¬ 
nung doch zu einem annehmbaren Resultat geführt wurde. 

Das Verhältnis von Staat und Recht wurde gerade 
umgekehrt; die Urmenschen wurden mit den raffiniertesten 
römisch-rechtlichen Begriffen begabt — Ausflüsse desselben 
unhistorischen Geistes, der keinen Anstofs daran nahm, in 
den klassischen Tragödien Iphigenie im Reifrock und Orest 
mit der Perücke auftreten zu sehen. Ferner mufs man 
nicht vergessen, dafs das Jahrhundert, in dem die Vertrags¬ 
lehre sich zu unbestrittener Geltung erhob, die Zeit eines 
Descartes und Spinoza ist: und wie es kein Zufall ist, dafs 
zur Zeit, als die Scholastik anfing, sich zu zersetzen, ein 
Marsilius von Padua möglich war, so gehört auch die Ver¬ 
tragslehre in ihrer Ausbildung in ein Jahrhundert, das, be¬ 
freit von den Fesseln der Scholastik, alles zu begreifen 
vermeinte. Und wie klar wurde der Staatsbegriff, wenn 
man ihn so begründet hatte: der Staat war denkbar ge¬ 
worden. Wenn man freilich unsere Forschung mit dem 
damaligen Geiste vergleicht, so könnte man den Fortschritt 
dahin zusammenfassen, dafs man im Fragen vorsichtiger 
und im Antworten bescheidener geworden ist. 
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§ 2 . 

Die Staatslehren zur Zeit der Reformation. 

Die theokratische Begründung der obrigkeitlichen Ge¬ 
walt wurde von den Reformatoren aufs neue aufgenommen. 
Da diese einen indirekten Anstofs zu den späteren Kämpfen 
und — theoretisch — zu den Lehren der Monarchomachen 
gegeben haben, so müssen wir ihre Lehren ebenfalls be¬ 
achten. 

In der Grundansicht, dafs die Obrigkeit einen gött¬ 
lichen Grund habe, dafs sie ein Zeichen der göttlichen 
Gnade sei, stimmen Luther, Calvin, Zwingli und Melanch- 
thon 1 überein. Freilich tritt bei ihnen eine revolutionäre 
Beantwortung der Frage, wie weit das Gewissen der Obrig¬ 
keit unterthan ist, in den Hintergrund. Dies liegt aber 
nicht an dem antirevolutionären Charakter der neuen Rich¬ 
tung, sondern an der Macht der Verhältnisse. Denn es 
folgt aus einem blofsen religiösen Princip noch nichts für 
das Verhältnis von Obrigkeit und Unterthan: erst die per¬ 
sönliche Ansicht, die selbsterhaltende Politik kann hierauf 
eine feste Antwort geben. Allein betrachtet, harmoniert 
der Anarchismus der Wiedertäufer ebenso gut damit, wie 
eine vollständige Trennung von Staat und Kirche. Denn 
mit Sätzen des Glaubens und der Bibel läfst sich, wie das 
ganze Mittelalter beweist, alles rechtfertigen. 

Was nun Luthers 2 Ansichten und Politik betrifft, so 
konnten diese am wenigsten geeignet sein, liberale Folge¬ 
rungen über des Unterthanen Gewissensfreiheit zu ziehen: 
in seinem Interesse mufste es liegen, die Fürstenmacht für 
sich zu gewinnen, denn auf sie mufste er sich stützen. Er 
wies den Fürsten deshalb nach oben wie nach unten hin, 
dem Kaiser und dem Volke gegenüber, einen weiten Spiel¬ 
raum zu. Während er sie in gewissen dringenden Fällen 
sogar des Gehorsams gegen den Kaiser entband, gestand 

* Vgl. Oierke, 8. 64 ff. . 

* Raudrillart, 8. 28 ff.; Janet, II, S. 122 ff. 
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er ihnen in ihrem Lande eine bedeutende Gewalt zu: Die 
Obrigkeit ist göttlichen Ursprungs, und wer sich mit Ge¬ 
walt ihr widersetzt, ist im Unrecht — mag seine Sache 
noch so gerecht sein —, schon deshalb, weil er zu den 
Waffen gegriffen hat. Ja, sogar eine religiöse Reform soll 
nur vom Fürsten ausgehen. So anerkennt Luther, dafe die 
Forderungen der Bauern nicht mit dem natürlichen Recht 
oder der Billigkeit in Widerspruch stehen, andererseits ist 
die Heftigkeit seiner Schrift: „contra rusticos“ bekannt. 
In seinen Ansichten hat eher das jus reforraandi, als die 
Gewissensfreiheit ihre Wurzel. Aufserdem kommen in 
seiner Lehre die handgreiflichsten Widersprüche vor: denn 
ein anderes Wort von ihm ist, der Staat solle sich nicht 
in geistliche Dinge mischen, sondern als zwar von Gott 
eingesetzte, aber von den Menschen geschaffene Institution 
nur das weltliche Gebiet beherrschen — Widersprüche, die 
vielleicht ein logisches Zartgefühl beleidigen, die aber wohl 
bei jedem Manne, der gewirkt hat, aufgedeckt werden 
könnten. Das wäre freilich eine unfruchtbare und billige 
Arbeit, denn an der Grenzscheide neuer Bahnen braucht 
kein glattes und ausgemeifseltes Lehrgebäude zu stehen. 

Von der gröfsten Wichtigkeit sind für die Lehren der 
Monarchomachen die Grundsätze, die Calvin über den 
Staat aufgestellt hat 1 . Sein Staat, der nur eines der 
äufseren Mittel zum Seelenheil ist 2 , ruht vollkommen auf 
theokratischer Grundlage. Der französische Reformator 
fragt nicht nach dem Ursprung des Staates, er giebt keine 
Vertragslehre, sondern beschränkt sich ausdrücklich nur 
auf die notwendigsten Punkte: ob die Obrigkeit wirklich 
von Gott ist; welches ihre Pflicht und Macht ist; welche 
Gesetze den christlichen Staat lenken sollen; und schliefs- 
lich, wie weit der Gehorsam der Unterthanen dem Ma- 

1 Institutio Christ relig. Lib. IV, cap. XX, 8. 549 ff. de politica 
administratione. 

f Das vierte Buch der Inst Christ handelt nur: de extemis mediis 
ad salutem. 
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gistrate gegenüber gehen mufs. Gerade durch die letzte 
Frage ist Calvin für die folgende Zeit sehr wichtig 1 * 3 . 

Um seiner selbst willen ist der Staat also bei Calvin 
nicht da: dennoch wendet er sich gegen diejenigen, welche 
die Notwendigkeit des Staates überhaupt in Abrede stellen. 
Denn jene, wenn sie das Evangelium eine Freiheit ver¬ 
sprechen hören, die keinen Unterschied macht zwischen 
Unterthan und König, glauben diese Freiheit nicht geniefsen 
zu können, so lange sie Uber sich eine höhere Gewalt er¬ 
blicken 8 . Aber wer gelernt hat, zwischen Geist und Leib, 
zwischen unserem zeitlichen vorübereilenden Leben und 
dem zukünftigen, ewigen einen Unterschied zu machen, der 
wird niemals in diese verderbliche Verwechselung verfallen, 
sondern immer zwei so heterogene Dinge wie das „spiri¬ 
tuale Christi regnum“ und die „civilis ordinatio“ zu trennen 
wissen 8 . 

Aber diese Distinktion soll nicht dazu führen, dafs 
man die weltlichen, bürgerlichen Verhältnisse als eines 
echten Christen unwürdig verachtet 4 * , weil die Trennung 
keinen Kampf der beiden Arten des regimen mit sich 
bringt 6 . Unser Leben auf Erden sollen wir in Aussicht 
auf das jenseitige dazu benutzen, den äufseren Kult Gottes 
zu pflegen, unsere Sitten nach den Vorschriften der bürger¬ 
lichen Gerechtigkeit einzurichten, friedfertig zu sein und 
nach Kräften an der Erhaltung des allgemeinen Friedens 
mit zu arbeiten 6 : quae omnia supervacua esse fateor, si 
praesentem vitara extinguit regnum Dei, quäle nunc intra 
nos est 7 . Auch nur daran zu denken, den Staat abzu- 

1 a. a. 0. § 3: Videamua . .. primum de ipsa magistratus functione, 
nam legitima »it ac Deo probata vocatio, quäle officium, quaota potestas; 
dcinde quibus insti tuend« sit legibus Christiana pulitia; tum postremo, 

J ui* legum usu* ad populum redest, quae magiatratui obedientia 
ebeatur. 

* a. a. O. $ 1. 

3 a. a. O. $1. 

4 a. a. O. § 2. 

6 Ebenda. 

• Ebenda. 

1 Ebenda. 


/ 
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schaffen, wäre Wahnsinn und Barbarei: denn er ist nicht 
nur eine Existenzbedingung des Menschengeschlechts \ 
sondern er steht im Dienste der Religion: er hat zum 
Zweck die Abwehr der Idolatrie, die Verhütung aller 
Schmähungen gegen Gott und gegen die Religion: er mufs 
für Erhaltung der Ruhe, dafür, dafs jedem das Seine werde, 
sorgen: er macht den Verkehr der Menschen untereinander 
möglich und fördert die „honestas“ und „modestia“ a . 

Soviel vom Zweck, von der Berechtigung des Staates, 
dessen einzelne Teile Calvin nach der oben erwähnten 
(S. 31) Anordnung behandelt 8 . Der Staat besteht aus drei 
Teilen: Magistratus, qui praeses est legum ac custoa; Leges, 
secundum quas iinperat; Populus, qui legibus regitur, et 
magistratui paret 4 . 

Der Magistrat erscheint, wie bereits erwähnt, als eine 
göttliche Institution, was mit vielen Bibelstellen belegt wird 6 . 

Dies gilt von allen Obrigkeiten, so verschieden auch 
die Formen sein können, unter denen sie auftreten 6 . Im 
besonderen wird von der heiligen Schrift zwar die Herr¬ 
schaft eines Einzelnen, die sich gerade der geringsten 
Sympathien der Menschen zu erfreuen hat, anempfohlen 7 ; 
trotzdem kann man nicht sagen, diese Form sei die beste: 
denn in dieser Frage kann überhaupt keine Entscheidung 
gegeben werden, ohne die besonderen Verhältnisse im 
einzelnen Staate zu beachten 8 . Calvin selbst, freilich mit 
allem Vorbehalt, spricht sich fUr eine Aristokratie aus: 

1 a. r. O. § 8: Non onim huc spoctat dumtaxat, ut hominos 

foveantur . .. 

* a. a. O. § 3. 

8 a. a. O. § 4-32. 

4 a. a. O. § 3. 

r a. a. O. § 4. Belegstellen sind z. B. Psal. 82. — Rom. 13, 1 u. a. 
Quare nulli iam dubiura esse dehet, qnin civilis potostas vocatio sit, non 
modo cornm Deo s&ncta et legitima, se<l sacerrima etiam, et in tota mor- 
talium vita longe oninium honestissima. 

6 a. a. O. $ 7. 

7 a. a. O. $ 7. 

" a. a. O. § 8. 
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Equidem . . . minime negaverim vel aristocratiam, vel tera- 
peratum ex ipsa et politia statum aliis omnibus longe ex- 
cellere \ 

Die Pflichten der Magistrate sind folgende: In erster 
Reihe mufs ihre Sorge eine „cura pietatis“ 1 2 3 sein, wie un¬ 
zweifelhaft aus der Bibel selbst zu entnehmen ist, so dafs 
also durch diese selbst die thörichte Gottvergessenheit derer 
widerlegt wird, die glauben, der Staat habe sein Augen¬ 
merk nur auf die Rechtsprechung zu richten. Die Aufgabe 
der Magistrate ist eine viel umfassendere 8 . Aber wie weit 
geht ihre Macht, die die Vorbedingung ihrer Pflichterfüllung 
ist? Haben sie, die das Schwert der Gerechtigkeit führen, 
kommenden Falls die Fähigkeit, über das Leben eines 
Unterthanen zu verfügen? Denn Gott befiehlt: „Du sollst 
nicht töten!“ Aber andererseits giebt der Gesetzgeber 
seinen Dienern das Schwert in die Hand, um es gegen die 
Ubelthüter zu zücken 4 . Calvin findet einen Ausweg, der 
dem Magistrat das Recht über Tod und Leben läfst: Affli- 
gere et nocere, piorum non ost; atqui hoc nocere non est, 
nec affligere, piorum afflictiones, Domini mandato, ulcisci 5 . 

Derselbe Grund, der hier die Tötung eines Verbrechers 
rechtfertigt, gestattet im grofsen auch das Beginnen eines 
Krieges: hierfür können ebenfalls viele Beispiele aus der 
heiligen Schrift herbeigezogen werden 6 * . 

Die Magistrate, insbesondere der Fürst, haben ferner 
das Recht, aus dem Staatseinkommen nicht nur die öffent- 


1 a. a. O. § 8. 

* a. a. 0. § 9. 

3 a. a. 0. § 9: Videmus ergo publicae inuocentiae, modestiae, ho- 
nes tätig et tranquillit&tiß protectores statui ac vindices, quibus Studium 
noum ait eommnni omnium »aluti ac paci prospicere. 

4 a. a. O. § 10. 

* Ebenda. 

6 Zum Beweise, dafs in der Bibel der Krieg gebilligt wird, führt 

Calvin die Stelle an, in der den Soldaten geboten wird, sich mit ihrer 
Löhnung zufrieden zu geben: militare utique non prohibuit (a. a. O. 
$ 12). Aus dem Rechte der Kriegführung folgert Calvin noch folgende 
Hechte des Magistrats: das jus praesidiorum, jus foederum, und die „ci- 
'’ilium aliarum munitionum ratio“ (ebenda). 

Staats- u. Völkorrochtl. AMiandl. I. 1. — Troumann. 3 



84 Zweites Kapitel. Geschichtlicher Rückblick. 

liehen Aufwendungen, sondern auch ihren „splendor do- 
mesticus“ zu bestreiten, was aber mit Mafs geschehen soll l . 

Was die Lehre von den Gesetzen angeht, so darf man 
bei Calvin selbstverständlich nichts juristisches suchen: 
die Gesetze werden genannt die „nervi rerum publicarum“ a , 
die „animae, sine quibus consistere nequit magistratus, 
quemadmodum nec ipsae rursum sine magistratu quiequam 
vigoris habent“ a . Calvin läfst sich auf die Besprechung 
dieser Fragen nur ein — wie er hinzuftlgt 4 —, weil gerade 
in diesem Gebiet viele Irrtümer herrschen, und weil es 
viele Leute giebt, die die Möglichkeit einer wohlgeordneten 
Staatsverfassung in Abrede stellen, wenn sie, anstatt auf 
den politischen, von Moses angegebenen Grundsätzen, 
auf den communibus gentium legibus beruht. Die Berech¬ 
tigung der letzteren weist Calvin folgendermafsen nach 5 : 

Die „universa lex Dei u zerfällt in drei Teile: 1. lex 
nioralis; 2. lex cremonialis, und 8. judicia. Nur der erste 
Teil enthält eine „vera morum sanctitas et immutabilis 
recte vivendi norma“ ®, die ewige Geltung haben mufs; die 
beiden anderen können von den Völkern nach Bedürfnis 
in den Schranken der lex moralis geändert werden 7 . 

Der dritte Teil des Staats hat sich ganz passiv zu 
verhalten: die Unterthanen sind diejenigen, quibus de 
constituenda re aliqua publica deliberare non licet 8 . Ihre 
Pflicht ist es, die Obrigkeit zu ehren, als eine göttliche 
Einrichtung; selbst wenn die Inhaber derselben ihre Macht 


1 a- r- O. § 13: . . Sic quidem, ut vicieeim mominorint principcs 
ipsi, fiscoB buos non tAm privatus esse arcas quam totius poptili aeraria 
(•ic enim Paulo« teBtatur) quae prodigere aut dilapidare sine manifoeta 
injuria non poBsint Vel potiuB ipsum pene ©bbo populi sanguinem, cui 
non parcere durisaima sit inhumanitas. 

* a. a. O. § 14. 

8 Ebenda. 

4 Ebenda. 

6 a. a. O. 8 14 ff. 

• a. a. O. § 15. 

7 a. a. O. § 16. 

1 a. a. O. § 8, auch § 23. 
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mißbrauchen, so sollen sie, da es so Gottes Wille ist, ge¬ 
horchen 1 2 . Denn gerade in solchen Fällen zeigt sich 
Gottes Güte, indem er durch einen von seinem Geiste er¬ 
füllten Manne das Volk von der Tyrannenherrschaft be¬ 
freit 8 . 

Wenn diese der Bibel entnommene Hoffnung schliefs- 
lich jede Revolution rechtfertigt, so entzieht Calvin noch 
durch eine zweite Einräumung seiner ganzen Lehre vom 
passiven Gehorsam den Boden. Denn am Schlufs der Ab¬ 
handlung heifst es 4 : At vero in ea, quam praefectorum 
imperiis deberi constituimus obedientia, id semper exci- 
piendum est, imo imprimis observandum, ne ab eius obe¬ 
dientia nos deducat, cuius voluntati Regum omnium vota 
subosse, cuius decretis jussa cedere, cuius majestati fasces 
submitti par est. Denn Gott soll man mehr gehorchen ah 
den Menschen. 

Solche Sätze, ferner seine Vorliebe für die Aristokratie 
haben Calvin bereits den Absolutsten gefährlich scheinen 
lassen 0 ; einen weit gröfseren Einflufs hat Calvin aber auf 
die Entwicklung der Demokratie auf indirekte Weise ge¬ 
äußert 8 : seine demokratische Kirchenverfassung verpflanzte 
sich zunächst nach Schottland, wo durch Knox die Pres- 
byterialkirche den Sieg davontrug. Für den demokra¬ 
tischen Charakter der Puritaner werden wir unten in 
Buchanan ein Beispiel kennen lernen. Durch die Puri¬ 
taner übertrugen sich die kirchlich-demokratischen Grund- 
^tze nach Amerika, wo sie bei der Organisierung der 


1 Nicht nar eines guten Herrschers getreue Unterthanen sollen 
•'s «ein, sed omnium, qui quoquo modo rerum potiuntur, etiamsi 
“ihU minns praestent, quam quod ex officio erat principum (a. a. O. § 25; 
such besonders § 28). 

.. 1 Allerdings können „populäres Magistratus ad moderandam Regum 

•ibidinem“ eingesetzt werden, wie die Ephoren, in Rom die Tribunen, 

t*«*narchcn in Athen (a. a. O. § 31). 

1 a. a. O. § 30. 

4 a. a. O. § 32. 

1 Barclaius a. a. O. S. 34 greift ihn deshalb bereits an. 

4 Das Folgende sind Erörterungen aus Professor Jellineks Seminar. 

3* 
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Kolonien von grofser Bedeutung wurden, um von hier 
wieder auf den Kontinent zurüekzuwirken, zur Zeit der 
französischen Revolution. — 

Zum Schlufs haben wir noch einige Worte über den 
schottischen Reformator zu sagen, den „Calvin de l’Ecosse“ l , 
den wir als Verteidiger des Tyrannenmordes bereits kennen 
gelernt haben 8 . Knox baute auf dem von Calvin gelegten 
Grunde weiter und gestand dem Volke zu, im Notfall, in 
Glaubenssachen, gegen den Fürsten mit der Waffe in der 
Hand seine Rechte zu verteidigen. Der Satz: „Man mufs 
Gott mehr gehorchen als den Menschen“ führte so not¬ 
wendig zu einem aktiven Widerstandsrecht. 

§ 3 . 

Die Staatslehren der Zeitgenossen der Monarchomchen. 

Bevor wir an die Schilderung der Staatslehre der 
Monarchomachen gehen, müssen wir ein kurzes Bild der 
zeitgenössischen Doktrinen geben, soweit sie durch ihre 
Übereinstimmung oder ihren Gegensatz zu den Lehren jener 
für uns von Wichtigkeit sind. Die Lehren der Jesuiten, 
Bodins und Barclays, des speciellen Gegners der Monarcho- 
raachen, sind es daher, die uns in folgendem kurz be¬ 
schäftigen werden. 

Zum Inhalt der jesuitischen Gegenreformation ge¬ 
hört zunächst: Unterordnung des Staats unter die Kirche. 
Hierin schlossen sie sich an ihren grofsen Meister, an 
Thomas von Aquino an, doch frei genug, dafs auch Ab¬ 
weichungen von dessen Lehren gestattet wurden. Die An¬ 
sprüche der mittelalterlichen Kirche fanden in ihnen wieder 
ihren Fürsprecher und Verteidiger. 

Indem sie nun die Superiorität der Kirche aus der 
göttlichen Herkunft derselben ableiteten, und den Staat 

1 Baudrillart a. a. O. 8. 46. 

• Oben S. 14. 
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auf einen menachÜehen Willeuaakt, auf einen Vertrag 
gründeten, berührten sich in ihrer Doktrin die mittelalter¬ 
liche Lehre und die Lehre von der Volkssouveränetät. 
Denn sie konnten dem Fürsten kein unentziehbares Amt 
einräumen, sondern brauchten dem ketzerischen Herrscher 
gegenüber die Beibülfe des Volks. Es lag für sie deshalb 
keine Veranlassung vor, den revolutionären Konsequenzen 
der Vertragslehre auszuweichen. Schon Lainez hatte auf 
dem Konzil von Trient dies ausgesprochen, und durch die 
ganze Staatslehre der Jesuiten zieht sich der Gedanke der 
Volkssouveränetät mit allen seinen Konsequenzen, bis zur 
Lehre vom Tyrannenmord 1 . 

Das Volk stand also über dem Fürsten; über diesem 
superior principis aber stand der Papst, so dafs die demo¬ 
kratischen Doktrinen durch die Anerkennung einer Gewalt 
über dem Volke sehr geschwächt sind: nur unter des 
Papstes Auspicien soll das Volk die Obrigkeit wählen oder 
absetzen; ketzerische Fürsten darf es gar nicht auf dem 
Throne lassen. 

Diese ausgedehnte Machtfülle des Papstes wurde — 
allerdings nur dem Namen nach —durch die Annahme 
einer nur „indirekten“ Gewalt Uber die Fürsten gemildert: 
Kirchliche und weltliche Gewalt sollten sich verhalten wie 
Geist und Leib. Der Geist mischt sich nicht in die Thätig- 
keit des Leibes, aber bezwingt ihn doch, wenn es nötig 
scheint. Ebenso kann der Papst, wenn es das Seelenheil 
der Unterthanen erfordert, dem Volke eine andere Wahl 
empfehlen 2 . 


1 Vgl. hierüber Huber a. a. O. S. 265 ff. Über die Stellung der 
römischen Kurie zu diesen Lehren giebt eine klare Vorstellung ein Brief 
Sarpis an Le Cbasser (Huber a. a. O. S. 168): „Niemals wird die römische 
Kurie die Doktrin der Jesuiten verurteilen, denn es ist eines der ober- 
»ten und gröfsten Geheimnisse ihrer Herrschaft, diejenigen aus dem Wege 
*u räumen, die sich öffentlich unterstehen, sie nicht zu verehren, und 
diejenigen in Furcht und Unterwerfung zu halten, welche, wenn sie sich 
rieht fürchten, etwas wagen würden. 

* Huber a. a. O.; Janet a. a. O. II, Ch&p. IV. 
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Diese Theorie Bellarmins, die vielleicht dem Fürsten 
eine „indirecta potestas“ weniger gefährlich erscheinen 
lassen sollte, mifsfiel in Rom sehr; sein Buch wurde auf 
den Index gesetzt. 

Die Konsequenzen der Volkssouveränetät brachen selbst 
bei denjenigen jesuitischen Schriftstellern durch, welche 
eine „perfecta largitio“ derselben an den Fürsten für mög¬ 
lich hielten. So gab Suarez wenigstens zu, dafs das Volk, 
nachdem es sich seiner „ex vi rationis rationalis“ 1 2 * ihm zu¬ 
stehenden Gewalt entäufsert hatte, doch bei Ausartungen 
des Fürsten ein Widerstandsrecht behielt — 

Der Mann, in dem sich die Gegenströmung gegen die 
revolutionären Lehren der Monarchomachen verkörperte, 
und der sich mit deutlichem Bewufstsein die Stärkung der 
Autorität zum Ziele gesetzt hatte, ist Bodin, dessen Lehren 
wir, soweit unsere Zwecke es verlangen, zu betrachten 
haben. Von einem Gesellschaftsvertrage spricht Bodin 
nicht, sondern läfst den Staat aus der Familie heraus¬ 
wachsen. Um so wichtiger ist seine Stellung in der Ent¬ 
wicklung des Herrschaftsvertrages, dessen Inhalt er zuerst 
als ein notwendig bedingungsloses Veräufsern der Souve- 
ränetät — die er zuerst vom Gouvernement unterschied * — 
hinzustellen versuchte 8 . Allerdings ist die Macht des 
Souveräns nicht schrankenlos, sondern mufs vor der Fa¬ 
milie und dem Privatrecht Halt machen. Auch die Ge¬ 
wissensfreiheit verteidigt Bodin, und steht hierin vereinzelt 
in seiner Zeit. 

Eine Mischung der Staatsformen erscheint ihm wegen 
der Unteilbarkeit der Souveränetät unmöglich. 

Ira Erlafs von Gesetzen ist der Souverän — also in 
der Monarchie der Fürst, völlig unbeschränkt, da gerade 
die Befugnis, Gesetze zu geben, eine „vraie marque“ der 
Souveränetät ist. Er giebt dieselben: sans le consentement 

1 Vgl. Gierke a. a. O. 8. 67. 

2 Vgl. Raudrillart 8. 267 ff. 

8 Gierke a. a. O. S. 83. 



§ 3. Die Staatslehren der Zeitgenossen der Monarchomachen. 39 


de plus grand ni de pareil ni de moindrc quc soi.“ Der 
aus unabsetzbaren Mitgliedern bestehende conseil hat nur 
ein droit de conseil et de remonstrance. 

Die unteren Magistrate schulden dem obersten Gehor¬ 
sam: Wird aber eine offenbare Ungerechtigkeit befohlen, 
so braucht der Beamte nicht zu gehorchen, mufs aber dann 
sein Amt niederlegen. Ein aktives Widerstandsrecht ist 
aber dem „raauvais prince“ gegenüber vollkommen aus¬ 
geschlossen: Eüt-il commis toutes les injustices, le sujet 
n’a point de jurisdiction sur son prince. Der „tyrannus 
quoad exercitium“ 1 ist also unverletzlich. Anders dagegen 
der Usurpator, der kein vertragsmäfsiges Recht auf sein 

Amt hat 2 * : dieser darf getötet werden. 

Die Lehre vom Tyrannenmord findet sich also bis in 
die Schriften der Absolutsten hinein: selbst der Bekämpfer 
der Monarchomachen, Barclaius, gestattet dem tyrannus 
absque titulo gegenüber die Gewalt: Qui in libera civitate 
liberoque populo, summum in omnes Imperium vi et armis 
occupat, quem et Omnibus universe, et singulis separatim, 
quo modo quaque arte possint, deturbare et tollere de 
medio, ut hostem publicum, semper sine ulla contradictione 
lieuit, quippe cui nullo foederis et fidelitatis 
vinculo astringuuntur 8 . 

Barclay ist wesentlich von Bodin beeinflufst; auch bei 
ihm gründet sich das Recht des Fürsten auf einen Ver¬ 
trag mit dem Volke, durch welchen sich letzteres seiner 
Rechte begiebt: der consensus, der dem Herscher die 
Macht übertragen hat, kann aber durch den „contrarius 
consensus“ 4 nicht aufgehoben werden 5 * . 

1 Vgl. unten Kap. III. 

2 Le tyran eat celui qui de sa propre autoritd, ae fait prince sou- 
Terain »ans 61ection, ni droit succesaif, ni sort, ni juate guerre, ni voca- 
tion »DÄciale de Dieu (cit. Baudrillart S. 294). 

* Barclaius, De regno et regali potentste adveraus . . Monarch»- 
machoa, S. 483. 

4 Barel. 8. 114. 

R Barel. 8. 114: Quippe post acceptura et inauguratum regem, po¬ 

pulo quod ei amplius det, juria nihil eat reliqui, quodve adimat citra in- 
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Die Macht des Königs ist schrankenlos 1 : der König 
giebt die Gesetze, ohne dadurch sich 8 oder seine Nach¬ 
folger 8 zu binden. So schlecht er auch sein mag, immer 
ist er — vorausgesetzt, dafs er legitim ist — superior po- 
pulo, und seine Bestrafung stebt allein Gott zu 4 . 

Der Satz, dafs man Gott mehr gehorchen soll als den 
Menschen, wird von Barclay so interpretiert, dafs er eine 
Hingabe des Lebens zum Lobe Gottes verlangt®. 


juriam, nihil. Ein Vertrag ist unbedingt nötig: nec eum, quem Deus 
expressim destinat imperio, ante Regem esse, quam populi Consensus 
accesserit... (S. 111). 

1 Über „aäui<fo(>a u kann der König unbeschränkt Gesetze geben: 
In caeteris vero, quae vel sui natura, vel sacrarum legurn praescripto 
aequa iniquave censentur, neque Reges Christianos verisimile est putare 
eam sibi potestatem corapetere (a. a. O. 8. 825). Die utilitas publica 
kann sogar das Leben der Unterth&neu in dea Herrschers Hand geben: 
ne peccare quidem, quos Princeps aliquo justitiae vel utilitatis publicae 
praetextu cogit pro potestate imperii aliqnera invadere et neci dedere, si 
modo ipsi non praetextum sed veram causam esse arbitrentur (a. a. O. 

8. 428). 

* a. a. O. 8. 94. 

8 a. a. O. 8. 324. 

* Regoa quantum via malou populo »uperiore« et Dei judicio relin- 
quendos . . . (Kapitelüberschrift Lib. III, cap. VI, 8. 140). 

6 a. a. O. 8. 154 . . . perferre injuriam, et bonorum jacturam, at- 
aue adeo omnem corporis cruciatum sine rebellio aut conjurationc tolerare 
debeo . . . qua ratione Deo, Regique satisfacio. 



Drittes Kapitel. 

Geschichtlicher Rückblick auf die Lehre vom 

Tyrannenmord. 


Im sechzehnten Jahrhundert war es eine communis 
opinio doctorum, dafs ein Tyrann getötet werden dürfte: 
bei Bodin und Barclay, — beides Verteidiger des Absolu¬ 
tismus, — haben wir diese Lehre auftauchen sehen, und 
wir können daraus schliefsen, wie weit verbreitet sie in 
jenen Tagen war. Allerdings besteht zwischen diesen 
Predigern des Tyrannenmordes und den Monarchomachen 
ein wesentlicher Unterschied: während von den ersteren 
nur deijenige, „qui in libera civitate, liberoque populo, 
summum in omnes Imperium vi et armis occupat“ l , also 
der tyrannus absque titulo getroffen wurde, galten die 
Drohungen der Monarchenbekämpfer auch dem recht- 
mäfsigen Fürsten, der zum Tyrannen ausartete. Immerhin 
giebt uns die Verbreitung dieser Grundsätze ein inter¬ 
essantes Charakterbild der Zeit, wenn wir sehen, wie in 
dieser Zeit der „Renaissance“ auch solche Gedanken des 
Altertums „wiedergeboren“ wurden: Wie allgemein in der 
Antike die Lehre vom Tyrannenmord in das Volksbewufst- 
sein eingedrungen war, davon zeugen die alten Tisch- 


1 Barclaius a. a. O. S. 483. 
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gesänge zum Lobe der Tyrannenmörder Harmodios und 
Aristogeiton, deren uns einige erhalten sind: 

*Ev fivgrov xludi xd fyfpog (pOQtjow 
1001 leg AgfAodiog xai AgurroyBixo/v, 
oxb xov xvgavvov xiavlxryv 
ioovofiovg x Afhjvag inoirjodzyv. 

Aul Ofpyv xkiog edaexai xax alav, 

(pLXxaS Aqiaoölos xai AQiaxoyeixioVy 
oxt xov xygawov xxavexrjv, 
ioovonovg x A&tjvag inoirjoaxrjv. 

OLXxatf c Agfi6di, ov xi nov xi&vrjxag 
vtjaoig ö'iv naxaQiov ai q>aoiv elvai 
Sw* 7CBQ nodi'txrß AyiUdg^ 

Tvdetdrjv xi (pad ia&Xov Aiofjyjöea. 

*Ev fivQxov xladi xd &<pog (pogtjooj, 
wo ft bq Agnödiog xai AgiazoyBixiov, 
ox l4\h)vairjg iv övoiaig 
dvdga xvgawov 'ljZ7zag%ov ixaivexijv. 

Die letzten Spuren dieser Lehre finden sich im Alter¬ 
tum bei Cicero 1 , um dann, zur Zeit der D4cadence des 
Altertums, auf mehr als ein Jahrtausend zu verschwinden. 
Denn weder die Lehren des Christentums, noch die asketi¬ 
schen Anschauungen der letzten heidnischen Philosophen¬ 
schulen konnten eine Empörungslehre begünstigen. Das 
Christentum war ja eine Religion des Leidens, und dem 
Weisen waren ja alle Dinge „ädtdqnQa“ 1 Die Politik 
konnte ihn nicht reizen; lag nach dem Urteil des Tugend¬ 
haften ein Konflikt zwischen Gewissen und Fürstenbefehl 
vor, so konnte er die „i^aywyij u wählen: nicht gegen den 
Fürsten, sondern auf seine Brust zückte er den Dolch. 

Nur in einzelnen Fällen war in den ersten Jahr¬ 
hunderten des Christentums der Fanatismus stark genug, 
die Bedenken zu überwinden und den Tyrannenmord gut 


1 Cic. de off. L. III, 4. 
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za heifsea. So rechtfertigt der Kirchengeschichtschreiber 
Sozomenos den Mord des Kaisers Julian, und indem er 
den christlichen Soldaten, der diese That vollbracht hatte, 
den Tyrannenmördern des alten Griechenlandes zur Seite 
stellt, fügt er hinzu: Noch weniger verdient derjenige 
einen Tadel, der um Gottes und der Religion willen eine 
so kühne That vollbrachte 1 . Sogar bei Augustin findet 
sich ein Satz, der solche Auslegung zuläfst 2 . 

Der erste Philosoph des Mittelalters, der die Doktrin 
wieder aufweckt, ist Johannes von Salisbury 8 , und zwar 
sicherlich im Anschlufs an den kirchenpolitischen Streit, 
der im XII. Jahrhundert in England mit Erbitterung ge¬ 
führt wurde, ein Streit, während dessen bekanntlich Thomas 
Becket, ein Freund Johanns von Salisbury, auf Befehl 
Heinrichs II. ermordet wurde (1170). Im Jahre 1159 voll¬ 
endete Johannes den Policraticus: die darin enthaltene 
Lehre vom Tyrannenraord wird also wahrscheinlich gegen 
den König Stephan II. (1135 —1154) gerichtet sein, von 
dem Johannes überhaupt nicht schlecht genug berichten 
kann, und der ihm als das Urbild des Tyrannen erscheint. 

Wie alle späteren, unterscheidet Johannes zunächst 
genau zwischen König und Tyrann und stellt die Merk¬ 
male auf, nach denen der Fürst zu bestimmen ist: „der 
echte Fürst streitet für Recht und Freiheit seines Volkes; 
der Tyrann hat sich nicht eher genug gethan, als bis er 
die Gesetze mit Füfsen getreten und das Volk zu Sklaven 
gemacht hat. Ein Abbild Gottes ist der wahre Fürst, der 
Tyrann ein Bild des Teufels; jener mufs geliebt, geachtet, 
geehrt werden, dieser mufs meist ermordet werden u4 . Das 
Recht hierzu hat jeder, der sich an den Tyrannen heran-, 
wagt, dem gegenüber selbst Betrug gestattet ist: ohne Ge- 


1 Eicken a. a. O. 8. 140. 

* De civ. Dei, I, 17, 21; V, 19, 21. 

* Vgl. Gennrich, Staat«- und Kirchenlehre Johanns von Salisbury, 

1894. - Janet a. a. O. I, 8. 370 ff. 

* Polieret VIII, c. 17, citiert bei Janet I, S. 371. 
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wissensbisse darf man sich bei ihm vorher einschmeicheln: 
ei namque licet adulari, quem licet occidere 1 * * . 

Und nicht nar erlaubt ist der Mord eines Tyrannen, 
sondern: aequum et justum. Das gleiche Urteil, fast mit 
den gleichen Worten, kehrt später bei Mariana 9 wieder, 
ebenso wie Marianas eigentümliches Bedenken, ob der 
Tyrann mit Gift oder Dolch getötet werden solle, bereits 
sein Vorspiel bei Johannes von Salisbury hat. Beide ent¬ 
scheiden sich, aus den gleichen Motiven, ftlr den Dolch; 
denn obgleich es zweifellos feststeht, dafs Tyrannen getütet 
werden dürfen, so soll dies doch geschehen: „sine religionis 
honestatisque dispendio“ 8 . Verleitet man ihn aber, Gift 
zu nehmen, so zwingt man ihn ja zu der Sünde des Selbst¬ 
mordes 4 . 

Im folgenden Jahrhundert ist es Thomas von Aquino, 
der gröfste Scholastiker, bei dem, wenn auch nicht in be¬ 
stimmter Form, der Tyrannenmord erwähnt wird 6 7 . Thomas 
behandelt nur die einschlägige Stelle aus Ciceros „de 
ofticiis“ folgendermafsen 4 : „Niemand ist einem Usurpator 
zu gehorchen verbunden, welchen er erlaubterweiee, ja mit 
Lob töten kann, wie Tullius im Buche „de ofticiis“ die¬ 
jenigen begrüfste, welche Julius Caesar, der als Tyrann die 
Rechte des Imperiums an sich gerissen hatte, töteten“ 1 . 
Thomas sagt also nur, dafs „derjenige, welcher zur Befrei¬ 
ung des Vaterlandes den Tyrannen tötet, gelobt und be¬ 
lohnt“ 8 wird, womit er allerdings Uber seine eigene An¬ 
sicht nichts gesagt hat. Jedenfalls erkennt er das Recht 
des Volkes an, den Herrscher bei Usurpation und Mifs- 
brauch abzusetzen: „Wohl ist es denkbar, dafs ein Herrscher, 


1 Citiert bei Janet I, 8. 372. 

8 Vgl. unten Kap. IV. 

8 Cit. bei Janet I, S. 373. 

4 Vgl. unten Kap. IV. 

5 Janet I, 8. 42$ f. ; Huber a. a. O. S. 26 ff. 

• Huber, ebenda. 

7 Cit. bei Huber a. a. O. S. 263. 

H Cit. bei Huber, ebenda. 
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weicher seine beschworenen Pflichten nicht erfüllt, von der 
Gesamtheit jener, vor welchen er sie beschworen, zur 
Rechenschaft gezogen und gerichtet werde. So geschah es 
mit Tarquinius und Domitian. Besteht aber kein solches 
Verhältnis zwischen Regenten und Regierten, und ist auch 
kein Rekurs an einen höheren menschlichen Herrn, der 
Uber dem Tyrannen steht, möglich, so ist einzig bei Gott 
Hülfe zu suchen“ *. — Was auch die persönliche Meinung 
Thomas' gewesen sein mag, seine auf den Tyrannenmord 
bezügliche Stelle wurde in späterer Zeit von der gröfsten 
Bedeutung, indem sie von jedem, dem sie dienlich schien, 
herbeigezogen wurde, von Jean Petit an bis zu den Doktoren 
der Ligue. 

Wegen der Verurteilung Jean Petits 1 2 * durch die Sor¬ 
bonne erhob sich zwischen dieser und dem Konzil zu Kon¬ 
stanz ein Streit. Petit, ein Franziskaner und Doktor der 
Theologie, hatte nämlich den auf Anstiften Johanns von 
Burgund an Ludwig von Orleans 1407 verübten Mord ver¬ 
teidigt und zwölf Gründe aufgestellt, die einen Tyrannen- 
mord rechtfertigen. „Licitura est unicuique subdito, absque 
quocunque praecepto vel mandato secundum leges natura¬ 
lem, moralem et divinalem occidere vel occidi facere quem- 
libet tyrannum“ 8 . In der Verteidigung dieses Satzes berief 
er sich auf die Bibel, auf Aristoteles, Cicero, Haies, Johann 
von Salisbury und Thomas von Aquino. Das Konzil ver¬ 
dammte zwar den Tyrannenraord, verschleppte aber den 
Fall Parvus und liefs ihn unentschieden. Die Zahl der 
Gutachten stand aber jedenfalls auf seiten Petits 4 . 

Aufserdem waren es — seit dem XIII. und XIV. Jahr¬ 
hundert — die Brüder vom freien Geiste, die unter ihren 
anarchistischen Doktrinen auch die Lehre vom Tyrannen- 


1 De reg. princ. cit. b. Huber, ebenda. 

2 Janet I, 8. 506 f. 

8 Vgl. Ziegler, Geschichte der christlichen Ethik; auch Joh. Gerson 
gab zu: Vitn vi repellere licet; vgl. Boucher a. a. O. S. 272. 

4 Ziegler, Geschichte der Ethik, 8. 319 f. 
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und Königsmord predigten 1 . So ist uns ein interessantes 
Verhör vom 30. Dezember 1367 aufbewahrt, das der In¬ 
quisitor Kerling zu Erfurt über Johann Spinner abhielt. 
Der freie Mensch schuldet darnach niemand Gehorsam; 
er ist Herr Uber alle Dinge, von denen er nehmen darf, 
was er braucht. Jeder, der sich seinen Plänen entgegen¬ 
setzt, darf von ihm getötet werden: selbst Uber das Leben 
des Imperators darf er mit Recht verfügen, wenn dieser 
ihm hinderlich ist. 

Sogar vom Stuhle Petri ist der Lehre vom Tyrannen¬ 
mord Förderung zu teil geworden, und zwar schon frühe, 
zur Zeit der Regierung Heinrichs IV. In einem Dekret 
Urbans II. heifst es 2 * : „Es soll den Mördern von Ex¬ 
kommunizierten nur eine Bufse, entsprechend der Absicht, 
die sie bei der That hatten, auferlegt werden. Solche sind 
Überhaupt nicht als Menschenmörder zu betrachten, welchen 
es, entbrannt vom heiligen Eifer für die Kirche, zustiefs, 
einen Exkommunizierten zu töten. Es könnte sich aber 
in die That eine weniger reine Intention eingemischt haben, 
und f\lr diesen Fall soll dem Thäter eine Bufse auferlegt 
werden.“ — Die Kirche exkommunizierte, das Ausführen 
Uberliefs sie andern; denn es war, nach Bellarmins Aus¬ 
spruch, keine Sache für Mönche oder andere Geistliche, 
zu morden oder Könige meuchlerisch zu töten 8 . 

Sehr wichtig für die Weiterentwicklung dieser Lehre 
ist die Unterscheidung des tyrannus absque titulo und des 
tyrannus quoad exercitium, die, im Anschlufs an Aristo¬ 
teles 4 * * * und die italienischen Verhältnisse, von Bartolus de 
Sassoferrato in seinem „Tractatus de tyrannia“ formuliert 
ward ö . 

1 Vgl. Raoul Allier, Lea Anarchiatea du moycn age, in. d. Revue 
de Pari« v. 15. VIII. 94, S. 807 ff. 

* Huber a. a. O. 8. 264. 

8 Huber a. a. O. 8. 267. 

4 Ariat- Pol. 1. 5, c. 8. 

14 Tractat de tyr&nnia, Quaestio V, § 12: . . . eaae quem tyrannum 

manifeste contingit, qoandoque ex parte exercitii, quandoque ex de- 

fectu tituli. 
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Der Herrscher mufa, wenn er ein wirkliches Recht 
auf seine Herrschaft haben will, mit seinen Unterthanen in 
einem Rechtsverhältnisse stehen; deijenige: . . . qui in civi- 
tate sine justo titulo manifeste principatur \ was eintritt, 
wenn die Wähler nicht das Recht hatten, zu wählen, oder 
wenn der Thron gewaltsam erkämpft worden ist — der 
tyrannus absque titulo ist nach der lex Julia Majestatis 
verhaftet 1 2 3 , das heifst: capite punitur 8 . 

Der andere Tyrann, der tyrannus quoad exercitium, 
von dem zehn Merkmale angeführt werden, deren Grund- 
formel stets bleibt: „Quod subditos affligat“ 4 , kann mit der 
lex Julia de vi publica, d. h. mit Deportation und Infamie, 
und auch nach der lex Julia de ambitu bestraft werden; 
Bartolus fügt selbst noch sorglich hinzu: „Item forsan in- 
cidit in poenam capitalem 5 . 

Mit dem deutlicheren Hervortreten eines Herrschafts¬ 
vertrages ist dessen Abschlufs das Kriterium einer legitimen 
Staatsgewalt, sei es nun, dafs der Vertrag ausdrücklich oder 
stillschweigend abgeschlossen war; fehlte er aber, so stand 
kein princeps, sondern ein tyrannus absque titulo an der 
Spitze des Staates. Der seine Befugnisse mifsbrauchende 
oder überschreitende Fürst dagegen war der tyrannus quoad 
exercitium. Die verschiedene Rechtsstellung bedingte eine 
verschiedene Behandlung der beiden Arten: während der 
eretere rechtlos dastand und ihm gegenüber dem Volke als 
solchem und dem Einzelnen jeder Widerstand gerechtfertigt 
war, hatte der letztere durch den Vertrag ein Recht, so 
dafs ihm gegenüber entweder nur besonders hierzu ernannte 
Personen zum Widerstand berechtigt waren, oder dafs erst 
ein förmlicher Vertrags rück tritt des Volkes stattfinden 

1 Tr. d. T. Q. VI, § 13. 

* Tr. d. T. Q. IX, $ 33. 

3 I. 3 D. ad leg. Jul. Maj. 48, 4: ... quive privatus pro potestate 
magistratuve quid sciens dolo raalo gesserit . . . capite punitur. 

4 Tract. de Tyrannia, ebenda. 

r Ebenda. 
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mulste. Allerdings erklärte man durch den Vertragsbruch 
des Herrschers den Pakt ipso jure für aufgehoben 1 oder 
gestattete „premente negotio“ auch ein sofortiges that- 
kräftiges Einschreiten 8 : im allgemeinen machte sich aber 
doch das Bestreben geltend, nur dem tyrannus absque titulo 
gegenüber die Ermordung ohne weiteres zuzulassen. Dieser 
Satz galt dafür auch unbestritten: „sempersine ulla contra- 
dictione licuit“ a , doch so, dafs noch bei den verschiedenen 
Parteien der „tyrannus absque titulo“ eine Einschränkung 
erlitt: denn bei den Revolutionären konnte auch der legi¬ 
time Fürst durch Entziehung des Rechts zum tyrannus 
absque titulo werden: bei den Absolutsten war die über¬ 
tragene Souveränetät dem Volke immer entzogen. Von 
diesem Standpunkte ans erscheint die Lehre vom Tyrannen¬ 
mord bei Bodin nicht mehr so unglaublich. 

1 Buchanan, 8. 38. 

1 Boucher, Lib. IV. 

* Barel., 8. 483. 
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Die Staatslehre der Monarchomachen. 


§ i. 

Die Lehre vom Urzustand und Gesellschaftsvertrag. 

Die Dichter des Altertums hatten von einem goldenen 
Zeitalter gesprochen; und als noch gröfsere Autoritäten 
vereinigten Aristoteles und die Kirche ihre Stimmen, indem 
beide erklärten, dafs es einen Urzustand gegeben habe, in 
dem die Menschen vereinzelt herumschweiften: aber wie 
Aristoteles nicht nur gesagt hatte: „arroQaöeg yaQ * xcw outio 
to aQx^toy $xovv u \ sondern auch das Wort: „ävitQU)7rog 
(fivei noXiTLXov 2 sich in ihm fand, so stand anderer¬ 
seits auch in der Bibel der Satz: non est bonum hominem 
esse solum. Die Verbindung dieser Sätze, dafs der Mensch 
ein gesellschaftliches Wesen, ein Herdentier sei, und dafs 
es nicht gut ist, dafs der Mensch allein sei, bot eine ge¬ 
nügende Handhabe, aus dem angenommenen Naturzustand 
heraus den Menschen in den gesellschaftlichen Zustand 
hereinzuführen 8 . Wir haben bereits in einem früheren 
Kapitel 4 hiervon gehandelt und haben jetzt zu untersuchen, 

' Pol. I, 7. 

* Ebenda I. 9. 

8 Vgl. besonders 8uarez, De legibus ac deo legislatore, I, § 3. 

• Vgl. oben Kap. II. 

Staat«- u. Völkerrecht!. Abhandl. I. 1. — Treumann. 4 
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welche Stellung die Monarchomachen zu diesen Lehren ein¬ 
nehmen. 

Der Gesellschaftsvertrag hat individualistische Kon¬ 
sequenzen : doch lag es noch aufserhalb der Absicht unserer 
Schriftsteller, jedem einzelnen Individuum „unveräufser- 
liche, angeborene Menschenrechte“ zu vindizieren; es war 
ihnen weniger darum zu thun, dem Einzelnen ein Recht 
zu geben, als vielmehr die Gesamtheit des Volkes als solche 
über den Fürsten zu stellen. Wie wir sehen werden, ver¬ 
halten sie sich sogar durchweg ablehnend gegen ein zu 
scharfes Hervortreten des Einzelnen, des „Privatus“. Hierin 
sind sie besonders Air die englischen Republikaner des 
XVII. Jahrhunderts vorbildlich geworden 1 . Da also die 
Lehre vom Gescllschaftsvcrtrag boi konsequenter Durch¬ 
führung die Monarchomachen in ihren praktischen Zwecken 
eher gehindert als gefördert hätte, so behandeln sie diese 
Doktrin nur beiläufig, der Vollständigkeit halber, und nur 
bei Salamonius nimmt sie eine wichtigere Stellung ein. 

Der Urzustand wird meistens mit nur wenigen Worten 
behandelt; Hotomanus, Junius Brutus und der unbekannte 
Verfasser der Schrift „de jure Magistratuum“ schweigen 
sogar ganz darüber. Auch Buchanan geh»t mit wenigen 
Worten darüber hinweg und verweilt nicht bei der Schil¬ 
derung der Zeit, „cum homines in tuguriis atque etiam 
antris habitarent, ac sine legibus, sine certis sedibus, pa- 
lantes vagarentur“ *. Danaeus, der orthodox alle Menschen 
von Adam abstammen läfst 8 , kennt den Menschen nur als 
Glied einer Gemeinschaft, von der ersten der Familie an 
bis zur höchsten des Staates. 

Auch die katholischen Monarchomachen lassen sich, 
aufser Mariana, mit kurzen Andeutungen Uber den Ur¬ 
zustand genügen. Rossaeus sagt nichts über irgendwelche 

1 So ist z. B. auch Milton gegen das allgemeine Stimmrecht; vgl. 
Janet II, S. 310. 

* Buchanan, 8. 8. 

* Danaeus I, c. III, bes. 8. 22 f. 
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„Rechte“ im Urzustand aus, sondern erwähnt nur bei Ge¬ 
legenheit des Zustandekommens der staatlichen Gemein¬ 
schaft, dafs die Menschen vorher zerstreut lebten'. Boucher 
nennt die Menschen von Natur „frei“ 1 2 * , und nach Salamonius 
hat „Freiheit und Gleichheit“ im Urzustand geherrscht 8 * . 

Ausführlicher dagegen ist Mariana, der ein ganzes 
Kapitel der Schilderung des glückseligen Jugendalters der 
Menschheit widmet 4 * . Als die Menschen noch einsam, nach 
Art der wilden Tiere herumschweiften, da war: „nullus 
locus fraudi, nulla mendacia, nulli potentiores“ 6 . In schöner 
und bilderreicher Sprache führt Mariana in der Darstellung 
dieses goldenen Zeitalters fort, so dafs wir in ihm auch 
einen Dichter kennen lernen. 

Soviel vom Naturzustand, der durch den Übergang in 
die Staatsgemeinschaft beendet wird. Uber die Natur dieses 
Zusammentretens herrscht bei den Monarchomachen keine 
Einhelligkeit, sondern sowohl „Deus“ als causa remota, als 
auch die „vis naturae“, als auch der freie, sich in Gestalt 
des Vertrags offenbarende Wille sind es, die die Menschen 
zur Vereinigung treiben. 

Sehr unklar ist zunächst Danaeus: denn während er 
einerseits den Staat stufenweise entstehen läfst 6 , und zwar 
unter der Mitwirkung Gottes als causa remota 7 , der als 
„proxima societatis humanae causa“ 8 den Menschen den 
„affectus naturalis“* einpflanzte, und unter der Beeinflussung 
der Furcht 10 , so betont er andererseits ausdrücklich die 

1 Kossaeua, S. 4: corporis atque animi uecessitates . . . homines dis- 
persos et dissipatos in unum locum contraxerunt. 

* Boucher, S. 22: ... cum natura liberi omnes essent. 

■ Salamonius, S. 57: liberos atque aequales nos Deus genuit; vgl. 
auch 8. 15. 

4 Mariana, Lib. I, cap. I (S. 18 ff.). 

R Mariana, ebenda. 

6 Danaeus, S. 14 ff. 

1 Danaeus, 8. 24. 

* Ebenda. 

* Ebenda. 

10 8. 28: Postquara vero tantus hominis ab homine metus fuit ... — 
Hinc, igitur, id est ex metu, prima condendarum urbium origo fuit, 

4* 


/* 
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Notwendigkeit eines „consensus“ durch dessen bewufstes 
Vorhandensein sich die „civitas“ von der „multitudo ani- 
mantium“ unterscheidet 2 . Bei Rossaeus ist der Staat ein¬ 
fach ein Naturprodukt, wie bei Aristoteles 8 . Ebenso feilt 
noch bei Buchanan jedes Vertragselement zurück, da die 
menschliche Gesellschaft durch eine „naturae vis .. homini- 
bus iudita“ 4 , und zwar „divinitus infusa“ 6 , hervor¬ 
gerufen wird. Die utilitas mag zwar bei der Staatenbildung 
nicht ganz ohne Einflufs gewesen sein, doch tritt sie so in 
den Hintergrund, dafs Buchanan sogar den Satz ausspricht: 
vide ne illa ipsa utilitas solveret potius quam conjungeret 
humanam societatem ®. 

Bei Mariana schiebt sich bereits zwischen den staaten¬ 
losen Urzustand und die „socictas civilis“ ein Vertrag ein, 
wenn auch derselbe nicht als frei gewollt erscheint, sondern 
unter dem Drucke der „multarum rerum indigentia“ und 
der „imbecillitas corporis“ 7 zu stände kommen mufs 8 . 

Eingehend erwähnt Salamonius den Societätsvertrag. 
Nachdem er bereits früher ausgesprochen hat: coeperunt 
regna et Principatus hominum conventionibus®, geht er 
später, um die Stellung des Herrschers im Staat fest¬ 
zustellen, eingehend auf die Entstehung der societas civilis 
ein: da sie sich selbst nicht obligiert sein kann, so löst 


auemadmodum ex prima urbe a Caino propter ipsius trepi- 
dationero et pavorem extructa facile quivis intelligere 
potest (Genes. 4, vers. 17). 

1 8. 19 f. 

* 8 . 20 . 

* Rossaeus, 8. 6: Natura ergo hominum coetus et communiones in- 
duxit, natura civitates fabricavit, natura respublicas instituit — 
Auch Hoss, 8. 4 l&fst den Staat genetisch entstehen. 

4 Buchanan, 8. 4. 

6 Buchanan, 8. 5. 

* Buchanan, 8. 4. 

7 Mariana, 8. 13. 

8 Mariana, 8. 10: qui a potentioribus premebantur, mutuo se cum 
aliis societatis foedere constringere . . . coeperunt. 

* Salamon., 8. 15. 
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sich das Zustandekommen der societas civilis in Verträge 
der socii untereinander auf 1 * * . 

Boucher, der zwar einen Naturzustand erwähnt hat 8 , 
läfst den Gesellschaftsvertrag ganz unerörtert: die Menschen 
schliefsen, da es nicht gut war, dafs jeder thun konnte, 
was ihm beliebte, sofort den Herrschaftsvertrag ab, um in 
der Obrigkeit eine Garantie eines gemeinsamen Rechtes zu 
haben 8 . 

Von den Schriftstellern, die überhaupt einen Vertrag 
erwähnen, spricht aber nur Salamonius sich über ein 
Princip der Rechtsbeständigkeit dieses Vertrages aus: Patet 
itaque, veluti novum non est, homines pactionibus sese de- 
vincire invicem, aeque et popul um 4 . Es ist also ein privat¬ 
rechtlicher, als naturrechtlich aufgefafster Satz, auf dem 
sich der Staat aufbaut 5 * . 


§ 2 . 

Die Lehre vom Herrschaftsvertrag und die Versuche, sie mit 
der theokratischen Lehre in Übereinstimmung zu bringen. 

So weit die Monarchomachen auch in ihren Ansichten 
über den Ursprung der menschlichen, staatlichen Gesell¬ 
schaft auseinandergehen, so übereinstimmend finden wir 
sie in der Lehre vom Herrschaftsvertrag. Diese Form der 
Vertrngatheorie war die Hauptwaffe, mit der sie das Recht 


1 Salamon., S. 38 (das Buch ist in der Form eines Gespräches 
zwischen einem Philosophen, Juristen. Theologen und Historiker ab- 
gefarst): Philos.: Si nihil aliud est civitas, quam civilis quaedam societas, 
contrahitume societas ulla sine pactionibus? — Jur.: Non utiquc nisi 
tacitis aut ezprcssis. — Phil.: Pactiones huins modi nonne rectae socie- 
tatis lege« dicuntur? — Jur.: Non dubium; verum, quid ad populum, 
qui neqnit sibimet obligari? — Phil.: Neque societas sibimet obligatur, 
»ed insi inter sc socii. 

* Vgl. oben. 

* Boucher, 8. 23: Multi in id cousenserunt, ut quae penes eos ira- 
mediate politica potestas erat, ad unum aliquem publici commodi causa 
transferretur 

4 ßalamon., 8. 36. 

5 Über den Ursprung des Satzes: „Vorträge müssen gehalten werden“; 

v ?l- Gierkc, Althusius, 8. 271. 
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der Fürsten angriffen. Während eine theokratische Be¬ 
gründung dem Volke nichts übrig liefs, konnte aus einer 
mutua obligatio zwischen Herrscher und Volk eine beliebig 
ausgedehnte Verantwortlichkeit des Fürsten abgeleitet 
werden. In diesem Paragraphen wollen wir nur feststellen, 
dafs sich, aufser bei dem vorwiegend historisch argumen¬ 
tierenden Hotomanus, der Herrschaftsvertrag bei all unseren 
Publizisten findet; die Konsequenzen, an deren Entwick¬ 
lung wir erst später gehen, sollen hier deshalb nur so weit 
angedeutet werden, als es zur Würdigung der Formen des 
Herrschaftsvertrages unbedingt nötig ist Aufserdem wollen 
wir auf die hochinteressanten Vereinigungsversuche, die von 
den Monarchomachen zwischen der Vertragslehre und der 
göttlichen Herleitung aller Macht auf Erden gemacht 
wurden, einen Blick werfen. 

Während Hotomanus nur auf Grund der Thatsachen 
das Recht des Volkes behauptet, den König zur Rechen¬ 
schaft zu ziehen 1 * * , kommen die übrigen Monarchomachen 
zum gleichen Resultat auf dem Wege des Herrschafts¬ 
vertrages zwischen König und Volk. Derselbe wird bald 
als blofser Consensus, als ein beide Parteien verpflichtender 
Vertrag ohne weiteres 8 bezeichnet, bald ist derselbe ein 
Mandat 8 , ja, Brutus läfst König und Volk einen regel¬ 
rechten römisch-rechtlichen Verbalkontrakt 4 * abschliefsen. 
Rossaeus verlangt zur Legitimität des Herrschers eine 
„traditio“ 6 des Regnum, und erst wenn der durch Erb¬ 
folge, die Leistung des Eides oder andere Titel Berechtigte 


1 Hotomanus, 8. 54: Ex omnibus nostris annalibus comtat, Regum 
abdicandorum snmmam potestatem penes populum fuisse; vgl. auch 8. 76. 

* Buchan., 8. 88: Mutua igitur Regi cum civibns est pactio. 
Boucher, 8. 37: Regie ac populi obligatio mutua. Mariana, cap. VI, VIII 
pass. De Jur. Mag. 8. 226: rautuo consensu contracta obligatio; vgl. 
auch 8. 230 u. pass. Danaeus, 8. 41 f., 42: . . . mutuo consensu . . . 

s Salam., 8. 30: . . qui a populo principatum suscipit nonne civi¬ 
tatis mandato suscipit? — Profocto! — Trotzdem wird das freie Wider- 
rufsrecht des Mandanten nicht zu Konsequenzen benutzt. 

4 Brutus, 8. 137 u. pass. 

B Rossaeus, 8. 67. 
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vom Volk ausdrücklich das Versprechen erhalten hat, dafs 
es ihm gehorchen wolle, ist der die „reciproca obligatio* 1 
erzeugende Vertrag perfekt 

Dieser Vertrag wird genau wie ein Vertrag des Privat¬ 
rechts behandelt, so dafs vor allem die Grundsätze Uber 
vis, metus, fraus, dolus analoge Anwendung finden, und 
dafs, wenn der eine Teil die Erfüllung seiner Obliegenheiten 
verweigert, auch der andere nicht mehr gebunden ist 2 3 . 

Rex und populus sind die Parteien des Vertrages, 
von denen die letztere einer genauen Feststellung bedarf, 
um das aus dem Vertrag berechtigte, dem König gegenüber¬ 
stehende Subjekt zu erkennen. Die Monarchomaehen geben 
auch genau an, was sie unter dem „Populus“, dem sie 
solch schwerwiegende Rechte vindizieren, verstanden wissen 
wollen. Zunächst nicht die vielköpfige Menge, diese „bellua 
multorum capitum“ 8 , sondern das Volk als Universitas 4 ; 
die praktische Konsequenz dieser Auflassung ist einerseits, 
dafs die Glieder der Universitas aus dem Vertrage keine 
Rechte herleiten können 5 , andererseits, dafs die Universitas, 
auch wenn alle Glieder gewechselt haben, immer noch 
obligiert bleibt 6 . 

Ferner müssen Personen vorhanden sein, die das Recht 
der universitas wahren: dies sind die Magistrate, Senate, 
kurz alle Repräsentanten 7 des Volkes, welche von diesem 


1 RossaeuH, S. 68. 

* z. B. Buchanan, S. 24. De Jur. Mag., 8. 266. 

3 Buchanan, 8. 13. Boucher, S. 19. Jun. Brutus, S. 26. 

4 z. B. Jun. Brutus, S. 29. 

* z. B. Jun. Brutus, S. 29: . . quae stipulatio ad singnlos pertinere 
non potest, sed ad univerBOs tantum. Hiermit hat Calvins Wunsch, die 
Einzelnen, die „privati** zurückzudrangen, eine juristische Begründung 
erlangt. Vgl. oben. 

* Jun. Brutus, Q. 111. Bei Fortfall der einen Partei, des Königs, 
»oll der Vertrag erneuert werden: deshalb Wahlmonarchie, wenigstens 
principiell. 

' Boucher, 8. 19. Buchanan, S. 13. Jun. Brutus, 8. 40: Magistrates 

p«n»pe, rege inferioren a populo dclcctos, ct »Ha rationo constitutos, quasi 
ioipcrii consortes et Regum Ephores, qui Universum Populi coetum rc- 
praesentant Intellegimus etiam comitia, quae nihil aliud sunt, quam 
Regni cuiusque Epitome, ad quae publica omnia negotia referuntur. 
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ihre Macht erhalten haben. Diese sind es auch, die für 
da3 Volk den Vertrag abschliefsen, und zwar nicht nur in 
ihrer Gesamtheit, sondern einzeln 1 : die praktische Kon¬ 
sequenz ist, dafs jeder einzelne Magistrat sein Recht 
unabhängig von den andern dem König gegenüber geltend 
machen darf. Mehr als irgendwo tritt hier der Mangel 
eines einheitlichen Staatsbegriffes hervor. 

Wenn nun derart alles Recht des Fürsten auf einem 
Vertrage mit dem Volke beruht, so mufs sich den Männern 
des Jahrhunderts der Reformation die Frage aufdrängen: 
Wie verträgt sich dieser Satz mit der Bibel, die deutlich 
und klar ausspricht, dafs alle Gewalt von Gott sei? Es 
ist sehr merkwürdig, zu verfolgen, wie -die Vertragstheorie 
beibehalten wurde, ohne dafs man deshalb an der theo- 
krati sehen Begründung des Hcrrschorrechtes selbst sich 
vergriff. An dem Satze des Paulus: Potestas a Deo est, 
durfte nicht gerüttelt werden, so dafs entweder eine ge¬ 
schickte Interpretation gefunden oder in der Bibel selbst 
eine Stelle gefunden werden mufste, die einen Vertrag 
rechtfertigte. Den enteren und den letzteren Weg hat 
man eingeschlagen. 

Um einmal den Vertrag mit einer Bibelstelle zu be¬ 
weisen, bot das Buch Samuel (1. Sam., Kap. 9—11) eine 
Fülle von Handhaben: hier war ein Vertrag nicht nur 
nicht gegen, sondern ausdrücklich mit dem Willen Gottes 
geschlossen worden. Im Anschlufs hieran unterschied man 
zwischen der electio und constitutio 9 . Gott war es, 
der nach seinem Willen den König wählte: um ihm aber 
stets vor Augen zu halten, dafs das Volk über ihm stände, 
ordnete er selbst roch eine Einsetzung durch das Volk an. 
So war es bei König Saul, der bei allen Monarchomachen 


1 Jun. Brut, 8. 48: nec Reguum modo Universum, sed Regni 
partes . . sigillatim. So bis ins kleinste ausgebildet ist freilich nur die 


Die anderen fordern das gleiche, kon- 


Theorie des Junius Brutus, 
struieren es aber nicht 

* Electio Deo, constitutio populo tribuitur. Jun. Brut, S. 67. 
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als Paradigma der Volkssouveränetät angeführt wird. 
Diesen Weg schlugen zuerst die Protestanten ein 1 , und 
später fand er auch den Beifall der katholischen Schrift¬ 
steller *. 

Aber trotzdem war den Absichten der Monarchomachen 
noch nicht Genüge gethan, denn die Konsequenzen der 
Vertragstheorie, obgleich diese selbst mit der Bibel be¬ 
wiesen werden konnten, schienen sich mit den Folgerungen 
aus der theokratischen Lehre zu kreuzen. Letztere führte 
zur unbedingten Gehorsamspflicht, erstere zum Widers tAnds- 
recht! Aber auch hier wurde Rat geschafft, indem durch 
Anwendung lehnsrechtlicher Rechtssätze die scheinbar 
streitenden Gründe und Ergebnisse in erfreuliche Harmonie 
gebracht wurden. Folgte aus der Vertragstheorie ein 
Widerstandsrecht, so war es unter Anwendung des Lehns¬ 
rechtes auch bei Anerkennung des Satzes: „Omnis potestas 
a Deo“ zum mindesten möglich, ein Ungehorsamsrecht zu 
beweisen. Denn es stand nach der Bibel fest: Deum juris- 
dictione sua uti, Reges delegata tan tum 8 . Gott war also 
Lehnsherr des Königs, der König war sein Vasall 4 : mittel¬ 
bar standen auch die Unterthanen unter seiner Herrschaft: 
Ergo non tenemur Regi contra legem Dei quid imperanti 
obedire, verum etiam, si obediamus, Rebelles sumus 5 6 . 

§ 3 . 

Die Konsequenz der Vertragslehre für die Stellung des 
Herrschers im Staat. 

Jede Lehre vom Herrschaftsvertrag stellt zwei Parteien 
einander gegenüber, so dafs der Staat in zwei, nur durch 

1 Jun, Brut., S. 137 ff. pass. De Jur. Mag. S. 215 pass. 

2 Boucher, S. 26. 

8 Jun. Brut., 8. 6. 

4 Jun. Brut., 8. 9. 

6 Jun. Brut., 8. 21. 

* Die Vertragstheorie wurde auch noch folgendermafsen bestärkt: 
Oott war erster und alleiniger Monarch der Juden, die er aber nicht in- 
folge seine« supremum dominium über alle Dinge, sondern „singulari 
modo u beherrschte, indem ihm als Gegenleistung für die Gesetze Moses 
und fQ r d ag gelobte Land die Regierung einger&umt worden war. 
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das lockere Band des Vertrages verknüpfte Hälften zerfallt. 
Dieser Dualismus läuft unserm notwendig einheitlichen 
Staatsbegriffe vollkommen zuwider; immerhin mufs zu¬ 
gegeben werden, dafs aus den thatsächlichen Verhältnissen 
des damaligen Staatslebens ein solch einheitlicher Begriff 
induktiv nicht gefunden werden konnte. Diesen Dualismus 
aus dem modernen Staatsbegriff ausgemerzt und über¬ 
wunden zu haben, ist das Verdienst der organischen Staats¬ 
lehre *. Schon Plato hatte bekanntlich den Staat als grofsen 
Menschen aufgefafst, aber wenn man auch diesen Satz 
während der Herrschaft der Naturrechtslehre citierte 1 2 * und 
ähnliche aufstellte, so drang man der eigentlichen, tieferen 
Bedeutung derselben nicht auf den Grund: man kam nicht 
zum Bewufstsein der Wahrheit dieses Satzes. Auch Grotius, 
dessen Vergleich des Staatskörpers und Herrschers mit dem 
menschlichen Körper und dem Gesichtssinn 8 bekannt ist, 
mufste doch in den alten Dualismus zurückfallen, der mit 
jeder, immer zwei Parteien voraussetzenden Vertragslehre 
untrennbar verbunden ist. 

Auch unsere Monarchomachen machen mehrmals einen 
Ansatz zu einem einheitlichen Staatsbegriffe und bereiten, 
indem sie den Monarchen als „pars civitatis“ auffassen, die 
Lehre vor, die aus der Kontinuität des personifizierten 
Staates die Kontinuität der Herrscherpersönlichkeit (als 
Organ) deduzierte. Und zwar ist es schon damals die or¬ 
ganische Staatslehre gewesen, die zum Ausgangspunkte des 
einheitlichen Staatsbegriffes diente: Caput quamvis omnium 
membrorum Princeps sit, quin membrum ac pars corporis 
cxistat ncgari non potost . . . acquc princeps, quamvis potior 
in civitate sit, non propterea desinit civis esse, atque civi¬ 
tatis pars 4 . Allerdings ist der Satz, dafs der Herrscher 

1 Jellinek, Staatenverbindungen, 8. 143. 

9 z. B. Bnchanan, 8. 5: . . velut in corporibus nostris ... in- 
teatini . . existunt tumultus; similiter in hia m^joribu« corporibus, id 
cit, civitatibna . . . 

• Grotius, De jure belli ac pacis, Lib. I, Kap. III, § 7 (Edit. 1631). 

4 Salaraoniua, 8. 40. Ähnlich, aber ohne Verweisung auf die or- 
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Organ des Staates sei, noch nicht klar formuliert worden, 
weil man trotz der Auffassung des Princeps als „pars civi¬ 
tatis“ immer wieder auf ein Mandat 1 , also auf einen Ver¬ 
trag zurückkam, kraft dessen der Fürst das Recht haben 
sollte, die Gesetze zu geben: so dafs also immer die Kon¬ 
struktion des Herrscheramtes als Mandat zerrifs, was die 
Auffassung des Fürsten als „pars civitatis“ zusamraen- 
gefligt hatte. 

Immer wurde die Doppelpersönlichkeit des Herrschers, 
der Princeps und Subditus zugleich war 2 , dazu benutzt, 
um seine Gebundenheit an die Gesetze des Staates zu de¬ 
duzieren 8 und um darzuthun, dafs er an die Gesetze seines 
Vorgängers gebunden sein müsse 4 . Mit diesen Schlüssen 
bekämpften die Monarchoraachen die absolutistischen Lehren, 
welche „Rex“ und „Regnum“ identifizierten 5 oder den 
König als „proprietarius“ 6 oder „usufructuarius“ 7 des 
Landes, des Regnum hinstellten. 

Die Teilung der Persönlichkeit im Fürsten vom Stand¬ 
punkt der Vermögens Verwaltung, welche die Parteigänger 
der absoluten Fürstengewalt zu verwischen trachteten, 
hielten im Gegensatz hiezu die Monarchomachen alle auf¬ 
recht, indem sie zwischen dem Privatvermögen des Fürsten 


g&ui*che Ht&atalehre erklärt Mnriaua, S. 84: Oinnino, qui caeteris ex- 
cellentior eit, debet nihilominus se hominem aut reipublicae p arten» 
arbitrari. 

1 Die Gesetze giebt der Princeps kraft seines Imperium: Prin- 

<*P".cum imperio est, quoniam Civitas hoc ipsum mandat 

(Salam., 8. 30). 

* SaUmonius, 8. 83: duas necesse est persona« sustineat, unam 
principia, alteram aubditi; vgl. auch Buch an., S. 86 f- Schon MarsiliuR 
Patavinus macht bei der Behandlung der Strafe des Fürsten die Be- 
iiwrkung: . . . non corrigitur in quantum principans, sed tanquam sub¬ 
ita*, tran»gres8or legis. Def. pac. I. C. XVIII, S. 71. 

‘ Salam., 8. 40. Mariann, S. 84. 

4 8alam., 8. 28: . . mortuo principe leges non intereunt, quia non 
interit populus. 

* e. B. Hotoman , 8. 128 ff. Hex princeps est unicus et singularia, 
Kegnnm vero ipsa civium ac subjectorum Universitas. Eine solche i«t 
*ber unsterblich, der König dagegen sterblich. 

4 Jun Brut., S. 117. 

7 Jun. Brut, 8. 129. 




60 Viertes Kapitel. Die Staatslehre der Monarchomachen. 


und dem öffentlichen Vermögen genau unterschieden 1 * * : doch 
war dies weder eine neue Weisheit, noch entwickelten sie 
in der Lösung ihrer Aufgabe neue Gesichtspunkte. Wir 
können deshalb, ohne uns hier länger aufzuhalten, zu 
wichtigeren Lehren übergehen, i 

§ 4 . 

Die Konsequenz der Vertragslehre für die Stellung des 
Herrschers gegenüber dem Volke: die Lehre von der 

Volkssonveränetät. 

Die Frage nach der Machtfülle des Fürsten deckt sich 
in der Begriffswelt der Monarchomachen mit der Frage 
nach dem Inhalt des Vertrages zwischen König und Volk. 
Der Zweck des Vertrages, der von allen Monarchomachen 
zu Gunsten des Volkes abgeschlossen erklärt wurde: non 
populos propter Magistratum, sed contra Magistratus propter 
populum fuisse creatos 8 , raufste von vornherein dazu führen, 
dafs das Amt des „suramus Magistratus“, des Königs, 
weniger als „honos“, denn als „onus“ 8 erschien. Es handelte 
sich nun vor allem darum, den Inhalt des freien Vertrages 4 
festzustcllen, d. h. zu untersuchen, ob und wie weit sich 
das Volk seiner Rechte entäufsert hatte. Die erste Frage, 
die dabei natürlicherweise gestellt werden mufste, war die, 
ob das Volk als Inhaber alles Rechtes sich jedes Rechtes 
seinerseits entledigen konnte, so dafs es bedingungslos der 
anderen Partei unterworfen war. Die Ansichten der Mon¬ 
archomachen gehen hier auseinander. Junius Brutus er¬ 
klärt das Recht des Volkes für unveräufserlich; ferner ist 
es konsequenterweise unverjährbar, so dafs ein absoluter 
Fürst sich nicht auf die Praxis seiner Vorgänger berufen 
kann. Principiell sucht Junius Brutus die Unmöglichkeit 


1 e. B. Jun. Brut., 8. 117 ff. 

8 e. B. De Jure Mag., 3. 215. 

* Jun. Brut., S. 94. 

4 Buchan., S. 6: Populo enim jus est, nt Imperium cui velit deferat. 
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der Verjährung durch Hinweis auf die Unverjährbarkeit 
der Ansprüche des Fiskus zu begründen 1 . Anderen 2 3 er¬ 
scheint ein Vertrag, der eine unbedingte und vollständige 
Hingabe zum Inhalt hat, „contra bonos mores“ und deshalb 
nicht rechtsbeständig. Buchanan 8 und Mariana 4 lassen die 
Frage unentschieden, stimmen aber beide darin überein, 
dafe ein Volk sehr thöricht handeln würde, wenn es solchen 
Pakt einginge. 

Die zweite Frage ist die, wie weit der Wille des Volkes 
bestimmend auf die Form des Vertragsabschlusses einwirken 
kann. Hierin geben die Monarchomachen dem Volke den 
weitesten Spielraum und überlassen ihm sowohl die Wahl 
der Person 5 * , als auch die Bestimmung der Schranken® 
welche das Recht des Gewählten umgeben. Nur so weit, 
als der Volkswille es zuläfst, geht das Recht des Königs: 
kein Recht, das nicht im Volke seine Quelle hat. Der 
König soll: „non sua . . licentia, sed, quod populus in se 
dedisset, jure uti“ 7 . Klarer kann das „Princip der Volks- 
»ouverünetät“ nicht formuliert werden 8 . 

Aus dem Vertrage schlossen die Monarchomachen also 


1 Jim. Brut, S. 89 ff 

• De Jure Mag., S. 2413 (Q. VI p.). 

3 Buchau., S. 23: .. Quod jus nullus unquam populus über tarn ex- 
«-•ors fuit, ut volens in se permitteret: aut si quis füifc, dignus profecto 
fait qui perpetuo serviret tyrannis stultitiaeque suae poenas lueret; vgl. 
*ach Danaeus, 8. 42. 

4 Mariana, S. 74: Quod si pergas curiose rogare, sitne in arbitrio 
'ripublicae, plenam sine exceptione potestatera .... sibi auferre, Prin- 
ripi dar©? Equidem non magnopere contendam, neqne in magno ponam 
•iUcrimine, utrovis modo sentialur: modo illud concedatur, imprudenter 
fceturum rempublicam, si dederit 

4 Vgl. oben Cit N. 4, S. 60. 

4 Quibus in manu est eligere quos velint rege«, penes eosdem cst, 
flectos, quibus velint, constringere legibus (Buchan., 8. 23). 

7 Buchanan, S. 8, 13, passim. 

* Salamoniua, 8. 27: palam fit, jus principatus nihil aliud esse, 
qnam jus quoddam populi. Jun. Brut., 8. 74, pass. De Jure Mag., 

215, pass. Mariana, I, caD. VIII, pass. Rossaeus, 8. 104 ff. Boucher, 
h cap. 18 ff. Danaeus, S. 36 ff. liotomanus (vgl. cit oben S. 54) be- 
^oplet nur die Thatsache. 
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auf die „ Volkssou veränetät“ nach dem Satze: . . . potiores 
semper sunt constituentis quam constituti partes l * * . 

Trotzdem ist das Volk nicht omnipotent, sondern es 
findet an dem Rechte des Herrschers seine Schranke. 
Denn aus dem Vertrage entspringt eine mutua obligatio 8 , 
und wenn das Volk auch durch das Rechtsverhältnis, in 
dem es mit dem Fürsten steht, auf die Erfüllung der 
Pflichten einen Anspruch hat, so hat es dafür doch den 
Preis gezahlt, dafs der Fürst auch ihm gegenüber berechtigt 
ist: nicht nur der Fürst kann Rebell gegen das Volk, 
sondern das Volk kann auch Rebell gegen den Fürsten 
sein 8 . Es raufsten deshalb Gründe gefunden werden, die 
dem Volke dem Fürsten gegenüber ein Übergewicht gaben, 
und die die Obligation des Fürsten als eine strengere, die 
des Volkes als eine losere hinzustellen im stände waren. 

Die Gründe, die hierfür angegeben wurden, sind 
mannigfach: einen derselben haben wir bereits kennen ge¬ 
lernt. Da der Fürst des Volkes wegen da ist, und nicht 
das Volk um des Fürsten willen, so mufs das Interesse des 
Fürsten vor dem des Volkes zurücktreten 4 5 * . Aber noch 
mehr: es wurde auch ein juristischer Verschärfungsgrund 
gefunden: der Fürst verspricht gut, und nach den Gesetzen 
zu regieren, das Volk, ihm in diesem Falle zu gehorchen. 
Die Obligatio des Fürsten ist also pura, die des Volkes 
sub conditione gegeben B . 

Am eigentümlichsten ist aber die juristische Inter¬ 
pretation einer Bibelstelle, die unmittelbar dazu diente, dem 
Volke ein Zwangsrecht gegen den Fürsten zu geben®. 
2. Chronica, cap. 23, v. 16 steht geschrieben: „Und Jojada 
machte einen Bund zwischen ihm und allem Volk und dem 


1 Boucher, 8. 20; vgl. auch vorige Note. 

9 Vgl. die oben 8. 54, N. 2 citierten Stellen. 

• Juu. Drut., 8. 164 f. 

4 Vgl. auch S&lam., 8. 58 ff. 

5 Jun. Brut., 8. 187, pass. Kosaaeus, 8. 68. 

• Jun. Brut., Q. I—III, passim. 
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Könige, dafs sie des Herren Volk sein sollten“. Dies wurde 
einfach ins Juristische übersetzt, und als eine Solidar- 
obligation zwischen Gott einerseits, König und Volk 
andererseits aufgefafst. Der Vertrag kommt zu stände, in¬ 
dem Gott „tanquam conceptis verbis“ 1 als Gläubiger stipu- 
liert, während König und Volk als „correi promittendi“ 
spondieren 2 . Da nach römischem Recht die Solidar- 
schuldner für einander haften, so können sie sich gegen¬ 
seitig zur Kinhaltung der Vertragsobligation zwingen, und 
zwar ist anzunehmen, dafs dies Recht nur gegen den König 
zur Ausführung gelangen wird. 

Diese eigenartige Vereinigung von Corpus juris und 
Bibel, zuerst von Brutus ausgedacht, hat auch bei den 
katholischen Monarchomachen in Boucher einen Nachahmer 
gefunden (a. a. O. S. 32 f., auch S. 52). 

Die mutua obligatio bildet das Band zwischen Fürst 
und Volk: von ihrer Rechtsbeständigkeit hängt also das 
Recht des Fürsten ab. Wird der Vertrag von ihm ge¬ 
brochen, so wird das Volk von seiner Obligation frei, es 


1 Jun. Brut, S. 10. 

* Dieser Verbal kontrakt zwischen Gott Volk und König geht neben 
dem anderen Vertrag zwischen König und Volk, — der gleichfalls ein 
Verbalkontrakt ist (vgl. oben S. 54) — einher und wird uns folgender- 
mafsen geschildert: Gott stipuliert von König und Volk: . an non pro- 
mittant, Populura fore Populura DeiV — an non operam se daturos, ut 
Deos templum suum, Ecclesiam suam in medio eorum perpctuo liabeat 
abi rite colatur? — Spondet Rex, spondet Israel: Rex per se, Israel 
per se tenctur ... ne quid detrimenti Ecclesia capiat. Uter vero ncgli- 
pat. Deus ab alter utro integrant rem pctere potest. Item, ut in duobus 
wrreis, praesertim Fiscalis tributi, unus ita in solidum tenetur, ut bene* 
ßcio divisiouis per novellam constitutionem Justiniani concesso uti ne- 
queat: ita Rege et Israele tributum Deo Regi Regum promittentibu«, 
Qterqae in solidum tenetur (a. a. O. S. 32 ff.). 

Da nun das Volk als Universitas spondiert hat, so haben die 
Einzelnen auch kein Zwangsrecbt: Ut enim quod universitati debetur, 
üngalis non debetur, ita nec quod debet Universitas, singuli debent 
(S. 56). Der Vertrag, den Gott damals mit den Königen der Juden ab¬ 
geschlossen hat, gilt auch für die christliche Zeit, denn: Evangelium 
«nccessit legi, und die christlichen Könige sind an Stelle der jüdischen. 
Al« weiterer Beweis für diesen Vertrag wird auch 1. Sam., Kap. 12, V. 25 
•“geführt. Auch Volkssouveränetät und das Recht der Kirche wird aus 
•km Buche Samuel bewiesen (vgl. unten § 7). 
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kann den Fürsten verjagen, ihn des Thrones und sogar dea 
Lebens berauben. Dies ist die letzte Konsequenz der Mon¬ 
archomachen und das Ziel, auf welches sie alle hinsteuern. 
Bevor wir aber hierauf näher eingehen *, müssen wir sehen, 
womit die Monarchenbekämpfer ihre Lehre von der Volks- 
souveränetät zu beweisen suchten. 


§ 5. 

Die Beweise für die VolkssonverÄnet&t. 

Die juristische Logik liefs die Monarchomachen aus 
dem Herrschafts vertrage unmittelbar die Volkssouveränetät 
folgern. Aber hiermit durften sie eich nicht genügen lassen, 
wenn ihre Lehren in jenen Tagen einen Anspruch auf 
Existenzberechtigung haben wollten. 

Sie mufsten von allen Seiten Hülfstruppen herbeiziehen, 
deren Autorität anerkannt war: vor allem also die Bibel, 
deren Anwendung wir bereits bei der Lehre vom Herr¬ 
schaftsvertrag kennen gelernt haben; und zwar in erster 
Linie das alte Testament; ferner das Corpus juris und das 
Zeugnis der Geschichte. 

In folgendem wird es freilich unmöglich sein, die Un¬ 
zahl der herbeigezogenen Belegstellen anzuführen, wir 
müssen vielmehr uns mit einer Blütenlese aus einigen 
Autoren begnügen. Aber einige Beispiele werden schon 
hinreichen, um uns einen eigenartigen „Zeitgeist“ zu zeigen 
— wenn man überhaupt einen modernen Wertmesser an- 
legen will! 

a. Der wichtigste Bundesgenosse war, besonders bei 
den protestantischen Monarchomachen, die Bibel, deren 
Funktion wir schon in der Anführung der Geschichte des 
Königs Saul kennen gelernt haben 9 . Dabei wird immer 
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wieder darauf hingewiesen, dafs der altteslamentliche Staat 
fiir alle Zeiten als Musterstaat zu gelten habe 1 2 3 * * . 

Am interessantesten ist es, in dem Kampfe, der mit 
Citaten aus der Bibel geführt wurde, die verschiedene Auf¬ 
fassung einer und derselben Bibelstelle zu beobachten: von 
den erbittertsten Gegnern wurde dieselbe Stelle mit gleicher 
Sicherheit angeführt. 

1. Sam., c. 8 wird dem Volke Israel, das einen König 
begehrt, dessen Recht angezeigt: 

„Eure Söhne wird er nehmen zu seinem Wagen, und 
Reutern, die vor seinem Wagen hertraben; 

Und zu Hauptleuten Uber tausend und über fünfzig, 
und zu Ackerleuten, die ihm seinen Acker bauen, und zu 
Schnittern in seiner Ernte, und dafs sie seinen Harnisch, 
und was zu seinem Wagen gehöret, machen. 

Eure Töchter aber wird er nehmen, dafs sie Apo¬ 
thekerinnen, Köchinnen und Bäckerinnen seien. 

Eure besten Äcker und Weinberge und Ölgärten wird 
er nehmen und seinen Knechten geben.“ — 8 

Mirum vero, quanti hunc textum aulici nostri faciant! 
beklagt sich hier Junius Brutus 8 . Gott wollte nicht das 
Recht des Königs anzeigen, sondern das Volk vor einem 
Tyrannen warnen und ihm seine Unklugheit verweisen, 
dafs es fernerhin nicht mehr unter seinem Scepter stehen 
wollte. 

Aufser diesem Beispiel seien noch zwei andere aus der 
Bibel angeführt, deren eines aus der Reihenfolge der Opfer 
die Volkssouveränetät folgert, während das andere aus der 
Stelle: Si quis non quaesierit Dominum Deum Israel, mo- 
riatur a minimo usque ad maximum (2. Paral. 15) die 


1 ... ad Israeliticam nolirttav, omnium quae unquam fuerunt per- 
fectiMimam . . (De Jur. Mag. S. 243. Jun. Brut S. 78). 

2 V. 11-18. 

3 a. a. O. S. 133; vgl. auch Buchan., S. 27. Eine absolutistische Aus¬ 

legung Barclay, S. 63. 

Staat»- u. Völkerrecht!. Abhandl. I. 1. — Treumann. 5 
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„potestas vitae ac necis“ des Volkes Uber den König und 
damit die VolkssouverÄnetÄt beweist. 

Die erste Stelle lautet 1 : 

Atque id [sc. quod Rege constituto suum Reipublicae 
supra eum jus remaneatj primum quidem docet sacri- 
ficiorum ordo, qui in Levitico describitur, pro sacerdote, 
pro populo, pro principe, pro privato cive: addito etiam 
quod inaequalitatem magis exprimat victimarum discrimine. 
Ita ut pro Sacerdotis peccato vitulus immaculatus, pro omni 
turba filiorum Israel vitulus, pro principe hircus immacu- 
latus, (qui minor utique vitulo est) pro anima denique, id 
est privato sive idiota quovis capra, offeratur. Ex quo 
constat, ut populo sacerdotem, et privato principem, sic 
principe populum seu regnum priore loco esse. — 

Die erwähnte Stelle: Si quis non quaesierit Dominum 
Deum etc. wird folgendermafsen interpretiert 2 * : 

Nam cum maximus ille procul dubio ait Rex, et mori 
jubeatur si a Dei cultu recesserit, nec vero puniri morte 
nisi per populum et proceres regni possit, nec fas sit puniri 
rursum nisi per superiorem (nulla enim raaior authoritas 
esse potest, quam quae vitae ac necis est) quid sequitur, 
nisi populum supra Regem vel ex eo constitui, qui poenas 
sumere vel jubente Deo de impio Rege possit? 

Die Bibel wurde also noch gcnAu so gelesen, wie im 
Mittelalter, wo der siebenarmige Leuchter auf die sieben 
Kurfürsten 8 und das Wort „es ist genug“ auf die beiden 
Schwerter bezogen wurde. 

b. Ähnlich wurden die leges civiles zur Stütze der 
Volkssouveränetät herbeigezogen. Der Satz: „Tutor officio 
abutens removetur“ 4 wurde auf das öffentliche Leben über¬ 
tragen und dem Volke das Recht gegeben, den König als 
„Regni populique tutor publicus“, wenn er seine Macht zu 

1 Levit, Kap. 4 (bei Boucher, 8. 31). 

1 Boucher, 8. 33. 

8 Vgl. Bryce a a. O. S. 115. 

4 Boucher, 8. 37. 
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mifsbrauchen begann, abzusetzen. Dieser Konstruktion, 
derentwegen die Verteidiger des Absolutismus den Mon- 
archomachen Rechtsunkenntnis vorwarfen, stand eine andere 
zur Seite, die den König als tutor gerens, die Stände 
als contutores auffafste 1 und hieraus die juristischen 
Konsequenzen zog. Auch der Satz der XII Tafeln: „Pa- 
tronus praevaricator aacer“ mufate zum Beweise der Volks¬ 
souveränetät dienen 2 * , ebenso wie die Sätze des Lehns¬ 
rechtes über die ainissio feudi 8 dazu herbeigezogen wurden. 

c. Die historische Argumentation, die seit Machiavelli 
zu besonderer Anerkennung gelangt war, wurde auch von 
den Monarchomachen angewandt, die mit grofser Sorgfalt 
alle Präcedenzfälle sammelten, um aus den Thatsachen die 
Volkssouveränetät zu beweisen. In allen Zeiten und Ländern 
sahen sie sich darnach um: dafs in Sparta die Könige oft 
von den Ephoren verurteilt sind 4 5 , die Absetzung des 
fränkischen Königs Chilperich durch die Stände 6 , dafs 
„Amasis rex Juda publico consilio interfectus“ 6 , der Re¬ 
gierungsantritt Davids erst nach der constitutio populi 7 — 
alles sollten Präcedenzfälle für die „Abdicatio Henrici tertii“ 
bilden und die Volkssouveränetät beweisen. Ferner kehrt 
bei fast allen Monarchomachen das Beispiel des „Justitia“ 
Arragoniens wieder: bei der Königswahl und alle drei 
Jahre auf den grofsen Versammlungen wurde in Arragonien 
der König folgendennafsen angeredet: Nos qui valemos 
tanto come vos, y podemos mas quae vos, vos eligimos 
Key con estas y estas conditiones. Entra vos y nos un 
quemanda mas que vos. 


1 Jun. Brut., 8. 168 f. De Jur. Mag., S. 270. 

* Boucher, 8. 87. 

8 Boucher, 8. 37. 

4 Boucher, S. 40. 

5 Boucher, 8. 46. 

e Boucher, S. 38 (vgl. dagegen Barclay, 8. 255). 

7 Boucher, 8. 26. 


5 
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§ 6 . 

Die Konsequenzen der Volkssonverftnetät. 

1. Das Widerstandsrecht 

Aus dem Satze: „Man mufs Gott mehr gehorchen, als 
den Menschen“, dessen Verteidigung zum Ausgangspunkte 
der ganzen revolutionären Litteratur des XVI. Jahrhunderts 
geworden ist, konnten die Monarchomachen zwar ein 
passives Widerstandsrecht ableiten \ niemals aber ein 
Recht, thatkräftig Widerstand zu leisten, begründen. Wir 
haben gesehen, wie diese Lücke durch die Lehre vom 
Herrschaftsvertrag ausgeflillt wurde. Denn da alle Macht 
des Fürsten eine vertragsmäfsig überlassene Gabe des 
Volkes ist, so hat dieses das Recht, unter rechtfertigenden 
Umständen zurückzufordem, was es übergeben hat Diese 
weiteste Konsequenz der Volkssouveränetät ist diejenige, 
welche stets zuerst gezogen wurde, um aus dem weit¬ 
gehendsten Rechte alle anderen herausfliefsen zu lassen. 
Omnes nationes . . hoc communiter sentiunt, quicquid juris 
alicui populus dederit, idem eum justis de causis posse 
reposcere 8 . 

Allerdings liegt in den Worten Justis de causis“ eine 
bedeutende Schranke, die der Willkür des Volkes sich ent¬ 
gegenstellt; selbst die Konstruktion des Horrschaftavertrages 
als Mandates des Volkes, woraus eigentlich das Recht der 
freien Rücknahme folgen würde, wurde, wie wir gesehen 
haben 8 , nur dazu benutzt, um die Superiorität des Man¬ 
danten über den Mandatar zu deduzieren. 

Es mufs sich nun zunächst darum handeln, festzustellen, 
was unter diesen Justis de causis“ verstanden wird; in 
zweiter Linie mufs untersucht werden, wer das Recht des 


1 De Jnr. Mag., Quaeatio I. Jun. Brut-, Quaestio I. 

* Buchanan, 8. 32. Vgl. auch Jun. Brut, 8. 156 ff. De Jur. Mag., 
8. 267. Rosaaeus, Kap. If, inabes. § 7. Boucher, Üb. I, cap. 4, cap. 9—80. 
Salamon., S. 30. Danaeua, 8. 41 f. Hotm., S. 56, 76. 

• Vgl. oben Kap. IV, § 2. 
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Widerstandes hzU, und wie weit dieser Berechtigte in der 
Ausübung seines Rechtes gehen darf. 

Zureichender Grund rum Widerstand ist niemals dem 
König, im eigentlichen Sinne des Wortes, gegenüber ge¬ 
stattet, sondern allein dem Tyrannen. Die Monarchomachen 
werden nicht müde, den „Rex“ und den „Tyrannus“ so 
scharf und so schroff wie möglich einander gegenüber¬ 
zustellen ; den König im Glanze der Milde, der Wohlthätig- 
keit, als einen Vater der Seinen erscheinen zu lassen, um 
sodann in den schwärzesten Farben der Hölle den Tyrannen 
zu schildern *. 

Innerhalb des Begriffes „Tyrann“ wird noch eine 
weitere Unterscheidung gemacht, welche wir bei Bartolus 
bereits kennen gelernt haben: nämlich die Unterscheidung 
des tyrannus absque titulo vom tyrannus quoad exercitiura 8 . 

Beiden gegenüber wird zwar Widerstand gestattet, doch 
bedingt die verschiedene Rechtsstellung eines jeden eine 
verschiedene Behandlung. Der Tyrannus absque titulo, 
dem selbst die Parteigänger des Absolutismus jedes Recht 
absprachen, und den sie zu ermorden gestatteten 8 , — der 
tyrannus absque titulo ist ein Räuber, ein publicus hostis 4 , 
der gewaltsam in den Staat eindringt, und der auch nicht 
einen Schein des Rechtes hat: dieser darf ohne weiteres 
von jedermann getötet werden 6 . Allerdings ist dadurch 


1 Boucher, Kap. 13 — 19 (lib. III): Hex imago Dei, tyrannus Din- 
boli. Mariana, I, Kap. V: Timet quidem tyrannus, timet rex: sed Kox 
«abditig, ille sibi subditosque. Salamonius, 8. 47 ff. Kossaeus, Kap. III. 
ßochmn, 8. 3 f, 8. 21 ff. De Jur. Mag., 8. 216 f. Jun. Brut., 8. 146 f. 
Dinaeus in einem besonderen Anhang, 8. 569 ff. 

* Marian., I, Kap. V. Salamonius, 8. 50. Boucher, 8. 266 ff. Do 
Jur. Mag., 8. 218 ff. Kossaeus, 8. 143 ff. unterscheidet: 1. tyrannus quoad 
boua (i. e. qui leges contemnens rapaciter subditorum bona eripit), 
2. tjrannus, qui contra leges reipublicae dominatur. 3. Tyrannus, qui 
fidem christianam violat et vastat; darans folgt: rex haereticus, eo 
ipso tyrannus. 

8 Vgl. oben Kap. II, § 3. 

4 De Jur. Mag., 8. 218 f. Boucher, S. 350. 

8 z. B- Boucher, 8. 266. Jun. Brut., 8. 156 ff. De Jur. Mag., 
S. 221. 
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nicht ausgeschlossen, flafs er, falls er sich als guter Mon¬ 
arch erweist, durch nachträglichen Consensus zum legitimen 
Herrscher erhoben wird*. 

Beim tyrannus quoad exercitium dagegen liegen die 
Verhältnisse nicht so einfach, denn diesem ist das Volk 
durch Vertrag obligiert: er hat ein Recht auf seine Stellung. 
Das Volk darf deshalb nicht vorschnell sein; es soll nicht 
gleich jeden Fürsten, der „etwas ausartet“ a , als straf¬ 
würdigen Tyrannen betrachten, sondern, so lange es mög¬ 
lich ist, seine Tyrannei ruhig ertragen und froh sein, dafs 
es nicht noch schlimmer steht 8 . Erst soll der Tyrann auch 
gewarnt und ermahnt werden, und nur, wenn er auch dann 
noch in seinen verworfenen Bahnen fortfährt, ist er reif 
zur Bestrafung 1 * * 4 * . 

Dann aber ist jeder Widerstand gegen ihn nicht nur 
erlaubt, sondern eine Pflicht der Magistrate, die hierzu 
kraft ihres Eides berufen sind 6 . Aber es sind auch nur 


1 De Jur. MHg. a. a. O.: . . si videlicet postea llber et legitimus 
accesserit eorum consensus, qui verum et legitimum Magistratum creare 
et constituere posaunt 

* De Jur. Mag., Q. VIII. Mariaua, S. 34 rät: . . diaaimulandurn 
censeo quatenus salus publica patiatur, privatimque corruptia moribua 
princeps contingat 

• Jun. Brut, S. 165. 

4 De Jur. Mag., 8. 218. Selbst dann noch dürfte der Tyrann er¬ 

mordet werden, aber was von Rechts wegen geschieht, braucht noch nicht 
zur That au werden: Buchanan, 8. 39: Praeterea ego in hoc genere quid 
fieri jure posait aut debeat explico, non ad rem suscipiendum exhortor. 

6 De jure Mag., Q. VI. — Dafs alle Voraussetzungen, die zum 
Widerstand berechtigen, bei Heinrich HI. eingetroflen sind, beweist 
Boucher in zwei Büchern auf 280 Seiten. Um eine Vorstellung der Art 
mancher Streitschriften jener Tage zu geben, lassen wir hier einen Teil 
des Sündenregisters folgen, das Boucher Heinrich III. vorhiHt: Henricus 
periurus, assassinus, parricida, homicida, haereticorum fautor, achismaticus, 
simoniacus, sacrilegus, magicae impietati ac superstitioni deditus, plane 
impiua, mnltis noroinibus anathema u. s. w. Ferner wird ihm vor¬ 
geworfen und ausführlich nachgewiesen u. a.: infamia. superbia, invidia, 
ingratitudo, inhumanitas, libido, ignavia, vanitas, stupor multiplex, in- 

{ '□stitia u. s. w. Schon vorher hatte Boucher eine SchmAhschrift gegen 
leinrich herausgegeben, die den Titel hatte: Vie de l'hypocrite Henri 
de Valois, und mit grotesken Bildern illustriert war (vgl. Baudrillart 
a. a. O. 8. 99). Etwas milder gehalten ist das Buch des Rossaeus gegen 
Heinrich IV. 
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die Magistrate, d. h. alle, die ein öffentliches Amt bekleiden, 
zum Widerstand berechtigt Ihnen allein steht die Ent¬ 
scheidung über die Notwendigkeit des WiderstAndsrechtes 
zu: der „beschränkte Unterthanenverstand“ 1 ist nicht be¬ 
rufen, sich hier herein zu mischen. Die „Privati“ haben 
entweder zu warten, bis ein Magistrat sie ausdrücklich 
zum Kampfe gegen den Tyrannen beruft, oder — und dies 
ist der einzige Fall für ein selbständiges Vorgehen — sie 
dürfen auf offenbare göttliche Inspiration hin aus eigenem 
Recht zu den Waffen greifen 2 * . 

Der Mangel einer theoretischen und praktischen Ein¬ 
heit des Staates zeigt sich nun besonders an dieser Stelle: 
denn es heifst nicht nur von der Gesamtheit der Magistrate: 
Tum sane licebit illis, populum ad arma vocare, exercitum 
conscribere, et tanquam ad versus hostem patriae reique- 
publicae indicatam vim, dolum, omnemque machinam ex- 
periri 8 , sondern jeder einzelne Magistratus hat auf eigene 
Faust ein Widerstandsrecht 4 * . 

Und hat der Kampf mit dem Tyrannen erst begonnen, 
so ist er der Feind, dem gegenüber alles gestattet ist. Mit 
begeisterten Worten preist Mariana das „memorabile faci- 
nus“ Clements 6 * , des Mörders Heinrichs III.; Boucher unter- 


1 De Jur. Mag., 8. 210: die Privaten sollen nicht „nimi* curiose . . 
praeter suum vel captum vel conditionem“ sich um die Staatsangelegen¬ 
heiten kümmern. Diese Einschränkung ist nach den» Vorhilde Calvins 
▼orgenommen; vgl. oben Kap. II. 

* Aach hierin ist Calvin vorbildlich geworden, der gerade darin die 
Güte Bottes erkennt: „nam . . ex servis suis manifestos vindices excitat, 
»c mzodato sno instruit, qui de scelerata dominatione poenas »umant . . 
ftnit Christ, 8 . 561). .Ion. Brutus ist der gleichen Ansicht, wenn die 
Magistrate konnivent sind: der Unterthan soll dann die Tyrannis als 
göttliche Strafe für begangene Sünden ansehen und seinen Trost in der 
•rezipiscentia cum precibua conjuncta“ finden (8. 179 a. a. O.). Wenn 

and anrh die Schrift De Jur. Mag. eine göttliche Inspiration an¬ 
erkennen. so warnen beide das Volk doch vor falschen Propheten, wie 
T0T Thomas Münzer (.lun. Brut, 8. 66- De Jnr. Mag., 8. 214). 

* Jon. Brat, 8. 166. 

4 De Jor. Mag., Q. VII: Potior saniorque pari alterum ad officium 

^■peilere in negotio aperto potest Jun. Brat, 8. 137 f. Danaeus, 

& U7. 

s Marian.. 8. 53. 




72 Viertes Kapitel. Die Staatslehre der Monarchomachen. 


bricht seine Streitschrift gegen diesen König, um die „mors 
Henrici inopina, ac caedes mirabiliV zu preisen *, und alle 
Monarchomachen (aufser Hotomanus) sind sich darüber 
einig, dafs der Tyrannenmord erlaubt sei 9 . 


2. Die Staatsform. 

Sobald die Macht der Obrigkeit nicht mehr nur von 
Gott abgeleitet wurde, so verschwand das Vorrecht einer 
Staatsform, sich mit Berufung auf göttliche Einsetzung für 
die einzige zu Recht bestehende zu erklären 8 . 

Da das Volk das Recht hatte, wem und wie es wollte, 
die obrigkeitlichen Befugnisse zu übertragen, so mufste es 
auch in seiner Hand liegen, ob ein König, ein Diktator 
oder Konsuln an der Spitze des Staates stehen sollten. 
Das bestätigte obendrein auch die Bibel, welche Monarchie, 
Aristokratie und Demokratie billigt: in Israelitico populo 
trium harum gubernationum exempla ipso Dei verbo prae- 
scripta apparent 1 * * 4 . 


1 Boucher, 8. 449 ff. 

a Mariana, 8. 61, auch 8. 34: Quasi fera irritata omnium telis peti 
debet, cum humanitate abdicata tyrannum induat, ferner Kap. VI, passim; 
Kap. VII trägt die Überschrift: An liceat tyrannum veneno occidere. Es 
wird entschieden, dafs der Dolch zwar vonuziehen sei, dafs aber auch 
Gift, etwa auf seinen Sessel gestrichen, dem Tyrannen gegenüber an¬ 
gewandt werden darf: in die Spoisen oder Getränke soll es nicht ge¬ 
mischt werden, und zwar aus folgendem Grunde (8. 68): in ejus vitam 
graasari quacunque arte concessum, ne cogatur tarnen seien« aut im- 
prudens sibi conscire mortem: quod esse nefas iudicamus veneno in potu 
aut cibo, quod hauriat qui perimendus est . . Jun. Brut., 8. 165: Quod 
si censentur illi (sc. latrones etc.) omnes infames, si capite plectuntur, si 
morte poenas luunt, qnis poenas tarn atroci erknine dignas comminisci 
quest? De Jur. Mag., 8. 232 ff. Buchanan, 8. 38. Rossaeus, cap. II, III, 
pass. Boucher, lib. III, cap. 15—18. 8alam., 8. 82: Grande . . in prin- 
cipibus crimen, . . . usque adeo grande, quod expetibilius sibi sit, cru- 
deliter caedi, Christo Jesu nostro acclamante: 8i quis scandaliza verit 
unum ex pusillis istis, expedit ei ut in collo eins suspendatur mola aai- 
naria, et mergatur in proftindum maris. — Danaeus, 8. 42. Hotomanus 
schweigt darüber. 

* Vgl. Gierke au a O. 8. 63 £ Der Schlufs, dafs das Volk die 
Staatsform wählen könne, ist schon im Mittelalter gezogen. Vgl. die bei 
Gierke, 8. 64, Note 21 und 8. 84, Note 28 citierten Autoren. 

4 Danaeus, 8. 48. 
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Da auch die Monarchomachen diese Konsequenz zogen *, 
so lag es für sie nahe, eine „beste Staatsform“ zu kon¬ 
struieren. 

Diese finden sie nun, — indem sie sich der Einteilung 
der St&atsformen des Aristoteles vollständig anschliefsen, — 
in einer „Mischung“ dieser Staatsformen *, derart, dafs die 
monarchische Form das vorwiegende Element dieser Mischung 
ist Im allgemeinen könnte man die ständisch beschränkte 
Monarchie als ihr Ideal bezeichnen, denn die Monarchie 
als solche zu bekämpfen, lag ihnen ferne. Dabei behandeln 
sie aber die anderen Staatsformen mit so viel Neigung 8 
und so unparteiisch, dafs man nicht weifs, ob es ihnen mit 
der Vorliebe zur Monarchie ernst ist. Die Gründe, welche 
sie hierzu bestimmen, sind teils die gröfsere Aktivität 1 * * 4 
eines einzelnen Herrschers, teils kehrt bei ihnen das mittel¬ 
alterliche Argument wieder, dafs die Herrschaften auf Erden 
von einem Einzelnen gelenkt werden sollen, gleichwie das 
Universum in Gott einen Herrscher hat 5 . Es ist hierbei 


1 Rossaeus, S. 9. Danaeus geht so weit, dafs hei einem Magistratus 
electivus der hlofse Wunsch eiuer Verfassungsänderung zur Umänderung 
der Staatsform fuhren mufs (a. a. O. III, S. 213 ff.); bei einem Magistratus 
haereditarius kann das Volk aber nur bei Verletzung der leges funda¬ 
mentales einschreiten, sonst nicht: contractus enim iste populi cum illo 
principe ot ejus familia ab initio quidem fuit voluntatia: poaten autem 
factos est necessitatis (S. 216). 

* Hotora., Kap. 12: Nam cum regius et popularis dominatus natura 
inter ne dissideat, adhibere tertium aliquera intermedium, et utriusque 
communem, qui est Principum sive optimatum; qui propter splendorem 
geoeris et autoritatem ad regiam dignitatem accedit, propter clientelara 
et — nt rulgo loquuntur — subjectionem a plebeio genere minus ab- 
borret Danaous, S. 49 ff. erklärt, dafs jede, vom Volke zu bestimmende 
(md nach Sitte, Volksgeist und anderen individuellen Momenten einzu- 
riehtende Staatsform eine gemischte sein soll: eam demum Rempubl. ad- 
ounistrandi rationem . . . probari debere, quae vel ex Omnibus illis tribus 
fonnis sit composita et mixta, vel saltera ex duabus (S. 49). Weniger 
klar sprechen sich dio anderen Monarchomachen aus, wenn sie auch alle 
darin übereinstimmeu, dafs sie den König beschränken und dadurch 
bareits eine »Mischung“ wünschen. 

* s. S. Marians, I, Kap. II. 

4 . . unns commodior quam plures, qui saepe sententiis discrepant. 
Mariana, 8. 21. 

4 Boucher, S. 28 a. a. O.: . . ex multia gubernationia formis eam 
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interessant, zu sehen, wie dies für das Universalreich be¬ 
stimmte Argument auf die einzelnen Staaten angewandt wird. 

Dazu fugt Mariana noch den Grund, dafs der Mon¬ 
archie die Tyrannis als ihre Ausartung entspreche: optimo 
enim pessimum opponatur necesse est, maximo pestilentem 
saluberrimo principatui l . 

Dieser Monarch ist aber nichts weiter als ein Volks- 
beamtor 2 , den von einem republikanischen Magistrat zu 
unterscheiden sehr schwierig ist; ja, bei Salamonius wird 
ausführlich nachgewiesen, dafs zwischen „principatus“ und 
„magistratus“ kein Unterschied bestehe 8 : Principatus non 
est aliud i8ta ratione, quam mngistratus quid am perpetuus: 
et propterea non plus quam populi magistratus. Dieses 

Verwischen der Grenzen zwischen Republik und Monarchie 
wird noch erhöht, da die Mouarchomachen principiell für 
die Wahlmonarchie eintreten 4 , so dafs der Monarch sich 
nur durch den Titel von einem Präsidenten auf Lebenszeit 
unterscheidet. Es bestimmen aber Nützlichkeitsbedenken 
die Monarehomaehen zu einer Erbwahlmonarchie oder Erb- 
monarcliie 6 . 

Dem Volke bleibt aber auch hier noch durch seinen 
Einfiufs auf die Erbfolgegesetze eine bedeutende Macht, 


natura ipsa praestare edoceret, quae ad unum re)ata niundi suh dqo 
rectore Deo positi est imitatrix. Auch Mariana. 8. 20. 

1 Mariana, 8. 27. Die« Argument hatte schon Thomas Aquinas, an 
d«n sich Mariana überhaupt eng snecbliefst. 

8 Er hingt, wie die anderen Magistrate, vom Volke ab: officiarii 
pendent a supremo dominio populi, a quo ipse rex, non secus ac illi, 
pendere debet (Jun. Brut, 8. 77). Es steht ihm der supremus dumtaxat 
gradus zu (De Jur. Mag., 8. 280). Vgl. ferner Boucher, 8. 36 ff. Buchanan, 
8. 8. Kossaeus, Kap. 2. 8alamonius, 8. :-t0: Minister, ebenso Jun. Brut, 
8. 74. Mag der Fürst auch wechseln, im Volke bleibt die Einheit des 
Staates gewahrt: ipsa suprema potestas eadera raanet. De Jur. Mag., 
8. 227. 

8 Sslsm , 8. 21 ff. 

4 Für ein reines Wahlreich ist Boucher, 8. 30. Buchan., 8. 24 f. 

5 Im Anschluß au den alttestamentlichen Staat anerkennen eine 
Erbwahlmonarchie: Jun. Brut, 8. 70: 8i stirpem spectas, haereditarium, 
si personam, omnino electivum; auch De Jur. Mag., 8. 286 f. und Kossaeus, 
8. 48 fl Ein Erbreich scheint Mariana das beste. 8. 34: comrnodius 
fore cogitabam haereditarium esse principatura. 
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so dafs eine Erbmonarchie durchaus nicht gleichbedeutend 
ist mit einer Monarchie, deren Herrscher durch die „lex 
regia“ seine Rechte erhalten hat 1 * * * * & * . 

Indem die Monarchomachen eine Wahlmonarchie for¬ 
derten, sprachen sie eine Konsequenz der Volkssou veränetät 
aus: man darf aber diese Forderung gewifs nicht blofs als 
ein deduktives Ergebnis auffassen, sondern bedenken, dafs 
sie den praktischen Zweck der Schwächung des Königtums 
vor Augen hatten: der Hinblick auf das deutsche Reich, 
in dem die einst so gewaltige Macht des Kaisers durch das 
Wahlsystem bis auf ein Nichts zusamnienschmolz, schien 
ihnen erfahrungsmäfsig ein Mittel gegen die absolute Ge¬ 
walt zu bieten. Durch Übertragung dieser Einrichtung 
hofften die Monarchomachen in ihrer Heimat einen gleichen 
Erfolg zu erzielen. 

3. Die Gesetzgebung. 

Das Widerstandsrecht setzt voraus, dafs gewisse 

Schranken existieren, deren Überschreitung das Praktisch¬ 
werden jenes Rechtes zur Folge hat. Diese Schranken 
finden die Monarchomachen nun nicht nur in dem gött¬ 
lichen und natürlichen, sondern auch im positiven Recht, 
d. h. den Gesetzen, welche der Herrscher vom Volke er¬ 
hält 8 , und den Bestimmungen des HerrschaftsVertrages. 
Die Lehre von der Gesetzgebung bängt aber so eng mit 
den rechtsphilosophischen Principien zusammen — denn 
aus ihnen entnimmt man eine Schranke für die höchste, 
sonst unbeschränkte Macht — dafs wir zuerst eine kurze 


1 Die lex regia wird von den Monarchomachen oft mit souveränem 

Spotte behandelt: Salam., S. 122: . . . nec quisquam vestrum est, qui 

•fgem regiam legerit, audieritve. 

* Jan. Brut., S. 103: ... in Omnibus regnis bene constitutis regem 

* populo leges, quas tueatur quasque intueatur, accipere. Buchanan, 

& 23. Rossaeus, Kap. II, § 8: si manifestum sit posse respublicas . . . 

•bUtis regum snonim diaderaatis . . . paci consulere: quanto manifestiua 

«*t posse eas . . . lege« ponere. 
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Skizze der Rechtsphilosophie der Monarchomachen geben 
müssen. 

Theologische, philosophische und juristische Begriffe 
liegen hier noch chaotisch zusaramengeballt und unge¬ 
schieden vor uns: das göttliche und natürliche Recht soll 
über dem Staate stehen, das positive, menschliche ist der 
Änderung durch den Staatswillen unterworfen. Diese Unter¬ 
scheidung hatte sich, in Abhängigkeit von dem Altertum, 
im Mittelalter herausgebildet *, welches weder die ger¬ 
manische Rechtsidee, nach der der Staat nur durch und 
für das Recht 1 2 * da war, fortbildete, noch die Idee eines 
Staates, der dem Rechte gegenüber selbständig dasteht, 
durchführte. Die Vermeidung dieser beiden Extreme führte 
zu der Unterscheidung zwischen positivem und natürlichem 
Recht, welche in verschiedenen Nüancierungen das ganze 
Mittelalter und die Zeit des Naturrechtes hindurch mafs- 
gebend wurde. Wichtig für die Monarchomachen ist nun, 
dafs bei ihnen der Staat auf einem Vertrage, auf einem 
Rechtsgrunde beruht, dafs er also durch das Recht da ist. 
Alle positiven Gesetze müssen sich in dem vom Naturrecht 
gesetzten Kreise halten: wie im Altertum, wird Recht nicht 
geschaffen, sondern entdeckt 8 . An die einmal gegebenen 
Gesetze ist auch die höchste Macht im Staate, das Volk, 
so lange gebunden, bis sie abgeschafft sind 4 * . 

Die Monarchomachen können unmöglich dem König 
allein das Gesetzgebungsrecht anvertrauen. Denn es wäre 
ein Widerspruch gewesen, ihn einerseits mit gesetzlichen 
Schranken zu umgeben und ihm andererseits ein freies 
Gesetzgcbungsrecht cinzuräuracn, das ihm die Macht in die 
Hand gegeben hätte, diese Schranken zu beseitigen 6 * . 

1 Vgl. Qierke a. a. O. S. 264 ff. 

* Gierke, ebenda. 

* Jun. Brut, Q. 111, S. 98 ff. 

4 Salamonius, S. 35 f. Die „juristische“ Begründung gipfelt darin, 

dafs die legea als Verträge der Bürger aufgefafst werden: ligatur . . 

n ilus suis legibus, quasi pactis conventis, quae verae sunt leges. Ge- 

nheitsrecht ist dem gegenüber eine tacita quaedam civium conventio. 

1 Buchanan, S. 18. 
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Ein entscheidender Faktor für das Zustandekommen 
eines Gesetzes ist die Zustimmung des Volkes 1 . Dabei 
darf man aber niemals vergessen, was die Monarchomachen 
unter „Volk“ verstehen — die bevorrechtigten Stände, die 
als „habenae summae magistratus“ dem König zur Seite 
stehen 2 . Der einzige, der in Gestalt des Referendums eine 
unmittelbare Mitwirkung des Volkes verlangt, ist der Puri¬ 
taner Buchanan 8 . 

Den Gesetzen ist der König unterworfen, denn „lex 
facit regem“ 4 ; vor allem aber den „leges fundamentales“ 6 ; 
was die anderen Gesetze angeht, so divergieren die Mon¬ 
archomachen in ihren Ansichten, indem sie bald mehr, bald 
weniger Bewegungsfreiheit gestatten 6 . Eigentümlich ist 
ihnen das Streben, den König nicht nur der Civilgerichts- 
barkeit zu unterwerfen, — dies bestand schon thatsächlich — 
sondern auch den Strafgesetzen 7 . 


1 Vgl. oben S. 75, N. 2, aufserdem: Mariana, S. 75: . . quam pru- 

dentos (ec. maiores nontri) quod nihil majoris rei sine voluntat« procerum 
et populi sanctum esse voluerunt: eoque consilio delectos ex oranibus 
ordinibus ad conventu« regni, Pontifices tota ditione, proceres, et pro- 
curatores civitatum evocare moris erat 

2 De Jur. Mag., Q. VI (S. 236 ff.). Hotman zeigt, wie das sakro¬ 
sankte Konzil sich zusammensetzen soll: . . cuius consilii habendi causa 
certo anni tempore rex et principes et delecti ex singulis provinciis con- 
ventum agerent 

8 Buchau., S. 13: Ego nunquam existimavi universi populi judicio 
cnm rem permitti debere: eed ut prope ad conenetudinem nostram ex 
omnibus ordinibus selecti ad Regem in concilium eoirent Deinde, ubi 
apud eos nQoßovXtcfut factum esset, id ad populi judicium de- 
ferretur. 

4 Buchanan, S. 33 f. Jun. Brut., S. 107. Boucher, S. 144. Rossaeus, 
S. 85 ff. De Jur. Mag., S. 278. Mariana, I, c. 9. Salamon., S. 46 u. 
passim. Danaeus, S. 43. 

6 Dem Privatrecht ist der König unterthan: quanto magis iis legi¬ 
bus parere debet, quae fundamentales regni leges appellantur. 

8 Mariana, S. 83 erklärt zwar den Fürsten für gebunden, aber nur 
durch die Gesetze: quibus a populo Princeps nihil differt, ut quae de 
dolo malo, de vi, de adulteriis, de vitae modestia promulgantur. Ähn¬ 
lich De Jur. Mag., S. 273: der Princeps ist nur befreit „de particulari 
et privatorum jure . .: verbi gratia de testamenti, de detractione Tre- 
bellianae . . .“. 

1 Besonders Buchanan, S. 86: Nunc tu velim consideres, quam non 
modo ait absurdum, sed etiam iniquum, de praediolo, de luminibus, de 
stillicidiis adversus regem judicium dari; parricidii, veneficii, perduellionis, 
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Der König soll ein custos l , minister 8 , cxecutor* der 
Gesetze sein: da aber die Gesetze unmöglich alle Fälle 
vorhersehen können, so mufs sich die Frage aufdrängen, 
ob dem Könige die Befugnis gegeben werden soll, selbst¬ 
ständig, ohne Volksmitwirkung die Lücken auszuftlllen, 
oder ob er in solchen Fällen nur eine Initiative haben soll. 

Auch über diesen Punkt sind die Monarchomachen ver¬ 
schiedener Ansicht. Während Mariana ohne Bedenken dem 
König eine weitgehende Macht gewährt 4 , sind die anderen 
vorsichtiger. 

Junius Brutus entscheidet sich nach längerer Über¬ 
legung dahin, dafs dem Könige nur eine Initiative zu¬ 
stehe 6 ; dagegen wird ihm die Interpretation der Gesetze 
gestattet, — ne summum jus summa injuria fiat — freilich 
nur unter der Aufsicht eines Senates 6 . Noch engere 
Schranken stellt Buchanan auf, der schlechthin auch die 


nullam esse judicium.ut plane verum esse videatur antiquum 

illud, Lege« aranearum telia e««e persimiles, quae rauscw detineant, 
animalin majora transmittant. 

1 z. U Jitniu« Brutus, 8. 98. Buchanan, 8. 14. 

* z. B. Jun. Brut, 8. 98. 

* Jun. Brut, 8. 108. Vor allem darf er nur uach dem Gesetz ein 
Todesurteil aussprechen. 

4 Mariana, 8. 80: Licebit quidem regibus, rebus exigentibus, novas 
leges rogare, interpretari veteres, atque emollire: supplere si quis eventus 
lege comprehensus non est. Aber nicht die libido regia, sondern sein 
vernünftige« Ermessen soll mafsgebend sein. Es waren also ungefähr 
prÄtorische Befugnisse, die der spanische König nach Mariana haben 
sollte. Von der „Verordnungsgewalt“ des Königs wurden aber ausdrück¬ 
lich diese Vorschriften ausgeschlossen (8. 81) qualcs sunt legen de suc- 
cessione inter Principe«, de vectigalibus, de religionis forma: auch 8. 88: 
Legen quibus constricta est successio, mutarc nemini licet sine popnli 
voluntate, a quo pendent jura regnandi. Eine Zustimmung bei Steuern 
verlangen auch die anderen Monarchomachen: z. B. Jun. Brut, S. 128 f. 
Salamonius, der den Pürsten nicht nur durch die leges des ganzen 
Volkes gebunden sein läfst, sondern auch durch die nuao leges, giebt 
einen materiellen Unterschied nicht an. 

6 . . si quid abrogandum, surrogandum, derogandum putabit, popu- 
lum, populive optimales aut ordinario«, aut extra ordinem convocatos ad- 
monebit, legemque rogahit (a. a. O. 8. 105). At sane non prius jubebit, 
quam ab iisdem rite expensa coroprobataque fuerit. Andere Edikte des 
König« sind ungültig; cum tarnen Senatus seu Parlamenti aresta, «i lex 
desit, legis vira passim obtineant (8. 108). 

* Ebenda 8. 109 f. 
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Interpretation dem Könige verweigert: Cum regi legura 
interpretationem concedis, hanc tribuis ei licentiam ut 
lex non dicat, quod lator sentit, . . . sed quod in rem sit 
interpretis *. 

Der König als rechtsschöpfender Faktor im Staatsleben 
ist auf diese Weise vollkommen in den Hintergrund ge¬ 
treten: Von den anderen Volksbeamten unterscheidet er 
sich nur durch seine hervorragende Stellung; nicht das 
Gesetz hängt von ihm ab, sondern er, wie alle Institutionen 
des Staatslebens, vom Gesetze: er hat deshalb auch keine 
Macht über die anderen Beamten im Staate*. 


§ 7. 

Staat mid Kirche. 

Die Idee der Universalmonarchie war längst zu Grabe 
getragen 8 : durch die Ueformation war auch in der Kirche 
eine noch nie erlebte Spaltung hervorgerufen. Während 
nun aut der einen Seite die Protestanten für die Landes¬ 
kirchen eintraten, hielten die Katholiken um so zäher an 
der Einheit der Kirche fest. Es ist naturgemüfs diese 
Frage, in der die katholischen und protestantischen Mon- 
archomachen die weitgehendsten Verschiedenheiten auf- 
weisen. Während bei den letzteren Kirche und Staat ganz 
zusammen fällt, bleibt bei den ersteren mach dem Programm 
eines Innocenz III. und Bonifaz VIII. die Kirche als alles 
umfassende Einheit Uber den Staaten bestehen. Die Ver¬ 
tragslehre wird von ihnen nicht nur angewandt, um das 
Recht des Volkes zu beweisen, sondern auch, um aus der 

1 Buchanan, 8. 14. Dabei weist er auf die Interpretation den Satzes 
„Oportet Episcopum esse unius uxoris virum“ hin, die dem Papste zu so 
grofser Macht verholfen hat. 

8 Juxi. Brut., S. 77: . . officiarii a populo in eoncilio nempe publico, 
authoritatem capiunt, nec absqne eodem exauctorari possunt. 

* Bei Kossaeus, 8. 45 findet sich noch ein Nachklang des alten Ge¬ 
dankens, indem dem Kaiser ein Ehrenvorrang zugestanden wird: Imperator 
quidem Germania« qui est summus orbis Christiani magistratus, et cui 
reges Christiani omnes singulärem praerogativam tribuuut . . . 
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höheren göttlichen Herkunft der Kirche ihre Superiorität 
Uber den weltlichen Staat darzuthun *. 

Auf die Auffassung der Protestanten waren vor allem 
die Verhältnisse in den protestantischen Territorien und 
die Lehren Calvins von Einflufs. Darnach ist die Obrig¬ 
keit, wenn sie protestantisch ist, die Hüterin beider Ge¬ 
setzestafeln: Staat und Kirche stehen also in engster Ver¬ 
bindung. Die katholische Obrigkeit dagegen soll von der 
Kirche vollständig getrennt werden. In ihren Schriften 
gingen die protestantischen Monarchomachen natürlich vom 
„Normalfall“ aus, d. h. sie liefsen Kirche und protestantische 
Obrigkeit zusammenfallen. Am prägnantesten tritt diese 
Auffassung in den „Vindiciae contra tyrannos“ auf, wo, 
wie wir gesehen haben, Volk und Fürst durch einen Verbal- 
kontrakt obligiert werden, zuzusehen: ne quid detrimenti 
ecclesia capiat. Die erste Sorge, die der Landesherr zu 
wahren hat, ist daher, dafs der Kultus Gottes stets in seiner 
Reinheit dargebracht werde und erhalten bleibe. Aber 
nicht genug hiermit, soll der princeps auch für Verbreitung 
der wahren Religion sorgen: tum conservare, tum pro- 
pagare*. Von Gewissensfreiheit ist daher bei ihnen ebenso¬ 
wenig die Rede wie bei den katholischen Monarchomachen, 
und der Satz des Rossaeus: „Libertatem conscientiis per- 
niittere, sinere unumquemque, si volet, perire, mere dia- 
bolicum dogma est u> war ihnen in Anwendung auf 
ihre Lehre gerade so unzweifelhaft wahr, wie der anderen 
Partei. 

Die Katholiken betonten vor allem die Notwendigkeit 
der Einheit der Kirche, und damit diese Einheit gewahrt 
bleibe, zunächst das Freisein vom Staat. Denn könnte der 
Staat auf die Kirche einen Einflufs äufsern, so gäbe es 
wohl bald so viel Kirchen und Religionen, als Staaten 4 . 

’ Vgl. besonder« Boucher, Lib. I, cap. 5 ff., Lib. II, passim, ferner 
Rossaeus, Kap. VIII. Mariana, Lib. I, cap. X. 

* De Jur. Mag., 8. 295. 

* Rossaeus, S. 482 (Kap. VII). 

4 Mariana, I, Kap. X (8. 86). 
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Daf8 sich aber diese Freiheit vom Staate notwendig in eine 
Herrschaft über den Staat umsetzen mufs, dafür ist das 
ganze Mittelalter ein Beweis, und auch die Lehren der 
katholischen Monarchomachen bilden einen neuen Beleg 
dafiir. 

Die Konsequenzen, die aus der vollständigen Trennung 
der geistlichen und weltlichen Gewalt und aus der Über¬ 
ordnung der ersteren über die letztere sich ergaben, wirkten 
vor allem nach zwei Richtungen, erstens auf die Gewalt 
der Kirche, also des Papstes Uber die Könige, und zweitens 
auf die Stellung der Glieder der Kirche, der Geistlichen, 
im Staat. 

Was den ersten Punkt anbetrifft, so ist die Konsequenz 
kurz und klar: Die Kirche hat das Recht, die Könige ab¬ 
zusetzen *. Wenn keine Ermahnungen von seiten des 
Papstes fruchten, wenn die Kirche durch einen gott¬ 
verachteten und -verachtenden Herrscher in schwere Gefahr 
gebracht wird, so soll der Papst, wenn er die Absetzung 
für nötig hält, einschreiten: populos obedientiae vinculo 
eximat, detque operam ut alteri commodiori grex a Christo 
redemptus committatur 2 . Dies Recht ist dem Papst durch 
die Bibel selbst eingeräumt: War das Buch Samuel früher 
dazu benutzt, die Volkssouveränetät zu beweisen, so diente 
jetzt die Wahl Davids, die Superiorität der Kirche Uber 
den Staat zu beweisen 8 . 


1 Boucher, I, c. 4: Jus (sc. abdicandi reges) . . duplex: Ecclesiae 
unura . . Populi seu Reipubl. alterum ...» ferner c. 5—8, Lib. II, 
passim. Rossaeus, Kap. VIII. 

* Boucher, S. 13. 

8 Boucher, I, c. 6: Sic Samuel Saulem regem a se institutum prius, 
quia spiritualem functionem usurpaaset, quia mandata Dei transgreasus 
esset, quasi excommunicatum Regni jure privavit, et in Davidein illud 
transtulit. Diese Gewalt, die Gott selbst der Kirche (Iber den Staat ein- 
geräumt hat, ist aber nicht nur eine Gewalt über die spiritualia: zum 
Beweise diente eine Stelle aus der Apostelgeschichte. Kap. 5: Quam ne 
«piritualem tantura potestatem esse quis putet, prodibit mortuus increpante 
Petro cum uxore Sapphyra Ananias (Act. 5), traditus Corinthius in inter- 
itum camis (1. Cor. 5) . . . (Boucher, I, c. 7, S. 16). 

Auf der anderen Seite wurden um so energischer die Ansprüche 
des Papstes bekämpft, so besonders von Hotomanus, Kap. 13. 

Staats- u. Völkerrecht!. Abhandl. I. 1. — Treumann. 6 
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De« Fürsten Aufgabe ist es, innerhalb des Staates die 
beiden Mächte, die geistliche und weltliche, in Harmonie 
zu bringen 1 * * . Weiter steht ihm aber kein Recht über die 
Geistlichen in seinem Lande zu. Diese müssen im Staate 
eine Ausnahmestellung einnehmen, denn sie können nicht 
zwei Herren zugleich dienen. Mariana geht sogar so weit, 
zu fordern: Neminem ex sacrato ordine supplicio, quam- 
vis merito, subjiciat 8 . Andererseits soll die Geistlichkeit 
aber ihren früheren Einflufs auf die Politik wiedergewinnen : 
Ad regni conventus Episcopi vocabantur, . . . quod nescio 
cur nostris temporibus antiquatum sit 8 . 

§ 8 . 

Völkerrechtliche Fragen. 

Es gab nur eine Frage, die fbr die Empörungslehre 
der Monarchomachen von direktem und praktischem Inter¬ 
esse war: ob bei einer Revolution ein benachbarter Fürst 
mit Recht den Aufständischen gegen den Tyrannen Hülfe 
bringen kann: An jure possint, aut debeant vicini principe« 
auxilium ferre aliorum principum subditis, religionis purae 
causa afßictis, aut manifesta tyrannide oppressis 4 . 

Was zunächst das Interventionsrecht bei religiöser Be¬ 
drückung anlangt, so begründet es Brutus mit dem Ge¬ 
danken der Einheit der Kirche; da er aber die Landes¬ 
kirchen anerkennt, so raufs er die Einheit auf irgend eine 
Weise begründen. Dies geschieht, indem er seine Kon¬ 
struktion des Staates, der Kirche und des Staates, auf die 
Gesamtheit der Kirchen überträgt, so dafs sich ihm die 
ganze Weltordnung in Solidarobligationen und Verbal- 
kontrakte auf löst: Haec ecclesia ut unica est, ita etiam 

1 Marians, 8 . 88. 

* Mariana, 8. 88. 

• Mariana, ebenda; überhaupt iat daa ganae sehnte Kapitel de« 
ersten Huches ein interesaanter Katalog der Anforderungen des Klerus. 

4 Jun. Brut., Q. IV. De Jur. Mag., Q. VII. 
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stngulis Principibu8 Christianis in Universum et in solidum 
commendata atque commissa est. Quia enim uni alicui Uni¬ 
versum committere lubricum erat; singulis vero singulas 
eius partes ab eius unitate plane alienum, universam sin¬ 
gulis, singulAs ejus partes universis commisit Deus 1 . Hier¬ 
aus folgt ohne weiteres, dafs bei religiöser Bedrückung eine 
Intervention gestattet ist. 

Eb handelt sich jetzt blofs noch um die Begründung 
eines Interventionsrechtes bei politischer Bedrückung: eine 
Aufgabe, die Brutus durch den Hinweis auf die Nächsten¬ 
liebe löst: Proximus est non Judaeus Judaeo tantum, sed 
Samaritano et cuivis horaini*. So stützt sich in dem Vor¬ 
stellungskreise des XVI. Jahrhunderts das Recht der Inter¬ 
vention auf das Gleichnis vom barmherzigen Samariter. 

1 Jon. Brut, 8. 188 f. 

* Jon. Brut, 8. 196 f. 




Schlüte. 

Wir haben die Stellung der Monarchomachen in der 
Geschichte der Staatslehre zum Schlüsse zusammenfassend 
zu würdigen. 

Die Betrachtung hat ergeben, dafs dieselben die Re¬ 
präsentanten einer Übergangszeit sind. Die Lehren vom 
Gesellschaftsvertrage, vom Herrschafts vertrage, vom Natur¬ 
recht liegen bald klarer, bald undeutlicherda; ein Material, 
das einer ordnenden und sichtenden Hand harrt, dafs sie 
Klarheit schaffe. 

Diese Aufgabe vollbracht zu haben, ist das Verdienst 
des Hugo Grotius. Dem Einflüsse dieses Mannes verdankt 
die Vertragsichre ihre Alleinherrschaft in den folgenden 
zwei Jahrhunderten: ja, oft genug kann man ihn als den 
„Schöpfer“ der Vertragstheorie nennen hören! In Wahr¬ 
heit war er aber blofs der Ordner. 

Ebenso war es Grotius, der das Naturrecht endgültig 
von seiner religiösen Grundlage loslöste. Mag auch Gabriel 
Biel 1 schon ausgesprochen haben: 

„Nara si per impossibile Deus non esset, qui est ratio 
divina, aut ratio illa divina esset errans: adhuc si quis 
ageret contra rectam rationem angelicam vel humanam aut 
aliam aliquam si qua esset: peccaret“, 


1 Diesem will Gierke a. a. O. S. 74, N. 45 die Prioritit wahren. 
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so hat doch Grotius den entscheidenden Schritt gethan 
und die Bande endgültig zerrissen, die Naturrecht und 
Religion verknüpfte; dafs trotz dieser That auch nach 
Grotius noch viele an der alten Lehre festhielten, ist selbst¬ 
verständlich. Aber der Hauptrichtung hat Grotius die Bahn 
gewiesen: die Geschichte hat entschieden, dafs nicht Gabriel 
Biel, sondern dem Holländer der Preis gebührt. 

Zu einem einheitlichen Staatsbegriffe konnte aber 
Grotius ebensowenig wie die Monarchomachen gelangen, 
so nahe auch beide dem Ziele oft gekommen sind. 

Schuld daran war der Ausgangspunkt der Systeme, 
die Vertragstheorie. Was künstlich zusammengefügt war, 
mufate immer in seine Teile zerfallen. „Populus“ und 
„princeps“ standen als selbständige Parteien im Herrschafts¬ 
vertrage einander gegenüber, so dafs jeder Verteidiger der 
Lehre, je nach seiner politischen Gesinnung, die eine oder 
die andere Partei zur mächtigeren zu erklären im stände 
war. Im Grunde genommen, wurde das gleiche für ver¬ 
schiedene Subjekte gefordert. 

Man darf jedoch nie aufser acht lassen, dafs die Ver¬ 
tragslehre für ihre Zeit berechtigt war, da man sie ja aus 
der Zeit abstrahiert hatte. Fürsten und Stände schlossen 
in der That Verträge, und die Wahlkapitulationen geben 
ein deutliches Bild der damaligen Staatsauffassung, wenn 
man ihnen als Gegenstück die modernen Verfassungen 
gegenüberstellt. Der Staat war in der Wirklichkeit ebenso 
gespalten wie in der Theorie. 

Der Streit, in dem die Monarchomachen die Sou- 
veränetät des Volkes verteidigt haben, hielt sich haupt¬ 
sächlich innerhalb des Staates. Denn die Universal- 
raonarchie war schon lange zum wesenlosen Schein herab¬ 
gesunken, und die Kirche kam fllr die protestantischen 
Schriftsteller nur als Landeskirche in Betracht. Um so 
energischer verteidigten dagegen die katholischen Schrift¬ 
steller die hoch Uber dem Staate stehende Gewalt der Uni¬ 
versalkirche. Aber das Mittelalter und mit ihm die Lebens- 
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ffehigkeit der Gedanken, die auf seinem Boden gedeihen 
konnten, war vorüber. Von den hochgespannten Forde¬ 
rungen der Jesuiten gilt das Gleiche, was Bryce 1 * * von den 
Wünschen Dantes (in: „de Monarchia“) schreibt:. . „Dantes 
book is an epitaph instead of a prophecy“. 

Die Monarchomachen waren Verteidiger der Volks- 
souveränetät und haben diesen Gedanken, der sich das 
ganze Mittelalter* hindurch zieht, bis in seine letzten Kon¬ 
sequenzen verfolgt. Aber wie im politischen Leben die 
Sache, zu deren Verteidigern sich die Monarchomachen 
gemacht hatten, den Sieg nicht erringen konnte, so trat 
auch in der Folgezeit die Lehre von der Herrscher¬ 
sou verftnetät in den Vordergrund. Staatspraxis und Staats¬ 
lehre hielten gleichen Schritt. 

Indem die Monarchomachen die Gesetzgebung dem 
Volke zusprechen und den Monarchen als „executor“ der 
Gesetze hinstellen, finden sich bei ihnen zuerst 8 Spuren 
einer „Gewaltenteilung“ im modernen Sinne. Diese Lehre 
wird von ihnen aber noch nicht mit voller Klarheit durch- 
geführt: relativ am vollständigsten sind die Ausführungen 
Languets. 

Die Hoffnung, in dieser Trennung eine Garantie gegen 
die Willkür zu finden, war bei den Monarchomachen mafs- 
gebend: der Satz: Ego contra nihil interesse video, Regemne 
liberum et solutum legibus relinquamus, an ei tribuamus 
legum jubendarum potestatem. Nemo enim se sponte vin- 
culis induet. Ac nescio an praestet solutum relinquere, 
quam circumdare vinculis nihil profuturis, quippe quae, 
ubi volet, exuat 4 — dieser Satz kommt schliefslich auf das- 

1 a. a. O. 8. 264. 

3 Vgl. hierüber besonders Besold, Die Lehre von der Volks- 
souveränetät im Mittelalter [▼. öybels hist. Z. B. XVIII (1876)]. 

* Jellinek, Gesetz und Verordnung, 8. 58. Es ist interessant, au 
sehen, wie die bereits von Marsilius vorgenommene Scheidung in Legis¬ 
lative nnd Exekutive spurlos vorfibergegangen ist Dies zeigt ein ganz 
äufserliches Merkmal, da in dem ausführlichen Inhaltsverzeichnis des 
Defensor pacis niemals von der pars executiva die Rede ist, 

4 Rnchanan a. a. O. 8. 18. 
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selbe heraus wie das Bedenken Lockes 1 : And because it 
may be too great temptation to human frailty, apt to graap 
at power, for the same persons who have the power of 
making laws to have also in their hands the power to exe- 
cute them, whereby they may exempt themselves from 
obedience to the laws they make, and suit the law, both 
in its making and execution, to their own private ad van- 
tage, and thereby corae to have a distinct interest from 
the re8t of the community, contrary to the end of society 
and government. Therefore in well ordered commonwealths, 
where the good of the whole is so considered as it ought, 
the legislative power is put into the hands of divers per¬ 
sona . . .* Immerhin ist diese Lehre bei den Monarcho- 
raachen noch nicht geklärt. 

Die Mouarchomachen suchten nach Rechtsschranken 
dem Herrscher gegenüber: indem das Verlangen aus¬ 
gesprochen wird, die Obrigkeit solle sich an die Gesetze 
halten, ist ihre Lehre ein Übergang zur modernen Idee 
des Rechtsstaates. Der Obrigkeit, welche die Rechts- 
«chranken überschreitet, darf Widerstand geleistet werden. 

Das Widerstandsrecht, welches von den Monarcho- 
machen gefordert wurde, war übrigens in jenen Tagen ein 
anerkanntes Recht vieler Stände. Ebensowenig hängt die 
Lehre vom Tyrannenmord als hohle Phrase im Leeren: die 
Geschichte lehrt uns, dafs die Worte damals oft in Thaten 
umgesetzt wurden. 

Soviel von unsern Schriftstellern, insoweit sie in die 
Geschichte der Staatslehre gehören. Aber auch in der 
Entwicklungsgeschichte des menschlichen Geistes kommt 
ihnen ein Platz zu 8 . Zweifel und Glauben, Abhängigkeit 
v °n den Autoritäten und das Ringen nach Selbständigkeit 


1 Locke, Two treatisea of Government, II, Chap. XII, § 143. 

* Vgl. auch Montesquieu, XI, 6. 

* Hartpole Lecky hat in seiner: History of the riso and influence 
°f the spirit of Rationalism in Europe, Vol. II, Chapt. V, die Monarcho- 
®*chen berücksichtigt. 
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läfst sie an Neuzeit und Mittelalter teilnehmen. Und trotz¬ 
dem sie als die Väter der modernen Demokratie angesehen 
werden können, tritt der vornehme Renaissancemensch 
immer bei ihnen hervor: Die „bellua multorum capitum“ 
wird von ihnen gründlich verachtet. Auch diese Seite darf 
man bei der Betrachtung der Staatstheorien nicht aufser 
acht lassen. Diese können nur aus der Geschichte der 
Zeit und der Person ihrer Schöpfer begriffen werden. Um 
eine Geschichte geben zu können, welche tiefdringend die 
Ideen der Staatslehre einer jeden Zeit begreifen läfst, mufa 
man stets zwei Punkte im Auge behalten: 

Einmal mufs man genau mit der Staats Verfassung der 
Zeit vertraut sein, welche die Staatslehre denkbar 
machen will. 

In zweiter Reihe mischen sich in die Staatslehre stets 
die — oft unbewufsten — Wünsche und Hoffnungen, die 
etwas „Besseres“ an die Stelle setzen möchten. Wunsch 
und Wirklichkeit vereinigen sich zu einem Gedankenbilde, 
vor dem die Welt sich rechtfertigen soll! Jede Zeit hat 
in ihren Staatstheorien ein Wertmafs gehabt, an dem die 
Wirklichkeit gemessen wurde. 


mervr'Mb« Hofbocbdruekord. Mephu Oetool k Co. In AlUabnn. 



